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Vorwort

Ende Januar 2011 hat der Berliner Beirat für  
Familienfragen dem Regierenden Bürgermeister von 
Berlin, Klaus Wowereit, und dem Familiensenator, 
Prof. Dr. Jürgen E. Zöllner, den Familienbericht 2011  
„Zusammenleben in Berlin“ übergeben. Die Berliner  
Politik, die Parteien, der Senat, die Verwaltung und 
das Abgeordnetenhaus haben sich auf die Inhalte, An­
regungen und Forderungen des Berichtes eingelassen 
und intensiv darüber beraten (vgl. Teil 2). 

Wenn auch noch nicht unmittelbare Umsetzungen 
der Anregungen des Berliner Beirats für Familienfra­
gen in den Politikalltag Wirklichkeit geworden sind, 
lässt sich doch nach kurzer Zeit feststellen, dass die 
Themen des Familienberichts 2011 „Zusammenleben 
in Berlin“ durchaus einen anderen Stellenwert in der  
politischen Diskussion gefunden haben. Aber auch der 
Berliner Beirat für Familienfragen hat die Debatte um 
das „Zusammenleben in Berlin“ fortgesetzt. Wir sind 
der Überzeugung, dass Familienpolitik in Berlin nur 
gelingen wird, wenn sie auch in der Verwaltung und in 
dem Zusammenwirken verschiedener Handlungsfelder 
als Querschnittsaufgabe verstanden und mitgedacht 
wird. Und das gilt auch für viele weitere Akteure in der 
Stadt: Wirtschaft, Verbände oder auch die Wissenschaft 
müssen über ihren unmittelbaren Aktionsrahmen hin­
aus im Zusammenwirken mit anderen für Familien agie­
ren. Deshalb wurde unmittelbar nach der Übergabe des 
Berichtes die Veranstaltungsreihe „Zusammenleben in 
Berlin“ ins Leben gerufen. Es galt, die Empfehlungen, 

Kritikpunkte und Themen des Familienberichts 2011 
gezielt in Politik, Verwaltung, Verbände und Gremien 
einzubringen, zur Diskussion zu stellen und umzu­
setzen. 

Gemeinsam mit unterschiedlichen Partnern wurde in 
über 20 Veranstaltungen der Familienbericht vorge­
stellt und diskutiert (vgl. Teil 3). Dabei standen die 
fünf Schwerpunktthemen des Berichtes (Familie und 
Beruf vereinbaren, familienrelevante Bildungsaspekte,  
Weiterentwicklung der familienfreundlichen Infra­
struktur, Bekämpfung und Prävention von Familien­
armut sowie familienfreundliche Regionen und Stadt­
quartiere) im Vordergrund. Neben einem allgemeinen 
Überblick über die zentralen Aussagen des Berichtes 
wurde in zusätzlichen Fachveranstaltungen zu einzel­
nen Fragestellungen, wie zum Beispiel der Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf im Pflegesektor oder am Wissen­
schaftsstandort Berlin sowie über die Weiterentwick­
lung der Berliner Familienbildung diskutiert. 

Ein wichtiges Element des Berliner Familienberichtes – 
ganz gleich ob online (www.zusammenleben-in-berlin.de)  
oder offline im Rahmen ganztägiger Familienforen – ist 
aber auch die Beteiligung der Familien selbst an der  
Erarbeitung des Berichtes. Weil die Beteiligung und 
Einflussnahme der Familien „auf Augenhöhe“ auf die 
Empfehlungen des Familienbeirats so wichtig waren, 
setzt der Berliner Beirat für Familienfragen die Reihe 
der Familienforen auch nach Übergabe des Familien­
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berichtes fort, deren Ergebnisse im Teil 3 dokumentiert 
werden. Neben den vielen Anregungen und Ideen wurde 
von den Teilnehmenden in den Bezirken auch deutlich 
gemacht, wie sehr sie sich eine regelmäßige und direkte  
Beteiligung durch Familienforen auf Bezirksebene 
wünschen würden. Deshalb auch hier die Anregung des 
Berliner Beirats für Familienfragen an die Bezirke, sich 
bei der Gestaltung eines familienfreundlichen Bezirks 
unmittelbar mit den Expertinnen und Experten, den  
Familien selbst, zusammenzusetzen.

Die letzten Monate haben gezeigt, dass auch nach 
der Übergabe des Familienberichtes an den Senat die  
Diskussion weitergeht. Der Berliner Beirat für Familien­
fragen mischt sich ein und ist eine der vielen Plattfor­
men für ein besseres Zusammenleben in dieser Stadt. 
Dass diese Diskussionen weiter so in der Öffentlichkeit 
diskutiert werden, belegt die Mediendokumentation 
in Teil 4.

Das alles konnte nur durch die Unterstützung von  
vielen Partnern wirksam in die Öffentlichkeit getragen 
werden. Deshalb danken wir allen auf Seite 65 genann­
ten Einzelpersönlichkeiten und Unternehmen, die uns  
darin mit großem Engagement unterstützt haben. 

Berlin, im September 2011

	 Peter Ruhenstroth-Bauer	 Nora Schmidt
	 Vorsitzender	                         Leiterin der Geschäftsstelle
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Der ganze Berliner Familienbericht 2011 

als kostenlose Datei unter 

www.familienbeirat-berlin.de

Wie geht es Familien in Berlin? Was muss die Hauptstadt 
für ihre Zukunft tun? Nach dreijähriger Arbeit hat der 
Berliner Beirat für Familienfragen dem Berliner Senat 
den Familienbericht 2011 übergeben. Fünf Schwerpunk­
te, die für das Familienleben in Berlin besonders von  
Bedeutung sind, bilden den Kern des Berichts. Dazu zäh­
len die Vereinbarkeit von Familie und Beruf, familienrele­
vante Bildungsaspekte, die Infrastruktur, Armut und so­
ziale Ungleichheit sowie das Zusammenleben in der Stadt.
Die wichtigsten Forderungen im Überblick:

Vereinbarkeit von Familie und Beruf
•	�Wachsendes Engagement der Unternehmen in Berlin 

weiter ausbauen
•	�Wichtige Vorbildfunktion des Arbeitgebers „Berlin“ 

noch stärker betonen
•	�Flexible Arbeitszeiten mit flexiblen Betreuungs­

möglichkeiten verknüpfen
•	Kinderbetreuung bei Übergängen und Ferien sichern
•	Gezielte Unterstützung für Pflegende verbessern

Familienrelevante Bildungsaspekte
•	�Frühkindliche Bildung stärker bewerben und Kinder 

nichtdeutscher Sprache einladen
•	�Sprachförderung noch besser in die frühe Bildung 

integrieren
•	�Erfolgreicher Schulabschluss für alle Jugendlichen 

ermöglichen
•	Familienbildung strukturell verankern
•	Förderschulen müssen zu Abschlüssen führen

Weiterentwicklung einer familien- 
freundlichen Infrastruktur
•	�Familieninformationsportal für Berlin  

im Internet einrichten

•	Familienzentren ausbauen
•	Familienbüros als zentrale Anlaufstellen etablieren
•	�Gute familienpolitische Rahmenbedingungen als 

wichtigen Standortfaktor begreifen
•	�Familienpolitik als Querschnittsthema mit  

effizienter Zusammenarbeit gestalten

Damit Familienarmut nicht zum Alltag gehört !
•	�Armutsbekämpfung braucht ein Gesamtkonzept statt 

zahlreiche Einzelmaßnahmen
•	Armutsgefährdung von Alleinerziehenden abbauen
•	Allen Kindern ein gesundes Aufwachsen ermöglichen
•	�Schulen in sozialen Brennpunkten gezielt unterstützen
•	Präventive Beratung zur Schuldenvermeidung stärken

Familienfreundliche Regionen und Stadtquartiere
•	�Berlins Zukunft braucht eine familienfreundliche 

Stadtpolitik 
•	Kiez und Quartiere familiengerecht gestalten
•	Familiengerechtes Wohnen stärker fördern
•	�Zusammenleben von Generationen und Kulturen 

unterstützen
•	Standortvorteile erhalten und nutzen

DER BERLINER FAMILIENBERICHT 2011 
„ZUSAMMENLEBEN IN BERLIN“



7Teil 2 – Stellungnahme des Senats zum Familienbericht 2011 am 5. April 2011

Ausgangslage
Der Senat von Berlin hat im Juli 2007 die Neuorganisati­
on des Berliner Beirates für Familienfragen beschlossen. 
Dabei wurde das Gremium deutlich erweitert um Vertre­
terinnen und Vertreter aus Politik, Wirtschaft, Gewerk­
schaft, Wissenschaft, Wohlfahrt, Glaubensgemeinschaf­
ten und Einzelpersonen. Der Familienpolitik in Berlin 
wurde damit ein sichtbar neuer Stellenwert gegeben.

Das überparteiliche und ehrenamtlich arbeitende Gremi­
um hat laut Satzung die Aufgabe, den Senat in Fragen 
der Familienpolitik zu beraten, ihm Impulse für famili­
enpolitische Maßnahmen zu geben und den Interessen 
von Familien im Land Berlin Gewicht zu verleihen. Dar­
über hinaus obliegt dem Familienbeirat in jeweils drei­
jährigem Abstand die Erstellung eines Berichts über die 
Lage der Familien in Berlin.

Der Familienbericht 2011
Der erste Bericht des Familienbeirates liegt nun unter 
dem Titel: „Zusammenleben in Berlin – Der Familien-
bericht 2011 – Zahlen, Fakten, Chancen und Risiken“ 
vor. Schwerpunktthemen des Familienberichtes 2011 
sind:

• Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
	 im Lebensverlauf

• Familienrelevante Bildungsaspekte

• Familienfreundliche Infrastruktur

• Familienarmut

• Familienfreundliche Stadtquartiere.

Das Thema Integration wird bei allen inhaltlichen Fra­
gestellungen berücksichtigt und entsprechend durchge­
hend behandelt.

Alle fünf Kernthemen wurden einer Bestandsaufnah­
me und Bedarfsanalyse unterzogen. Daraus hat der 
Familienbeirat konkrete Empfehlungen an Politik und  
Verwaltung abgeleitet und Hinweise gegeben für die 
Weiterentwicklung bzw. Neukonzeption familienpoliti­
scher Maßnahmen.

Dem Bericht liegt – vor dem Hintergrund der vielfältigen  
Familienkonstellationen und vor allem aufgrund der  
demografischen Entwicklung – ein weit gefasster 
Familienbegriff zugrunde: „Familie ist danach jede Ge­
meinschaft unterschiedlicher Generationen, in denen  
Menschen füreinander Sorge tragen“.

Der Bericht ist das Ergebnis eines dreijährigen Arbeitspro­
zesses, in den die Öffentlichkeit und die Berliner Famili­
en bereits während der Erstellung einbezogen wurden.  
Der Familienbeirat verfolgte damit die Absicht, frühzeitig 
das Interesse an dem Bericht und an familienpolitischen 
Themen in Berlin zu wecken und Empfehlungen der  
Berliner Bürgerinnen und Bürger mit aufzunehmen.

Grundprinzipien und  
Instrumente 
der Erstellung

Der Beirat hat nicht nur wissenschaftliche Expertisen 
und Fachleute einbezogen, sondern auch die Berliner 
Familien selbst zu Wort kommen lassen. Bei zwei mode­
rierten Onlinedialogen und sechs Familienforen haben 
sich Familien bzw. Bürgerinnen und Bürger von Berlin  
zu Themen geäußert, die ihr Leben in dieser Stadt  

Stellungnahme des Senats Zum 
Familienbericht 2011 am 5.4.2011
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betreffen. Ihre Stellungnahmen sind an thematisch  
passenden Stellen in den Bericht eingeflossen.

Darüber hinaus wurden zu verschiedenen Themen (Ver­
einbarkeit von Familie und Beruf, Familienarmut) und 
zu einzelnen Fragestellungen (Struktur und Lage der 
Familien in Berlin) wissenschaftliche Untersuchungen 
in Auftrag gegeben bzw. vorhandene Untersuchungen 
einbezogen.

Außerdem hat der Familienbeirat Fachdiskussionen 
zu aktuellen Themen initiiert, deren Ergebnisse eben­
falls in den Familienbericht eingeflossen sind. Dazu 
zählen z. B. die Veranstaltung „Berlin vernetzen für 
Familien“, die in Kooperation mit der Friedrich-Ebert-
Stiftung durchgeführt wurde, die Fachdiskussion zum 
Thema „Zwischen Pflegebett und Arbeitsplatz“ und das  
Hearing zur „Flexiblen Kinderbetreuung“.

Als weiteres Instrument für die Erstellung des Berichtes 
war dem Familienbeirat die Praxisorientierung wichtig. 
In diesem Sinne hat er z. B. gemeinsam mit der Indus­
trie- und Handelskammer sowie Handwerkskammer 
Berlin, dem DGB Berlin-Brandenburg den landesweiten 
Wettbewerb „Unternehmen für Familie 2010“ ausge­
rufen, der im letzten Jahr die familienfreundlichsten  
Betriebe Berlins ausgezeichnet hat.

Um der vielfältigen Berliner Praxis für mehr Familien­
freundlichkeit die Möglichkeit der Vorstellung zu geben, 
hat der Beirat ein „Call for Paper“, einen berlinweiten 
Aufruf, gute Beispiele einzureichen, veranstaltet und 
diese im Familienbericht vorgestellt.

Schwerpunkte 
des Berichts

Im Folgenden konzentriert sich die Stellungnahme auf 
die Schwerpunkte, die für den Senat von Berlin als  
wesentlich betrachtet werden und für die der Familien­
beirat Empfehlungen ausgesprochen hat:

Bildung hat besondere Priorität
Keine Diskussion hat Familien in den vergangenen  
Jahren so beschäftigt wie das Bildungsthema. Aus­
gehend von dieser Einschätzung hat der Familienbei­
rat diesem Thema besondere Priorität eingeräumt und 
es unter verschiedenen Aspekten und Zusammenhän­
gen untersucht und bewertet. Der Senat teilt die Auf­
fassung des Familienbeirats zur besonderen Bedeutung 
und Gewichtung gelingender Bildungsverläufe, gerade 
weil eine gute vorschulische, schulische und berufliche 
Bildung Voraussetzung für einen erfolgreichen Lebens­
weg und eine gelingende Integration darstellt und den 
besten Schutz bietet vor Arbeitslosigkeit und Armut. Der 
Senat hat hierzu an vielen Stellen notwendige struktu­
relle und konzeptionelle Veränderungen herbeigeführt.

Frühkindliche Bildung
Der Familienbeirat hebt die qualitativ hochwertige 
frühkindliche Bildung in Berlin hervor und würdigt die 
Spitzenposition, die das Land im Bundesvergleich bei 
den Investitionen in diesem Bereich einnimmt. Seine 
Empfehlungen im Bericht beziehen sich auf die Qualität 
der frühkindlichen Bildung, die in den Kitas weiter aus­
gebaut und gesichert werden soll.
Der Senat sieht sich hinsichtlich dieser Empfehlung be­
reits auf einem guten Weg. Mit der verbindlichen Ein­
führung des Berliner Bildungsprogramms als fachliche 
Rahmengrundlage für alle Kindertagesstätten verbun­
den mit der zwischen den Kitaverbänden und dem Land 
Berlin 2006 abgeschlossenen Qualitätsvereinbarung 
sind die zentralen Eckpunkte gesetzt. Darüber hinaus 
hat die Senatsverwaltung für Bildung, Wissenschaft und 
Forschung das „Berliner Kita Institut für Qualitätsent­
wicklung (Be-Ki)“ mit der fachlichen und organisatori­
schen Begleitung und Auswertung des Gesamtprozes­
ses der Qualitätsentwicklung in den Kitas beauftragt.  
Mit der Umsetzung dieses systematischen und verbind­
lichen Qualitätsentwicklungsprozesses nimmt Berlin ge­
genüber den Bundesländern eine Vorreiterrolle ein.

Gute Bildung von Anfang an
Der Senat folgt der Auffassung des Familienbeirates, 
dass möglichst alle Kinder von der Bildungseinrichtung 
Kita profitieren sollen und der Besuch einer Kita nicht 
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vom Einkommen der Eltern abhängen darf. Das Land hat 
die Betragsfreiheit für die letzten drei Kitajahre vor dem 
Schulbesuch beschlossen und schrittweise eingeführt. 
Seit Beginn des Jahres profitieren in Berlin rund 83.000 
Kinder im Alter zwischen 3 und 6 Jahren von dieser  
Regelung.

Durch Geburtenzuwachs, Zuzug, Verbesserungen des 
Personalschlüssels und durch die den Kitabesuch för­
dernden rechtlichen Regelungen (Beitragsfreiheit, An­
spruch auf Teilzeitbetreuung) entsteht in den Kitas ein 
zusätzlicher Fachkräftebedarf. Der Senat hat bereits 
frühzeitig ein Maßnahmepaket zur Gewinnung von 
Fachkräften für Kindertageseinrichtungen auf den Weg 
gebracht. Dazu gehören:

•	� der Ausbau der Ausbildungsplätze an den 
	 Erzieherfachschulen (u. a. auch durch Zulassung 
	 privater Fachschulen),

•	 die Erweiterung der berufsbegleitenden Ausbildung,

•	 die Ermöglichung des Quereinstiegs und

•	 die Einführung der Nichtschüler- oder 
	 externen Prüfung.

Die entwickelten Maßnahmen zur Sicherung des Fach­
kräftebedarfs sind überwiegend sehr erfolgreich und 
tragen dazu bei, dass sich die Zahl derjenigen, die dem 
Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen, insgesamt signifikant 
erhöht hat, ohne dass die hohen fachlichen Ansprüche an 
Personal in Kindertagesstätten aufgegeben werden.

Information über die 
Bildungseinrichtung Kita
Der Familienbeirat unterstreicht die Notwendigkeit, 
Eltern rechtzeitig über die Möglichkeit der (beitrags­
freien) Förderung in einer Kindertagesstätte zu infor­
mieren, und unterstützt ausdrücklich das sog. Einla­
dungswesen. Danach werden alle Eltern von Kindern, 
die das 3. Lebensjahr demnächst erreichen oder schon 
erreicht haben, angeschrieben und auf die Möglichkeit 
der Förderung in einer Kita hingewiesen. Um Familien 

mit Migrationshintergrund anzusprechen, ist darüber 
hinaus auf der Internetseite der Senatsverwaltung für 
Bildung, Wissenschaft und Forschung die Elterninfor­
mations-Broschüre: „Bildung, Erziehung und Betreu­
ung in Kindertageseinrichtungen“ in den Sprachen  
englisch, russisch, türkisch, arabisch und vietname­
sisch eingestellt.

Sprachförderung
Der Senat weiß sich mit dem Familienbeirat einig, dass 
der Sprachförderung und insbesondere dem frühen Er­
werb der deutschen Sprache durch Kinder nichtdeut­
scher Herkunftssprache eine herausragende Bedeutung 
beizumessen ist. Gute Sprachkenntnisse sind zentrale 
Voraussetzungen für einen erfolgreichen Bildungsweg.

Daher fördert der Senat diesen Bereich der frühkindlichen 
Bildung nachhaltig. Zu den vielfältigen Maßnahmen, die 
den Kitas zur Qualifizierung der Sprachförderung ange­
boten werden, gehören u. a. Fortbildungsangebote für 
die pädagogischen Fachkräfte in den Kitas, Bereitstel­
lung von entsprechenden Materialien und die Teilnahme 
an Bundesprojekten. Aktuell beteiligt sich das Land an 
der „Bundesinitiative Schwerpunkt-Kitas zur Sprach- 
und Integrationsförderung“, die voraussichtlich 188 
Berliner Kindertagesstätten mit jährlich 25.000 Euro pro 
Kita von 2011 bis 2014 fördert. Die Mittel sind für eine 
zusätzliche 1/2 Stelle für eine pädagogische Fachkraft 
für die Sprachförderung vorgesehen.

Der Senat sieht sich in Übereinstimmung mit der Emp­
fehlung des Familienbeirats, dass mehr Transparenz über 
die tatsächlich vollzogene Sprachentwicklung der Kinder 
im Verlauf ihrer Kitazeit hergestellt werden soll. Ziel des 
Senats ist es, den Sprachstand aller Kinder gesetzlich 
verpflichtend an zwei zeitlichen Messpunkten festzustel­
len. Dadurch wird es möglich, die Entwicklung der Kinder 
zwischen dem ersten und zweiten Messpunkt nachzuvoll­
ziehen. Die rechtlichen und fachlichen Voraussetzungen 
des Vorhabens werden gegenwärtig geprüft.

Bildung in der Schule
Die schulische Bildung wird in dem Familienbericht 
unter dem Aspekt der Chancengerechtigkeit und dem 
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Ausgleich sozialer Benachteiligung untersucht. Hand­
lungsbe darf sieht der Familienbericht hier vor allem bei 
den hohen Schulabbrecherquoten und fehlenden bzw. zu 
niedrigen Schulabschlüssen.

Dem Senat sind diese Probleme bekannt. Mit der Einfüh­
rung der Integrierten Sekundarschule hat der Senat die 
Voraussetzungen geschaffen für ein leistungs- und zu­
kunftsfähiges Schulsystem, das zu mehr Chancengleich­
heit beitragen wird. Insbesondere zwei Ziele stehen im 
Mittelpunkt:

•	�� die Verbesserung der individuellen Förderung 
	 für alle Schülerinnen und Schüler und

•	� die Minderung von Nachteilen bezüglich des 
	 Zusammenhangs zwischen sozialer Herkunft bzw. 
	 Migrationshintergrund und schulischem Erfolg.

Vor allem wird es darum gehen, Brüche in den Schullauf­
bahnen zu vermeiden, die Zahl der Jugendlichen ohne 
Schulabschluss deutlich zu senken und mehr Schülerinnen 
und Schüler zu höheren Bildungsabschlüssen zu führen.

Durch die Reform der Schulstruktur wird es mit der 
neuen Integrierten Sekundarschule und dem Gymna­
sium zwei Schularten geben, die grundsätzlich zu den 
gleichen Abschlüssen führen. Beide Schularten sind 
gleichwertig, wenn auch nicht gleichartig. Insofern be­
steht die Schulstrukturreform nicht in einer einfachen 
Zusammenlegung von Haupt- und Realschulen, wie 
die Darstellung im Familienbericht verstanden werden 
könnte. Zu den wichtigsten Punkten der Reform zählen:

•	� Die Gestaltungsspielräume jeder einzelnen 
	 Schule werden gestärkt

•	� Alle Integrierten Sekundarschulen werden Ganztags­
schulen. Dies ist bundesweit einmalig. Im Rahmen 
der Schulkonferenz können Eltern, Schülerschaft und 
Lehrerkollegium in eigener Verantwortung über die 
Form, Umfang und Gestaltung des Ganztagsbetriebes 
entscheiden. In Zusammenarbeit mit freien Trägern 
der Jugendhilfe können z. B. auch Nachmittagsan­

gebote zur Prävention von Schuldistanz und zur Un­
terstützung von sozial benachteiligten Schülerinnen 
und Schülern realisiert werden.

•	� In der Integrierten Sekundarschule werden alle Schü­
lerinnen und Schüler durch das Duale Lernen syste­
matisch und frühzeitig auf den Übergang in die Be­
rufs- und Arbeitswelt vorbereitet. Dazu kooperieren 
die Schulen beispielsweise eng mit Betrieben, den 
Wirtschaftsverbänden, den beruflichen Schulen, mit 
Hochschulen und mit Trägern der Berufsvorbereitung.

•	� An den Übergängen von der Kita zur Schule und der 
Sekundarstufe I der Integrierten Sekundarschule zu 
den Oberstufenzentren werden zwischen den jewei­
ligen Partnern verbindliche Vereinbarungen abge­
schlossen mit dem Ziel einer guten Verzahnung von 
vorschulischen, allgemeinen und berufsbezogenen 
Bildungsangeboten.

Jugendsozialarbeit an Berliner Schulen
Der Senat stimmt mit dem Familienbeirat überein, dass 
Schulen an sozialen Brennpunkten eine besondere  
Unterstützung benötigen. In diesem Sinne hat das 
Land bereits vor fünf Jahren das Programm „Jugend­
sozialarbeit an Berliner Schulen“ ins Le ben gerufen. 
Seitdem wurde es kontinuierlich ausgeweitet und 
im Haushaltsplan 2010/11 etatisiert. In diesem Jahr  
stehen Mittel in Höhe von 7,9 Mio. Euro zur Verfü­
gung, mit denen freie Träger 165 Sozialpädagogen und  
Szialpädagoginnen (Basis Vollbeschäftigung) einset­
zen. Es profitieren alle Schultypen von der Jugendsozial­
arbeit, vor allem die Grundschulen und die Integrierten  
Sekundarschulen.

Familienbildung
Die Familienbildung hat in den vergangenen Jahren  
einen erheblichen Bedeutungszuwachs erfahren und 
stelltheute ein wichtiges Handlungsfeld sowohl auf 
Bezirks als auch auf Landesebene dar. Hier sieht der 
Familienbeirat noch weiteren Entwicklungsbedarf  
bezogen auf die Organisationsstrukturen und das  
Angebotsspektrum.
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Familienbildung als präventive Strategie ist eine  
Querschnittsaufgabe. Mit der Verortung zwischen  
Erwachsenenbildungs- und Jugendhilfeansatz und der 
Notwendigkeit zur Gemeinwesenorientiertheit ist sie mit 
vielfältigen gesetzlichen Grundlagen und vielfältigen  
Zuständigkeiten verbunden, zudem mit vielfältigen 
Finanzierungsstrukturen auf verschiedenen Ebenen  
(Bezirk, Land, Modellprojekte des Bundes, Stiftungs­
mittel etc). Die daraus entstehende Heterogenität in 
der Familienbildung ist insofern das Ergebnis dieser 
unterschiedlichen Strukturen. Nur temporär gewährte  
Finanzierungen von Bund, Land und Kommune betreffen 
häufig auch die vorhandene Infrastruktur der Familien­
bildung bei Stadtteilzentren, Mehrgenerationenhäusern 
und bereits bestehenden Familienzentren.

Das Land konzentriert sich angesichts der Bedeutsam­
keit der ersten Lebensjahre, der Unsicherheit vieler  
Eltern hinsichtlich elementarer Fertigkeiten und Erzie­
hungskompetenz sowie der Rolle früher Hilfen auf die 
Zielgruppe der Familien mit kleinen Kindern. Folgerich­
tig ist daher das Bemühen der Senatsverwaltung für 
Bildung, Wissenschaft und Forschung zur Entwicklung 
von Familienzentren aus Kindertageseinrichtungen, das 
der Familienbericht ausdrücklich begrüßt. Mit der da­
mit angestrebten Stärkung der Regeleinrichtung Kita im  
Sozialraum geht es auch um konsequente sozial­
räumliche Ausrichtung von Familienbildung und die  
Sicherstellung verbindlicher Kooperationen sowie um 
die Vernetzung von Kinderschutz- und Bildungsarbeit. 
Bei der geplanten Netzwerkstruktur ist die Kita ein 
Kristallationspunkt, eingebettet in die sozialräumliche  
Struktur mit Schulen, Nachbarschafts- und Stadtteil­
zentren, sozialen Treffpunkten und Mehrgenerationen­
häusern als familienunterstützendem Gesamtrahmen.  
Es wird eine berlinweite Umsetzung des Konzepts 
Familienzentren und damit auch die strukturelle  
Verankerung von Familienbildung angestrebt.

Berufliche Bildung
Für Zukunftsperspektiven junger Menschen sind eine 
berufliche Ausbildung und im weiteren Lebensverlauf 
die Möglichkeiten der beruflichen Weiterbildung von 
entscheidender Bedeutung.

Der Senat stimmt dem Familienbeirat zu, dass die In­
tegration von Jugendlichen mit Migrationshintergrund 
in den Ausbildungsmarkt bisher noch nicht zufrieden­
stellend gelungen ist. Auch die Ausbildungsabbrecher­
quote fällt noch zu hoch aus. Politik und Wirtschaft 
haben die Dringlichkeit für gemeinsames Handeln er­
kannt und aufgrund der zu erwartenden Auswirkungen 
der demografischen Entwicklung entsprechend forciert. 
Der Berliner Masterplan Qualifizierung (MPQ) bildet die 
Grundlage und den Rahmen für die Entwicklung einer 
mittelfristig ausgerichteten regionalen Strategie „zur 
Risikominimierung von Fachkräfteengpässen“ auf dem 
Berliner Arbeitsmarkt. Im MPQ sind die Themenbereiche 
„Duale Ausbildung“ und „Übergang Schule-Beruf“ als  
eigenständige zentrale Handlungsfelder beschrieben 
und mit einzelnen Maßnahmen unterlegt, die sowohl 
auf die Neueinführung und Veränderung als auch auf die 
Optimierung bestehender Verfahren abzielen.

Darüber hinaus werden in der Berliner Vereinbarung 
zur Nachwuchskräftesicherung Handlungsbedarfe ins­
besondere im Ausbildungsbereich formuliert, die sich 
mit den im Bericht dargestellten Defiziten befassen. 
Die „Steigerung des Ausbildungsengagements“ über die  
Gewinnung zusätzlicher Betriebe, die Jugendliche 
mit Migrationshintergrund ausbilden, sowie über 
eine intensivere Nutzung des Verbund-Ausbildungs­
modells sind als Ziel formuliert. Ebenso ist das Ziel der  
„Vermeidung von Ausbildungsabbrüchen“ benannt, 
welches durch Angebote präventiver Ansätze wie die 
verbesserte Berufsorientierung für Jugendliche und 
den Ansatz von ausbildungsbegleitenden Hilfen (abH)  
erreicht werden soll.

Handlungsfeld Arbeit

Familienfreundliche Unternehmen
Der Familienbericht unterstreicht im Handlungsfeld  
Arbeit die Aktivitäten der Berliner Arbeitgeber für eine 
bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Er fordert 
daher eine Verbesserung der Kommunikation über gute 
Vorbilder, die zeigen können, dass sich familienfreund­
liche Unternehmenspolitik auch betriebswirtschaftlich 
lohnen kann.
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Der Senat sieht Maßnahmen zur Förderung der Verein­
barkeit von Familie und Beruf ebenfalls als bedeutsam 
an. Die von ihm entwickelten Informationsbroschüren, 
erfreuen sich großer Nachfrage. Insbesondere in der 
Broschüre „Familienfreundlichkeit zahlt sich aus – Im­
pulse für Unternehmen in Berlin“ finden sich gute Vor­
bilder, vorrangig in kleinen Unternehmen. Sie wendet 
sich an Unternehmen und Personalverantwortliche und 
zeigt auf, dass durch familienbewusste Maßnahmen am  
Arbeitsplatz ein messbarer Gewinn erzielt wird, mindes­
tens durch geringere Personalfluktuation und geringere 
Wiederbesetzungskosten einer Stelle.

Auch von der „Berlin Partner GmbH“ wird das Thema 
„Vereinbarkeit“ stark kommuniziert und in den Vor­
dergrund gerückt. Bei der Betreuung zuziehender Un­
ternehmen und ihres Personals, im Unternehmensser­
vice und im Arbeitsbereich Personal Recruiting in der  
Wirtschaftsförderung spielt das Thema Familienfreund­
lichkeit als Standortfaktor eine zunehmend größere 
Rolle.

Weiterhin sieht der Senat in dem alle zwei Jahre verlie­
henen Preis für die Unternehmerin des Jahres im Zusam­
menhang mit dem Berliner Unternehmerinnentag einen 
Beitrag, für Frauen Vorbilder zu schaffen, sich selbstän­
dig zu machen – insbesondere auch weil das entschei­
dende Auswahlkriterium eine Personalpolitik ist, die 
Chancengleichheit und Vereinbarkeit von Beruf und  
Familie in den Vordergrund stellt.

Pflege
Die Vereinbarkeitsprobleme beziehen sich nicht nur 
auf Familien mit Kindern, sondern auch auf Familien  
mit pflegebedürftigen Angehörigen. Hier weist der 
Familienbericht zu Recht darauf hin, dass dieses The­
ma noch zu wenig auf der Agenda steht und mahnt  
entsprechende Initiativen an. Der Senat wird dieses 
Thema als Arbeitgeber im Rahmen von Auditierungs­
verfahren zukünftig verstärkt aufnehmen und die  
weitere Diskussion aktiv begleiten. 

Berlin als Arbeitgeber
Der Familienbeirat nimmt insbesondere die Verwaltung 
des Landes Berlin in die Pflicht und erwartet Vorbild­
funktion. Dieser Verantwortung stellt sich das Land. Die 
Senatsverwaltung für Inneres und Sport, das Landes­
verwaltungsamt Berlin, die Senatsverwaltung für Wirt­
schaft, Technologie und Frauen und die Senatsverwal­
tung für Bildung, Wissenschaft und Forschung haben 
das Audit berufundfamilie bereits durchgeführt bzw.  
befinden sich im Prozess. Das Thema Familienfreund­
lichkeit hat sowohl bezogen auf zu gewinnende jüngere 
Mitarbeiter/innen, die sich in der Familiengründungs­
phase befinden, als auch auf das Thema Pflege aufgrund 
des hohen Altersdurchschnitts der Mitarbeiterschaft 
eine besondere Bedeutung.

Zudem nimmt das Land seine Vorbildfunktion wahr, in­
dem es durch die Implementierung von Diversity-Strate­
gien in der Personalentwicklung zur Wertschätzung ver­
schiedener Lebensweisen und Familienformen beiträgt. 
Dies umfasst auch die Gleichstellung eingetragener 
gleichgeschlechtlicher Lebenspartnerschaften mit der 
Ehe im Kindschaftsrecht.

Alleinerziehende
Das Thema Alleinerziehende Mütter wird im Bericht un­
ter dem Aspekt der Armutsgefährdung und des hohen 
Anteils im SGB II-Bezug betrachtet. Es wird angeregt, 
die Arbeitsmarktinstrumente besser auf diese Zielgrup­
pe auszurichten, Teilzeitausbildungen zu fördern und 
Teilzeitoptionen zu verbessern.

Viele Rahmenbedingungen der Arbeitsvermittlung sind 
auf Ebene der Länder nur schwer zu beeinflussen. Der 
Senat unterstützt mit Landes- und ESF-Mitteln Maßnah­
men im Rahmen der Arbeitsmarktförderung, die sich auf 
diese Zielgruppe beziehen. Beispielsweise werden im 
Rahmen des Frauenförderprogramms Beratungsstellen 
zur Frauenweiterbildung gefördert, es gibt ein Pro­
gramm zur Beruforientierung, das sich an erwerbslose 
Frauen, aber auch an die klassischen Wiedereinsteige­
rinnen richtet. Darüber hinaus werden gezielt, teilweise  
auf Dauer, teilweise in Modellprojekten spezifische  
Qualifizierungsmaßnahmen oder Unterstützungsleis­
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tungen gefördert. Dennoch: Die (angespannte) Situation  
am Arbeitsmarkt ist der kritischste Faktor für eine  
Verbesserung der Situation von Eltern, insbesondere  
Alleinerziehenden.

Die Möglichkeit, eine Ausbildung in Teilzeit zu ab­
solvieren, wird unterstützt, zuletzt durch finanziel­
le Förderung der Erstellung einer Website zum Thema 
(http://www.teilzeitberufsausbildung-berlin.de/) und  
Einbringung in weitere Arbeitspläne des Senats 
(z. B. Masterplan Qualifizierung, Lenkungsausschuss  
Fachkräfte).

Die Empfehlung im Familienbericht, die Teilzeitoptionen 
für Alleinerziehende zu verbessern, wird dagegen kri­
tisch gesehen. Es spricht nichts gegen die phasenweise 
Reduzierung von Arbeit oder gegen eine vollzeitnahe 
Teilzeit, wenn Existenzsicherung damit gewährleistet 
ist. Umgekehrt aber ist Teilzeit in vielen Branchen, vor 
allem in Branchen, in denen Frauen tätig sind, die Regel, 
häufig sogar in Form der geringfügigen Beschäftigung. 
Von einer Existenz sichernden Beschäftigung kann dann 
in vielen Bereichen nicht mehr die Rede sein, erst recht 
nicht, wenn zusätzlich Kinder zu unterhalten sind. Aus 
gleichstellungspolitischer Sicht muss es vielmehr darum 
gehen, dass sich die Arbeitszeiten annähern, auch die 
unbezahlte Fürsorgearbeit sich „verteilt“ und eine Ent­
lastung der Eltern bei der Fürsorgearbeit erfolgt.

Familienfreundliche  
Infrastruktur 
und Stadtquartiere

Familieninformationsportal
Der Familiebeirat unterstützt die Anregung und  
Empfehlung für einen besseren Zugang zu übersichtli­
chen und gebündelten Informationen zu familienre­
levanten Themen. Familien beklagen, dass zwar eine 
Menge an Informationen im Netz vorhanden sind,  
spezifische Informationen seien aber aufwendig zu  
recherchieren und oft nicht mehr aktuell. Gefordert wird 
daher ein zentrales Familieninformationsportal, das alle 
wichtigen Informationen für Familien – auch über z. B. 
Ferienangebote und Freizeitaktivitäten – aktuell, ziel­

gruppenspezifisch, leicht zugänglich und nutzerfreund­
lich zur Verfügung stellt, verlinkt mit bestehenden  
Datenbanken. Der Senat greift dieses Anliegen auf.  
Derzeit werden hierzu Voraussetzungen geprüft und  
Absprachen zur Umsetzung getroffen.

Kindertagesbetreuung in Berlin
Die gut ausgebaute Infrastruktur in der Berliner  
Kindertagesbetreuung findet im Familienbericht große 
Anerkennung. Sie ist die elementare Voraussetzung für 
die Vereinbarkeit von Familie und Beruf und wird Eltern 
in Berlin zuverlässig zur Verfügung gestellt. Es wird  
jedoch angeregt, die Kita-Versorgung und die Ganztags­
betreuung an Schulen in Randzeiten, beim Übergang von  
Regelbetreuung zu ergänzender Betreuung, zu außerge­
wöhnlichen Zeiten sowie zu Schließ- und Ferienzeiten 
den sich ändernden Betreuungsbedürfnissen von Eltern 
besser anzupassen.

Der Senat teilt die Einschätzung, dass die zunehmen­
de Flexibilisierung der Arbeitszeiten von Eltern ein  
entsprechendes Betreuungssystem erfordert. Er hat 
daher in den letzten Jahren die rechtlichen Rahmen­
bedingungen für eine bedarfsgerechte Versorgung 
– auch zu außergewöhnlichen Betreuungszeiten –  
geschaffen (u.A. Flexibilisierung der Öffnungszeiten 
von Kitas, Ausbau der ergänzenden Betreuung durch 
Tagespflegepersonen – auch für Grundschulkinder). 
Durch die kindbezogene Feststellung des Betreuungs­
bedarfs besteht grundsätzlich die Möglichkeit, flexibel 
auf schwankende Betreuungsbedürfnisse zu reagieren. 
Passgenaue Lösungen im Einzelfall erfordern ein gutes 
„Zusammenspiel“ von Kita, Jugendamt, Pflegepersonen 
und Eltern.

Künftig geht es darum, den hohen Angebotsstandard der 
Berliner Kindertagesbetreuung zu halten und die wei­
tere Flexibilisierung konzeptionell und organisatorisch 
auf der Grundlage der vorhandenen Rahmenbedingun­
gen zu realisieren. Dabei muss der Anspruch auf mehr 
Flexibilität und Individualität im Kinderbetreuungsan­
gebot einher gehen mit kindgerechten Tagesstrukturen 
und pädagogisch vertretbaren Bezugssystemen.
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Familienzentren
In seinen Empfehlungen für eine Weiterentwicklung 
der familienfreundlichen Infrastruktur unterstützt der 
Familienbeirat ausdrücklich das Vorhaben des Senats, 
Kitas zu sozialräumlich verorteten Familienzentren 
weiterzuentwickeln. Der Senat misst diesem wichtigen 
familienpolitischen Vorhaben hohe Bedeutung bei und 
strebt eine flächendeckende Realisierung an.

Anlaufstellen für Familien
Neben den Familienzentren hält der Familienbeirat die 
Bündelung von Informations- und Serviceleistungen für 
Familien in kommunalen Familienbüros für einen wei­
teren Baustein bezüglich einer familienfreundlichen  
Infrastruktur.

Der Senat sieht in den Bürgerbüros der Berliner Bezirks­
ämter einen solchen Ansatz. Der Senat wird prüfen, ob 
diese sehr gut angenommenen bürgernahen Beratungs­
stellen für die Zielgruppe von Familien mit Kindern z. B. 
im Rahmen eines Modellbezirks weiter entwickelt und 
entsprechend erprobt werden können.

Programm Soziale Stadt
Der Familienbeirat empfiehlt, die bisherigen Instrumen­
te der Stadterneuerung und des Quartiersmanagements 
weiter auszubauen und nimmt Bezug auf das Programm 
Soziale Stadt. Der Senat bedauert, dass das Programm 
durch massive Kürzungen von Bundesfinanzhilfen der 
Städtebauförderung in seinem Bestand gefährdet ist. 
Das Land Berlin wird daher weggefallene Bundesmittel 
durch Landesmittel ausgleichen, um das Programm in 
2011 auf dem Niveau des Vorjahres weiterzuführen.

Familienstadt Berlin
Berlin profitiert aufgrund seiner Standortvorteile vom 
Zuzug junger Menschen, die auch nach der Familien­
gründungsphase in der Stadt bleiben. Der Familien­
bericht empfiehlt, stärker mit diesen Vorteilen für die 
Stadt zu werben. Eine gut ausgebaute Infrastruktur 
für Familien ist ein zunehmend wichtiger Standort­
faktor für die Wirtschaft. Hinzukommen bisher günstige 
Mieten im Vergleich zu anderen Großstädten, niedrige 
Lebenshaltungskosten, ein einzigartiges kulturelles  

Angebot – Berlin hat viel zu bieten für Familien.  
Der Senat begrüßt diese positive Einschätzung der Po­
tentiale von Berlin und teilt die Auffassung, diesen 
Standortfaktor noch stärker in dem Marketing für Berlin 
zu betonen. Des Weiteren sollten auch die Bezirke stär­
ker in ihre lokale Familienpolitik investieren und sie 
als Querschnittaufgabe verankern.

AbschlieSSende Bewertung

Der Senat begrüßt den vom Berliner Beirat für Famili­
enfragen vorgelegten Familienbericht 2011. Er würdigt, 
dass der Familienbericht – wie noch kein Vorgängerbe­
richt – insbesondere die Themen Vereinbarkeit von Fami­
lie und Beruf und die Infrastruktur für Familien in Ber­
lin ausführlich untersucht. Der Familienbeirat hat diese 
Fragen nicht nur im Familienbericht thematisiert. Er hat 
auch an praktischen Lösungen und Strategien mitgear­
beitet und dazu eine breite Öffentlichkeit hergestellt.

Aus der Fülle wertvoller Anregungen greift der Senat 
wie beschrieben eine Reihe von Empfehlungen auf. Die 
Senatsverwaltung für Bildung, Wissenschaft und For­
schung macht sich vor allem zwei Empfehlungen zu  
eigen:

•	� Die Einrichtung einer zentralen Internetplattform 
mit familienrelevanten Informationen für eine besse­
re Informationsversorgung für Familien, deren Reali­
sierung bereits begonnen hat.

•	� Die Weiterentwicklung von Kindertagesstätten zu 
Familienzentren als niedrigschwellige Anlaufstelle 
und Knotenpunkt infrastruktureller Angebote für 
Familien soll flächendeckend umgesetzt werden. Für 
die Senatsverwaltung für Bildung, Wissenschaft und 
Forschung ist dies eines der wichtigen familienpoliti­
schen Vorhaben des Landes.

Der Senat sieht in dem Familienbericht eine sehr gute 
Arbeitsgrundlage für familienpolitische Initiativen und 
Debatten. Es wird deutlich, dass die Familienpolitik 
in Berlin eine ressortübergreifende Bedeutung hat,  
der zukünftig verstärkt Rechnung getragen werden 
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muss. Auch für die Bezirke sieht der Senat – wie im Fa­
milienbericht dargestellt – die Notwendigkeit, deutli­
cher als bisher lokale familienpolitische Strategien zu 
entwickeln.

Der Senat dankt dem Familienbeirat für seine um­
fassende Arbeit und die Erstellung des umfangreichen 
und fundierten Materials. Der Beirat hat in der Bericht­
erstattung neue Wege beschritten und zum ersten  
Mal in einem Berliner Familienbericht auch die Fami­
lien selbst zu Wort kommen lassen. Der Familienbeirat 
hat durch seine Arbeit die öffentliche Wahrnehmung 
und die Bedeutung der Familienpolitik als zentrales, 
ressortübergreifendes Thema wesentlich gestärkt.

Berlin, den 5. April 2011
Der Senat von Berlin

	 Klaus Wowereit 	 Prof. Dr. E. Jürgen Zöllner
	 Regierender Bürgermeister	                       Senator für Bildung, Wissenschaft und Forschung
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Abgeordnetenhaus von Berlin
16. Wahlperiode 
Ausschuss für Bildung, Jugend und Familie
74. Sitzung
5. Mai 2011
Beginn: 13.01 Uhr
Ende: 14.50 Uhr
Vorsitz: Christa Müller (SPD)

Christa Müller: Ganz herzlich begrüße ich an dieser 
Stelle noch mal den Vorsitzenden des Berliner Beirates 
für Familienfragen, Herrn Peter Ruhenstroth-Bauer, 
und er hat sich zur Unterstützung Frau Nora Schmidt 
mitgebracht, die dann sicher auch noch auf die eine 
oder andere Frage eingehen will. Wir beginnen diesen 
Tagesordnungspunkt mit einer Fraktionsrunde, und die 
SPD-Fraktion hat als erste das Wort. – [Zuruf] – Wenn 
Sie das gern so hätten, dann, bitte, fangen Sie an, Herr 
Ruhenstroth-Bauer.

Peter Ruhenstroth-Bauer (Familienbeirat Berlin): 	
Vielen Dank! – Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr ge­
ehrte Damen und Herren Abgeordnete! Herzlichen Dank 
für die Einladung zur Sitzung. Lassen Sie mich aber vor­
weg – trotz der knapp bemessenen fünf Minuten, an die 
ich mich selbstverständlich halten will – den familien­
politischen Sprecherinnen aller Fraktionen danken. Sie 
saßen als Vertreterinnen der Politik im Berliner Beirat 
für Familienfragen und haben aktiv an der Erstellung 
des Familienberichts mitgewirkt. Dass Sie, Frau Scheeres 
und Frau Dr. Barth, aber insbesondere Frau Demirbüken-
Wegner, Frau Jantzen und Frau Senftleben, der Versu­
chung einer parteipolitischen Instrumentalisierung 
dieses wichtigen Themas widerstanden haben, dafür  
gebührt Ihnen ganz besonderer Dank!

Wir hatten uns im Familienbeirat auf einen Perspektiv­
wechsel zum Thema Familie in Berlin verständigt: nicht 
nur die Risiken beschreiben, sondern ganz klar auch die 
Chancen benennen. So liegt Ihnen hier nach drei Jah­
ren und nunmehr 35 Sitzungen des Familienbeirats ein 
Bericht vor, der nicht nur einvernehmlich beschlossen, 
sondern ganz klar auch diesen Perspektivwechsel auf 
die Familie im Lebensverlauf nachvollzogen hat und, 
politisch gesprochen, natürlich auch ressortübergrei­
fend gedacht und nach Ansätzen gesucht hat. Neben 
dem Perspektivwechsel war uns die starke Einbezie­
hung der Berlinerinnen und Berliner wichtig – etwas, 
was übrigens in der ganzen Frage um Partizipation, um 
Betroffene zu Beteiligten zu machen, in den letzten  
Monaten sehr aktuell geworden ist. Das haben wir hier 
in der Stadt schon sehr intensiv praktiziert. Wir haben 
also einen Bericht nicht über, sondern auch mit den 
Berliner Familien erarbeitet. Und schließlich zeigt auch 
die Liste der Veröffentlichungen aller Medien Berlins in 
diesen drei Jahren das hohe Interesse an der Gestaltung 
des Zusammenlebens in der Stadt und die hohe Bereit­
schaft, sich dazu einzubringen. Ich bin sicher, wer nur 
unter sich, quasi in der Fachcommunity bleibt, wird  
diese Breitenwirkung nicht erzielen.

Sie wissen, dass der Familienbericht sechs Schwer­
punktthemen bearbeitet hat, woraus sich ganz kon­
krete Forderungen ableiten. Lassen Sie mich auf drei 
Themen eingehen, auf die ich heute noch einmal be­
sonderes Augenmerk werfen möchte: Erstens, die Stadt 
hat ein breites Angebot für Familien, aber keiner fühlt 
sich so wirklich informiert. Die Familien wollen ein 
zentrales Informationsportal, in dem sie unmittel­
bar, schnell und einfach handhabbar erfahren: Was ist 
in der Stadt los? Wie viele Kitaplätze sind noch frei?  

Wortprotokoll 
Ausschuss für Bildung,  
Jugend und Familie
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Welche Jugendfreizeitangebote gibt es in der Nähe? 
Wer hilft bei der Vereinbarkeit von Familie und Beruf? 
Und wo ist der wohnortnahe Pflegeplatz für einen An­
gehörigen zu finden?

Zweitens: Sie wissen, Familie ist nicht nur Vater, Mutter, 
Kind. Familie – und wir haben uns für den weiten Fami­
lienbegriff in dem Familienbeirat entschieden: Familie 
ist dort, wo Menschen füreinander Sorge tragen – und 
das nicht nur in der Familiengründungsphase, sondern 
über den ganzen Lebensverlauf. Deshalb haben wir 
konkrete Anregungen zu dem aus unserer Sicht immer 
noch viel zu vernachlässigten Bereich der Vereinbarkeit 
von Pflege und Beruf gemacht, aber auch zur gezielten  
Unterstützung von Pflegenden.

Drittens: Berlin ist trauriger Spitzenreiter bei der 
Kinderarmut – ein drängendes und nicht mehr zu ig­
norierendes Thema, das nach unserer Auffassung nur 
mit einem ressortübergreifenden Gesamtkonzept statt 
zahlreicher Einzelmaßnahmen angegangen werden 
kann. Drei Beispiele, die Ihnen zeigen, dass der Bericht 
in seiner Breite und Vielfalt mehr als nur ein Thema für  
Familien beleuchtet hat: So sehr uns gefreut hat, dass 
der Regierende Bürgermeister und Sie, Herr Senator, 
Ende Januar bei der Übergabe des Berichts die Bedeu­
tung dieses Themas für den Senat hervorgehoben haben, 
so sehr haben wir doch auch feststellen müssen, dass 
der Senat in seiner Stellungnahme das Thema Bildung 
und Betreuung in den Mittelpunkt der Betrachtungen 
gestellt hat. Den Perspektivwechsel auf Familie, mit 
dem Politik unseres Erachtens auch nur den verschie­
denen Formen des Zusammenlebens einer Metropole wie  
Berlin gerecht werden kann, vermissen wir in der 
Stellungnahme.

Zum Abschluss ein Appell: Sie sehen an dem Bericht, 
wie ernsthaft und der Stadt zugewandt die Berlinerin­
nen und Berliner über die Fragen des Zusammenlebens 
in Berlin debattiert haben. Mit starker Partizipation 
von Bürgerinnen und Bürgern in Form von Onlinedialo­
gen, Familienforen, einer starken Facebook-Community 
und Briefen an 50 000 Familienhaushalte konnten viele 
Menschen erreicht und begeistert werden. Wir denken,  

diese Menschen haben ein Recht darauf, mit ihren  
Ideen, Vorschlägen und Kritikpunkten ernst genommen 
zu werden. Darin sehen wir übrigens auch eine richtige 
Chance für Sie, die Vertreterinnen und Vertreter der  
Politik. Denn schon wird bei uns nachgefragt, wie denn 
mit den vielen Vorschlägen und Anregungen umgegan­
gen wird. Dass wir unsere Aufgabe mit dem Ende die­
ser Legislaturperiode auch been den, heißt, dass wir 
nicht mit der Übergabe aufhören, sondern eine ganze 
Reihe von Veranstaltungen – und das haben wir Ih­
nen hier einmal zusammengestellt –, die genau dieses  
Thema, nämlich den Familienbericht und das Zusam­
menleben in der Stadt thematisieren, bis zum Septem­
ber noch zum Gegenstand haben. – Vielen Dank für Ihre  
Aufmerksamkeit!

Vorsitzende Christa Müller: Vielen Dank, Herr Ruhen­
stroth-Bauer! – Bevor wir in die Fraktionsrunde ein­
steigen, hat Frau Demirbüken-Wegner einen Antrag zur 
Geschäftsordnung.

Emine Demirbüken-Wegner (CDU): Ich bitte in Bezug 
auf das wichtige Thema, wo wir alle gemeinsam an ei­
nem Strang gezogen haben, um ein Wortprotokoll.

Vorsitzende Christa Müller: Bevor ich über Ihren Antrag 
abstimmen lasse, Frau Demirbüken-Wegner, möchte ich 
Sie aber darauf aufmerksam machen, dass wir dann diese 
Besprechungspunkte heute nicht abschließen können. 
Sie wissen, dass wir erst abschließen können, wenn das 
Wortprotokoll vorgelegen hat und wir gegebenenfalls 
noch mal darüber gesprochen haben. – Gut. Dann frage 
ich: Gibt es Widerspruch gegen ein Wortprotokoll? – Das 
ist nicht der Fall. Herr Schütz, dann bitte ich Sie, uns 
ein Wortprotokoll zu erstellen. Wir setzen jetzt mit der 
Fraktionsrunde fort. – Bitte, Frau Scheeres!

Sandra Scheeres (SPD): Danke, Frau Vorsitzende! – Ich 
muss sagen, wenn man sich den Bericht so anguckt und 
durchliest, können wir alle sehr stolz darauf sein. Es 
ist wirklich ein ganz besonderer Bericht, der sich gut 
durchlesen lässt, den man auch immer querlesen kann. 
Und ich fand die Arbeit auch im Beirat total interessant. 
Unabhängig jetzt von den Kolleginnen und Kollegen  



18 Der Familienbericht 2011 – Die Debatte hat begonnen

haben wir ja auch ganz interessante Fachleute in der 
Gruppe gehabt, mit denen wir diskutieren konnten. Und 
was ich absolut gut fand, war eben auch dieser Beteili­
gungsansatz der Familien, also diese Foren, die wir in 
den einzelnen Bezirken durchgeführt haben und die 
auch noch weiter stattfinden, und dass das wirklich ein­
geflossen ist. Ich kann nur sagen, ich war ja an einem 
Forum beteiligt, dass sich die Familien da wirklich ernst 
genommen gefühlt haben, und auch an dem Onlinedialog  
haben einige Kollegen teilgenommen. Also das ist wirk­
lich ernst genommen worden, und die Leute konnten ihre 
Punkte und Sorgen da loswerden. Wenn man es liest, ist 
das teilweise zitatsmäßig und so auch aufgenommen  
worden. Also, ich fand das eine sehr gute Sache.

Was ich auch total gut fand ist, dass es über den Bericht 
gelungen ist, das Thema Familie noch mal anders in 
die Öffentlichkeit zu bringen, dass man da Kooperation 
mit Tageszeitungen gefunden hat und die dann über 
Wochen das Thema immer wieder angesprochen haben. 
Ich fand, das war wirklich eine ganz gelungene Sache.

Mir gefällt auch der hintere Bereich, Daten und Fakten, 
der zusammengestellt worden ist, wo noch einmal deut­
lich wird, dass Berlin speziell ist, dass Berlin eine Stadt 
der Zuwanderung ist, aber auch, dass wir das einzige 
Bundesland mit Geburtenüberschüssen sind, das fand ich 
gut, und wo auch klar wird, dass sich das auch so wei­
terentwickeln wird, dass Berlin ein Anziehungspunkt für 
viele junge Menschen ist, die auch perspektivisch Familie 
hier gründen werden. Dass wir die Abwanderung von Ber­
lin ins Umland stoppen konnten, hat auch etwas mit der 
Politik zu tun, die hier stattfindet, also dass es attrakti­
ver ist, in der Stadt zu leben, als ins Umland zu ziehen. 
Aber man muss auch sagen, dass wir einen ganz großen 
Anteil von Alleinerziehenden in dieser Stadt haben, dass 
wir einen großen Anteil von Familien mit Migrationshin­
tergrund haben. Das sind alles Punkte, die man im Blick 
haben muss, und aus diesem Grund fand ich auch gut, wie 
wir die Schwerpunktsetzung im Beirat diskutiert, also 
welche Schwerpunkte wir ausgewählt haben. Ich finde 
gut, dass der Bericht auch an Praxisbeispielen deutlich 
macht, dass wir in Berlin sehr viel Positives für Familien 
machen, dass wir in Berlin sehr viel für Familien haben, 

aber er gibt uns als Politik auch Aufgaben mit auf den 
Weg, noch mal bestimmte Punkte zu überdenken und zu 
diskutieren. Das sollten wir alle ernst nehmen. Ich weiß 
auch, dass wir das machen, und das spiegelt sich teil­
weise auch schon in den Wahlprogrammen der einzelnen 
Parteien wider, das muss man auch so sagen.

Ich möchte jetzt nicht auf alle Schwerpunkte eingehen, 
denn das ist ja ein umfangreicher Bericht, sondern auf 
einige Punkte, die mir wichtig sind. Sehr ausführlich 
ist das Thema Vereinbarkeit von Familie und Beruf bear­
beitet worden. Mich hat natürlich gefreut, dass ziemlich 
deutlich herausgearbeitet wurde, dass wir ein absolut 
gutes und bundesweit einzigartiges Betreuungssystem 
in Berlin haben, gerade auch, was den Kitabe reich 
 angeht, was absolut wichtig ist für die Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf. Über 90 Prozent der Kinder 
sind über Mittag in der Kita, das ist total wichtig für 
die Vereinbarkeit von Familie und Beruf, und wir haben 
sehr lange Öffnungszeiten. Der Bericht sagt uns aber 
auch, dass die Arbeitszeiten der Familien sich anders 
oder schneller entwickelt, als wir mit unserer flexiblen  
Kitapolitik hinterherkommen. Ich finde, das müssen 
wir ernst nehmen. Das Thema flexible Kinderbetreuung  
haben wir hier schon öfters diskutiert, aber wir müssen 
da noch mal genauer draufschauen, was man da noch 
umstrukturieren kann, um in diesem Bereich noch 
bessere Angebote für Familien zu entwickeln, ob das 
jetzt zum Beispiel die ergänzende Tagespflege ist, die 
es ja auch schon gibt, oder andere Projektansätze. Ein 
Punkt, der aufgegriffen wurde, ist die Erfassung der  
flexiblen Kinderbetreuung, also die Bedarfserfassung in 
den Bezirken. Da ist sicherlich auch noch etwas zu tun, 
um den genauen Bedarf herauszuarbeiten.

Interessant war das Thema Alleinerziehende und SGB-II-
Empfänger. Da wäre es sinnvoll, konkrete Anlaufstellen 
oder Ansprechpartner zu haben. Dieser Personenkreis 
hat es sehr schwer, und ich finde, die müssen konkre­
tere Angebote bekommen und schneller auch Kinder­
betreuungsplätze. Das sind Sachen, die man sich noch 
mal genauer anschauen muss. Es wird deutlich, dass die 
Verantwortung in diesem Bereich nicht nur beim Staat 
liegt, sondern auch bei den Arbeitgebern. Da hat sich 
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auch viel getan – also was flexible Arbeitszeiten an­
geht oder Vereinbarungen mit den Arbeitnehmern oder 
dass in den Betrieben Betreuungsangebote vorhanden  
sind oder Kooperationsvereinbarungen mit Trägern  
geschlossen werden. Aber das ist einfach noch nicht ge­
nug. Hier müssen wir einfach noch mehr werben, dass 
hier noch viel mehr stattfindet. Für meine Fraktion und 
mich ist Familienfreundlichkeit ein wichtiger Standort­
faktor. Wir haben gute Strukturen, die auch Betriebe 
nach Berlin anziehen können, was ja auch teilweise  
so ist, oder auch Menschen anziehen, die hier gern 
arbeiten wollen, weil sie wissen, wir haben eine gute  
Infrastruktur – und dafür müssen wir werben. Wir hat­
ten das an verschiedenen Stellen ja auch schon mal ge­
sagt, dass wir es sinnvoll fänden, dazu eine Kampagne 
durchzuführen.

Jetzt der zweite Bereich, den möchte ich ein bisschen 
verknüpfen: Bildungsaspekte und Kinderarmut – das 
hat die Senatsverwaltung in ihrer Stellungnahme ähn­
lich gemacht, weil das sonst alles ein bisschen zu viel 
wird. Gerade wenn man den Aspekt Kinderarmut be­
trachtet, ist Bildung ein ganz wesentlicher Faktor. Bil­
dung eröffnet Chancengleichheit und einen besseren 
Zugang und einen besseren Start für die Kinder und 
Jugendlichen, was ihre Perspektiven angeht. Hier wird 
in Berlin ein Schwerpunkt gesetzt, ob das jetzt die Kita 
ist, die Schule oder auch die Hochschule, dass wir die 
Beitragsfreiheit haben. Ich fand es natürlich gut, dass 
das noch mal betont worden ist, dass wir in allen Be­
reichen die Beitragsfreiheit haben und dass man daran 
festhalten sollte. Und auch unsere Qualitätsansätze, das 
Bildungsprogramm oder auch das Sprachlerntagebuch, 
also die Sprachförderansätze, das ist genau der richtige 
Weg. Aber der Bericht sagt eben auch, dass gerade, was 
die Sprachförderung angeht, man da noch mal genauer 
hinschauen sollte und eben auch transparent machen 
soll: Was passiert denn da? Und welche Erfolge sind 
denn dort zu sehen? – In den letzten Wochen hat Frau  
Lompscher noch einmal deutlich gemacht, dass Erfolge  
zu sehen sind, dass die Kinder mit Migrationshinter­
grund, die in die Schule kommen, bessere Deutsch­
kenntnisse haben. Das müssen wir auch transparent 
machen und deutlich machen, woran es liegt. Wir sind 

ja auch weitergegangen – also das Sprachfördergesetz 
und diese ganzen Geschichten, da sind die Auswirkun­
gen ja noch nicht inbegriffen. Ich denke, dass wir da 
auf jeden Fall noch besser werden, und wir müssen es 
transparenter machen und vielleicht auch intensiver 
evaluieren – und wir haben ja auch Möglichkeiten wie 
das Frühkindliche Institut.

Ein Punkt, den Herr Ruhenstroth-Bauer eben ange­
sprochen hat, ist, dass wir viele Angebote für Familien 
haben, es aber teilweise so ist, dass die Familien die 
Angebote nicht so richtig im Blick haben. Die Idee der 
Internetplattform finde ich wichtig – sie ist zu dis­
kutieren; wir haben eine große Sympathie für diesen  
Bereich –, genauso wie die Anlaufstellen für Familien, 
weil wir immer wieder mitbekommen, dass Familien 
durch die einzelnen Ämter durchgereicht werden –  
unter dem Motto: Wir sind nicht dafür zuständig!  
Da fände ich es besser, in den Bezirken eine Bündelung 
oder eine einheitliche Anlaufstelle zu haben.

Noch einmal zu dem Punkt Kinderarmut, der mir wichtig  
war, und den vielen Angeboten. Unsere Politik ist 
darauf ausgerichtet, Kinderarmut entgegenzuwirken 
und den Kindern und Jugendlichen bessere Chancen 
zu eröffnen. Daran muss man schon gesamtstrate­
gisch herangehen. Man muss sich das noch mal genau  
anschauen, ob es sinnvoll ist, ein Gesamtkonzept zu 
machen oder wie man das auf Senatsebene angehen  
kann. Das ist ein Punkt, den wir auf jeden Fall  
diskutieren müssen.

Das Thema Familienzentren ist in unterschiedlichen 
Bereichen angesprochen worden, im Bildungsbereich, 
aber auch im Kinderarmutsbereich. Es ist ein wichti­
ger Ansatzpunkt im Bereich der Familienbildung, den 
wir verfolgen müssen und verfolgen wollen – ob das an 
der Stelle der Kita ist, wo die Familien auch wirklich 
sind. Ich finde es wichtig, dass wir das flächendeckend 
ausbauen und weiterentwickeln. Es gibt ja schon eini­
ge Familienzentren, aber ich bin der Auffassung, dass 
das flächendeckend angeboten werden muss. Dazu 
hat sich meine Fraktion schon des Öfteren geäußert. 
Also insgesamt finde ich den Bericht sehr positiv, weil 
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er deutlich macht, wie der familienpolitische Weg in  
Berlin ist, dass wir viele positive Angebote haben, aber 
auch, was noch zu tun ist, um noch familienfreundli­
cher zu werden. Ich möchte mich auch noch mal bei 
Ihnen an dieser Stelle bedanken, bei der Geschäfts­
stelle und dem Vorsitzenden des Beirats. Sie haben das 
superkonstruktiv durchgezogen in den Sitzungen, und 
es ist ein ganz tolles Ergebnis dabei herausgekommen. 
Daran hatten viele ihren Anteil, die Familien und der 
Beirat selber. Noch mal herzlichen Dank! Das ist auch 
eine Superdiskussionsgrundlage für die nächsten  
Jahre für uns.

Vorsitzende Christa Müller: Danke, Frau Scheeres! – 
Für die CDU-Fraktion hat Frau Demirbüken-Wegner das 
Wort.

Emine Demirbüken-Wegner (CDU): Vielen herzlichen 
Dank! – Frau Scheeres! Ich finde Ihre Ausführungen, de­
nen ich natürlich Folge leiste, sehr richtig und wichtig,  
bin aber ein bisschen irritiert, dass Sie analog  
zu unserer Tagesordnung zu der Stellungnahme des  
Familienberichts nicht einen einzigen Satz gesagt 
haben. Hätte ich mir gewünscht! – [Sandra Scheeres 
(SPD): Doch, einen Satz!] – Einen Satz? – Der ist unter­
gegangen. Der war dann vielleicht so schwach formu­
liert neben der Stärke des Familienberichts, dass es bei 
mir nicht so angekommen ist. Aber ich will wenigstens 
zu beiden etwas sagen. Als Mitglied des Familienbeirats 
und auch als Sprecherin meiner Fraktion für Familie 
war es für mich sehr interessant, hautnah das Ringen 
um die aktuellen Familienthemenberichte miterleben 
zu dürfen und auch mitgestalten zu können. Es war 
natürlich nicht immer so, dass man eine gemeinsame 
Vorstellung und einen Konsens hatte, aber die Probleme 
konnten in dem Beirat fast bis ins Detail ausformuliert 
werden, und die Diskussion habe ich eigentlich immer 
als sehr fruchtbar erlebt und erfahren – fruchtbarer, 
als sie je hier im Ausschuss hätte stattfinden können,  
geschweige denn die vielen Debatten, die wir vor der 
Beiratsgründung hatten, die hier überhaupt einge­
bracht worden sind und an der stetig abwehrenden  
Haltung der Koalition immer wieder scheiterten. Des­
halb muss ich doppelt anerkennen, dass dieser Bericht, 

der hier vorliegt, sehr deutlich die Stärken und Schwä­
chen der Familienpolitik im Land Berlin insgesamt 
aufzeigt und deshalb auch die Handlungsstrategie für 
uns und für den Senat sehr wichtig ist, in der Berliner 
politischen Landschaft eine Handlungsmaßnahmen  
daraus resultieren zu lassen. Deshalb möchte ich an 
dieser Stelle, wie auch meine Kollegin das vorhin getan  
hat, allen Mitstreiterinnen und Mitstreitern einen  
großen Dank für die hervorragende Zusammenarbeit 
noch mal kundtun.

Aber wie geht jetzt der Senat mit diesem hervorragen­
den Bericht um? – Das ist für mich die existenzielle 
Frage, und ich sagen Ihnen jetzt einfach, dass ich Ihre 
Stellungnahme enttäuschend finde, dass ich sie igno­
rant finde, dass ich die Stellungnahme beratungsre­
sistent und wenig innovativ finde. Enttäuschend und 
ignorant deshalb, weil der Senat auf keine der darge­
stellten Fragen und Probleme ausführlich eingeht und 
sich damit auseinandersetzt. Er blendet sogar in mei­
nen Augen Bereiche in Gänze aus wie z. B. die konkrete 
Bekämpfung von Familienarmut. Vielmehr habe ich den 
Eindruck, wenn ich die Stellungnahme lese, dass der 
Senat seine eigenen guten Taten noch einmal ausführ­
lich darstellt wie z. B. die beitragsfreie Kita. Vielfach 
bemächtigt sich auch der Senat der Gelegenheit, politi­
sche Grundsatzüberzeugungen noch einmal ausführlich 
zu Papier zu bringen wie z. B. in der Bildungspolitik. 
Das ist in meinen Augen sehr unproduktiv. Wir sollten 
über die Agitationsphase hinausgehen und uns konkret 
um die Problemlagen vor Ort kümmern, diese klären und 
versuchen, sie zu lösen, wie z. B. die Verbesserung der 
Familienbildungsmaßnahmen. Beratungsresistent und 
wenig innovativ zeigt sich der Senat in meinen Augen 
deshalb, weil Formulierungen in der Stellungnahme 
vorherrschen, die von wenig Gestaltungswillen und vor­
wärtsweisenden Initiativen zeugen.

Hier möchte ich Ihnen allen einige Kostproben, die 
Sie uns geliefert haben, liefern. Erstens: Der Senat 
teilt die Auffassung des Familienbeirats über die  
Bedeutung von Bildung ... – Zweitens: Der Senat sieht 
sich hinsichtlich der Empfehlung bei der frühkind­
lichen Bildung schon auf einem guten Wege. – Drittens:  
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Der Senat weiß sich in Übereinstimmung mit dem  
Familienbeirat, dass mehr Transparenz über die  
tatsächlich vollzogene Sprachentwicklung hergestellt 
werden soll. – Viertens, die hohe Schulabbrecher­
quote: Dem Senat sind die Probleme bekannt. Ja, die 
Familienbildung hat in den vergangenen Jahren einen 
erheblichen Bedeutungszuwachs erfahren. Der Senat 
stimmt dem Familienbeirat zu, dass die Integration 
von Jugendlichen mit Migrationshintergrund bisher 
noch nicht zufriedenstellend ist. Der Senat weiß sich 
in Übereinstimmung mit dem Familienbeirat, dass 
mehr Transparenz über die tatsächlich vollzogene  
Sprachentwicklung hergestellt werden soll. – Ich  
könnte noch fortfahren mit ähnlichen Worthülsen wie 
„haben wir erkannt“, „haben wir eingeleitet“, „wir fin­
den richtig“, „das wird begrüßt“ usw. Am schwierigsten 
finde ich das bei Schwerpunkten, die schon längst hät­
ten umgesetzt werden müssen, wie z. B. dem Berliner  
Familienportal oder den Familienzentren unter dem 
Dach der Kitas. Hier erinnern sich vielleicht einige im 
Ausschuss – vielleicht auch ungewollterweise –, dass 
die CDU-Fraktion bereits in der letzten Legislatur­
periode zu beiden Themen einen entsprechenden An­
trag gebracht hat. Aber es geht mir hier nicht um Ver­
gangenheitsbewältigung, sondern um die Zukunft der 
Familienpolitik, die wir gemeinsam im Familienbeirat 
zu gestalten versucht haben.

Ich sehe in der Stellungnahme des Senats noch weni­
ger Aufwind, denn für keinen der im Bericht angespro­
chenen Bereiche liegen dem Senat konkrete Zeitpläne 
und Konzepte vor, keine Entwicklungszeiträume, keine 
kurz- oder langfristigen Maßnahmen zur Umsetzung 
von Schwerpunktaufgaben, nirgendwo konkrete Zusa­
gen, alles oberflächlich und unverbindlich. Das hat der 
Bericht in meinen Augen, verehrte Kollegen, nicht ver­
dient. So einen allgemeinen Rhabarber über elf Seiten 
als Stellungnahme in einen Fachausschuss hineinzuge­
ben, finde ich schon sehr mutig. Das können Sie sicher­
lich mit Leuten machen, die sich zum ersten Mal mit 
dem Thema beschäftigen, aber nicht mit Abgeordne­
ten, die sich in den letzten drei Jahren in 35 Sitzungen  
produktiv damit auseinandergesetzt haben.

Deshalb habe ich einige Fragen an den Senat und hof­
fe, dass ich über die Stellungnahme hinaus konkretere 
Antworten dazu bekomme. Ich würde gern erstens wis­
sen: Wann wird es ein Konzept für das geplante Famili­
enportal geben? Wann werden die von Ihnen genannten 
Prüfungen abgeschlossen sein, und wann ist mit einer 
Umsetzung zu rechnen? Zweitens würde ich gern wissen: 
Welche konkreten Pläne haben Sie, um die Qualität in 
der Tagesbetreuung für Kinder in Kitas, aber auch Ganz­
tagsschulen zu verbessern? Drittens: Wie wollen Sie den 
realen Stand der Sprachförderung ermitteln, und wel­
che Maßnahmen wollen Sie ergreifen, um die Qualität 
zu verbessern? Viertens: Wann wird das Konzept für die 
Familienzentren vorliegen, und in welchen Zeiträumen 
planen Sie die flächendeckende Realisierung? Wie hoch 
haben Sie dafür das Finanzvolumen für den nächsten 
Doppelhaushalt eingeplant? Fünftens würde ich gern 
wissen: Welche Pläne haben Sie für die Umsetzung von 
sogenannten Familienbüros? Was haben Ihre Prüfun­
gen zu Finanz- und Personalbedarf ergeben? Welche 
Angebote sollen die Familienbüros bereithalten? Mich  
würden natürlich auch der Ausbau des Kinderschutzes 
und der Familienbildung und der Familienstadt Berlin 
mit einer familienfreundlichen Arbeitswelt brennend 
interessieren. Aber ich will hier gern innehalten und 
hoffe doch sehr, dass Sie diese fünf Fragen alle irgend­
wie beantworten, damit der Bericht auch ein Stück 
Ernsthaftigkeit durch die Senatsverwaltung erfährt.

Vorsitzende Christa Müller: Danke, Frau Demirbüken-
Wegner! – Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat 
jetzt Frau Jantzen das Wort. – Bitte, Frau Jantzen.

Elfi Jantzen (Grüne): Vielen Dank, Frau Vorsitzende! 
– Ich gehe davon aus, dass nicht alle Mitglieder die­
ses Ausschusses den Bericht in Gänze gelesen haben. 
Ich hoffe aber, Sie haben ihn überflogen und sich die 
Kurzform angeguckt. Wir familienpolitischen Sprecher 
haben drei Jahre daran mitgearbeitet. Wir wissen, was 
drinsteht. Ich finde es aber auch richtig und wichtig, 
dass wir das heute hier im Ausschuss besprechen und 
es noch mal auf eine breitere Basis stellen, denn – es 
wurde darauf hingewiesen – Familienpolitik muss res­
sortübergreifend geschehen. Dazu gehört, dass sich 
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die Bildungspolitiker, die mit uns hier sitzen und eher 
Schulpolitik machen, dann auch noch mal genauer 
damit beschäftigen. Ich kann in dem Zusammenhang 
sagen: Da wir keinen Antrag haben, wüsste ich nicht, 
warum wir die Sachen nicht heute erst mal für diesen 
Ausschuss abschließen könnten – wegen des Wortpro­
tokolls. Es gibt ja nichts zu beschließen. Aber egal, ob 
wir das heute abschließen oder nicht, dieser Bericht 
muss in der nächsten Legislaturperiode in verschiede­
nen Ausschüssen noch mal Thema sein, denn er bietet 
eine Fülle von Informationen, Anregungen, Problem­
beschreibungen und für die nächsten Politiker, die 
diese Bereiche bearbeiten, ein gutes Rüstzeug, um  
familienpolitisch weiter voranzugehen. Ich möch­
te auch allen, die im Familienbeirat mitgearbeitet  
haben, ganz herzlich danken, insbesondere Herrn  
Ruhenstroth-Bauer, der es mit viel Elan und Enga­
gement geschafft hat, das Thema Familie anders zu  
platzieren als vorher – mit Presse, Öffentlichkeitsarbeit 
usw. Das haben Sie nicht allein geschafft, Sie haben 
eine gute Geschäftsstelle: Frau Schmidt, Frau Schäfes 
zwischendurch, und ich möchte auch Frau Voigt erwäh­
nen, die Sachbearbeiterin, die natürlich im Hinter­
grund auch gearbeitet hat. Ohne diese Geschäftsstelle 
hätte der Familienbeirat diese Arbeit nicht machen 
können. Deswegen auch ein Dank an dieses Haus, 
das im Haushalt dieses Geld für die Einrichtung der  
Geschäftsstelle zur Verfügung gestellt hat! Damit  
haben wir, glaube ich, einen guten Fang gemacht, 
denn anders hätte man diese Arbeit überhaupt nicht  
bewältigen können.

Ich finde es aber auch enttäuschend, dass der Senat es 
jetzt verbaselt, verbummelt hat – oder wie auch immer 
man das nennen soll –, diesen umfassenden und res­
sortübergreifenden Ansatz auch in seiner Stellungnah­
me oder in der Erarbeitung der Stellungnahme deutlich 
zu machen. Wie immer das zustande gekommen ist, ob 
andere Verwaltungen nicht zugearbeitet haben oder 
nicht gefragt wurden oder kein Interesse hatten, ist 
mir ziemlich egal. Es fehlen ganz wesentliche Sachen in 
der Stellungnahme. Sie konzentriert sich sehr auf den 
Bildungs- und Jugendbereich, also Kita und Schule.  
Kinderarmut, flexible Kinderbetreuung sind ausge­

blendet. Es ist verständlich, dass Sie jetzt versuchen, 
alles gut zu verkaufen, was in den letzten Jahren  
gemacht worden ist. Sie haben aber ganz wesentliche 
Sachen vergessen, nämlich dass Arbeit, Wirtschaft, 
Technik in diesem Bereich flexible Kinderbetreuung 
gar nicht untätig waren – unter uns gesagt. Aber dass 
der Blick jetzt nicht aufs Ganze gegangen ist, ist wirk­
lich enttäuschend, und ich denke, das ärgert auch viele 
bei uns im Beirat, die da sehr gut zugearbeitet haben.

Ich möchte auch eher noch etwas zur Stellungnahme 
des Senats sagen. Sie tun ja so, als wäre alles wunder­
bar eingetütet. Das stimmt in Teilen auch, weil wir in 
dem Bereich ja auch in gutem Einvernehmen familien-  
und bildungspolitisch gute Sachen angeregt haben, 
die dann auch verwirklicht wurden. Es gibt aber noch  
erheblichen Handlungsbedarf. Das sieht man dann auch 
in den Zitaten von Frau Demirbüken, wo Sie sich der 
Problembeschreibung anschließen. Aber was daraus 
folgt, dazu steht hier nichts. Es ist auch ein bisschen 
wenig, wenn Sie schlicht und einfach zwei Sachen jetzt 
als Verwirklichung angeben, nämlich zum einen die  
Internetplattform – das ist gut, wobei meine Frage 
wäre: Wer macht die jetzt? Werden die Vorarbeiten ge­
nutzt, die durch diesen Wettbewerb gemacht wurden?  
Oder ist jetzt die Senatsverwaltung wieder allein dran? 
Also was ist zu erwarten, wie die aussieht? Zweiter 
Punkt: Kitas zu Familienzentren. Da sind wir uns alle 
einig, das braucht man – wobei es nicht nur die Kitas 
sind, die Familienzentren sind. Ich denke, die Vielfalt 
der Angebote in der Stadt muss erhalten werden. Das 
heißt, wir brauchen mehr Geld für Familienförderung, 
um genau das auch zu finanzieren. Es wäre mir ganz 
recht, Herr Zöllner, wenn Sie oder die Leiterin der Ab­
teilung Familie noch etwas dazu sagen könnten, wie es 
dazu kommt, dass in dieser Stellungnahme des Senats 
wesentliche Bereiche ausgeblendet sind.

Ich möchte noch ein paar Worte zu der Mail vom LSVD  
sagen, die wir alle, denke ich, bekommen haben. Ich 
kann deutlich sagen: Für uns Grüne sind Regenbogen­
familien Familien wie Patchworkfamilien, Stiefkinder­
familien, alleinerziehende Familien. Das sind alles  
Familien. Wir gehen von diesem Vielfaltsbegriff aus, 
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und dieser ist auch in dem Familienbericht enthalten, 
ohne dass wir einzelne besondere Familienformen nen­
nen mit Ausnahme der Alleinerziehenden, die auch 
eine spezielle Armutsproblematik haben, wo ich das als 
gerechtfertigt ansehe. Ansonsten: Für mich sind sie – 
ich gehe davon aus, für die anderen auch – in diesem  
Begriff „Vielfalt der Familien“ enthalten. Ich bin ein 
bisschen befremdet, denn ich habe ein bisschen das 
Gefühl, dass sich die Regenbogenfamilien durch die­
se Mail selber ein bisschen außen vor stellen und sich 
nicht als Familie begreifen. Ich würde mir wünschen, 
dass wir das in der Zukunft besser hinkriegen. Ich  
nenne nur ein kurzes Beispiel: Es gab eine Veranstal­
tung zu Pflegefamilien als Regenbogenfamilien, von 
der ich als familienpolitische Sprecherin überhaupt 
nichts wusste. Ich war etwas erstaunt und habe mir 
gesagt: Okay, wenn ich da nicht eingeladen bin und 
das nicht weiß, dann weiß ich nicht, wie man es zu­
sammenbringt. – Ich glaube, da müssen beide Seiten 
noch mal gucken: Wie kriegen wir es hin, dass sie ein­
geschlossen sind und die Vielfalt auch hier vertreten 
ist? Da wäre meine Frage an Sie, Frau Schmidt! Zu den 
Familienforen ist ja breit eingeladen worden. Konn­
ten sich auch alle einbringen? Wissen Sie was über die 
Teilnahme? –, denn das trägt natürlich auch dazu bei. 
Wenn man bestimmte Themen, Interessen oder auch 
besondere Problematiken von einzelnen Familienfor­
men in die Foren einbringt, dann haben sie einen an­
deren Stellenwert. Mir ist erst mal noch mal wichtig 
zu sagen: Für uns ist die Vielfalt der Familienformen 
das runde Ganze. Ich sehe aber trotzdem einen Bedarf, 
da in Zukunft zu gucken, dass man es insgesamt zu­
sammenbringt und sich Leute nicht ausgegrenzt füh­
len – was ich jetzt nachvollziehen kann. Aber das war, 
denke ich, niemals unsere Ab sicht, und es wäre gut, 
wenn Vielfalt und Diversity in einem nächsten Beirat 
dann vielleicht auch vertreten wären und das auf eine 
breitere Basis gestellt wird. – Ich glaube, das waren die 
wichtigsten Sachen.

Da Sie alle schon wissen, dass ich in der nächsten  
Periode nicht mehr im Abgeordnetenhaus vertreten sein 
werde, habe ich die Bitte an alle, die hier sind, dieses 
Thema wie bisher intensiv und engagiert weiterzu­

führen, es auch in die anderen Ausschüsse zu tragen –  
also den Bereich Vereinbarkeit von Pflege und  
Familie, der hier keine Rolle spielt, Armut ist auch ein 
Teil für Soziales und für Gesundheit – und den neuen 
Senat dahin zu treiben, ressortübergreifend das Ganze 
besser anzupacken.

Vorsitzende Christa Müller: Vielen Dank, Frau Jantzen! 
– Für die Fraktion Die Linke hat Frau Dr. Barth das Wort. 
– Bitte, Frau Dr. Barth!

Dr. Margrit Barth (Linksfraktion): Ich möchte mich 
am Anfang auch bei Herrn Ruhenstroth-Bauer und Frau 
Schmidt recht herzlich bedanken für die sehr ange­
nehme Zusammenarbeit. Es war ein langer Zeitraum. 
Was ich als besonders angenehm empfunden habe, ist 
das, was Sie auch in Ihrer Pressemitteilung gestern 
noch mal zum Ausdruck gebracht haben, nämlich dass 
es darum ging, einen Rollenwechsel zu initiieren, also 
nicht nur über Risiken zu jammern oder auch zu schrei­
ben, sondern vor allen Dingen die Chancen herauszu­
arbeiten und sie deutlich zu machen. Wir haben heute 
schon sehr unterschiedliche Beiträge gehört. Der eine 
sieht die Kritik an erster Stelle. Ich finde, die drei­
jährige Arbeit müsste uns dazu bringen, dass wir sagen: 
Welche Gedanken habe ich jetzt? Wie soll das politisch 
aufgenommen werden, was in diesem dicken Material 
drin ist? Wie kann die Politik diesen Prozess erfolgreich 
weiterführen?

Was ich auch an diesem Bereicht als sehr positiv  
empfunden habe, war, dass ziemlich früh die Familien 
selbst beteiligt waren. Der Familienbeirat bestand aus 
sehr unterschiedlichen Berufsgruppen einschließlich 
der Politik. Das war die eine große Gruppe. Aber die  
Betroffenen selbst waren, glaube ich, das sehr Außer­
gewöhnliche. Ich habe schon viele Berichte hier im  
Abgeordnetenhaus lesen dürfen, und dann wurde 
meistens über Betroffene geschrieben, und es wurden 
Zahlen präsentiert. Aber die Betroffenen selbst, die in 
den Foren und über das Internet dabei waren, sind das  
besonders Wertvolle. Die Familien selbst haben sich 
eingebracht, und hier will ich den Gedanken von Frau  
Jantzen aufnehmen: Wir sehen das auch so. Im Familien­
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beirat ist der weite Familienbegriff gleich am Anfang 
gesetzt worden. Das war richtig so, und das ist auch gut 
so. Und damit war die Vielfalt der Familien in Berlin  
gemeint, ohne dass eine Gruppe besonders herausge­
hoben worden ist. Also ich teile die Auffassung absolut.

Was mich an diesem Bericht besonders positiv gestimmt 
hat, auch wenn ich nicht immer dabei war – das will ich 
ganz deutlich zugeben, manchmal war es auch zu viel –, 
ist, dass in dem Bericht Vorschläge und Gestaltungsräu­
me benannt worden sind, wo weitergearbeitet werden 
kann, natürlich in verschiedenen Bereichen. Ich habe 
für mich selbst die Bereiche frühkindliche Bildung, also 
Kindertagesstätten, Schule und Kinderarmut gesehen. 
Hier sind ziemlich konkrete Dinge dargestellt, und es 
wäre für das nächste Abgeordnetenhaus von großem 
Nutzen, wenn man sich genau diese Bestandsaufnah­
me noch mal gründlich ansieht und sagt: Hier könnte 
weitergearbeitet werden. – Ich finde, in dem Bereich 
der Kindertagesstätten oder – ich nenne ihn jetzt mal 
anders – der frühkindlichen Förderung hat Berlin sehr 
viel auf den Weg gebracht. Das steht außer Diskussion. 
Berlin ist aus meiner Sicht das Land, das am weitesten 
fortgeschritten ist. Das schließt aber nicht aus, dass wir 
noch eine ganze Menge auf den Weg bringen müssen und 
sich auch aus bestimmten Entwicklungen, die wir selbst 
gewollt haben, neue Probleme ergeben. Mit einem Pro­
blem haben wir es beispielsweise ganz konkret zu tun, 
nämlich dass uns voraussichtlich Plätze fehlen, wenn 
wir an das Jahr 2013 denken, wenn der Rechtsanspruch 
für die unter Dreijährigen konkret wird. Hier muss die 
Planung voranschreiten, und wir müssen genau diese 
Bedarfsanalyse dann auf den aktuellen Stand bringen. 
Aber dass wir in dem Bereich der frühkindlichen För­
derung schon sehr viel erreicht haben, das sollte man 
einfach auch mal deutlich sagen.

In dem Bereich der Schule haben wir einiges zur Ver­
besserung der individuellen Förderung auf den Weg ge­
bracht. Es reicht nicht aus. Wir wissen, dass sicherlich 
in der nächsten Wahlperiode für die Hortkinder weitere 
Verbesserungen kommen müssen. Die Unterschiedlich­
keit in der offenen und in der gebundenen Ganztags­
schule will ich jetzt nicht weiter ausbreiten. Aber die 

individuelle Förderung muss hier weiter begleitet wer­
den, und es müssen dazu auch veränderte Rahmenbe­
dingungen geschaffen werden. Das muss Politik dann 
gewährleisten. Oder, ich will ein anderes Feld aufrufen: 
Das ist die Jugendsozialarbeit in Schulen. Wir müs­
sen ja nicht so tun, als stünden wir ganz am Anfang.  
Natürlich haben wir Jugendsozialarbeit in Berlin auch 
auf den Weg gebracht. Dass das nicht ausreicht und dass 
wir hier noch einen größeren Bedarf haben, ist auch 
klar. Aber es muss in Einklang gebracht werden mit 
unseren Ressourcen. Ich wünsche mir an dieser Stelle, 
dass sich dort der Zug weiterbewegt. Das werden wir in 
der nächsten Wahlperiode erleben.

Nun komme ich noch zu dem ganzen Thema Familien­
förderung, Familienbildung: Ja, wir haben in der Stadt 
eine sehr unterschiedliche Infrastruktur. Wir haben 
unterschiedliche Ansätze in den Bezirken. Über Stadt­
teilarbeit, Stadtteilhäuser, Nachbarschaftshäuser und 
Familienzentren, die es schon gibt, wird dieser Prozess 
gesteuert. Aber ich glaube, wir sind uns auch alle darü­
ber im Klaren: Letztlich hängt es an der Frage der Finan­
zen. Die Familienzentren, die schon mal im Abgeordne­
tenhaus sehr nahe standen, wurden ja zurückgestellt, 
nicht weil kein Konzept existiert – das Rahmenkonzept 
existiert –, sondern weil wir nicht die notwendigen 
finanziellen Ressourcen hatten. Jetzt muss man sich 
überlegen, unter welchen Bedingungen man genau die­
ses Thema der Familienbildung und Familienförderung 
in Berlin politisch weiter begleitet. Ich finde es richtig, 
dass Familienzentren oder Mutter-Kind-Zentren oder 
wie man sie auch bezeichnet an Kindertagesstätten an­
gedockt werden. Was ich nicht möchte, ist, dass Kin­
dertagesstätten zu Familienzentren entwickelt werden. 
Die Kindertagesstätte hat ihren eigenen Bildungsauf­
trag. Insofern wird es noch eine spannende Frage für 
Berlin werden, wie man diesen Prozess für die Zukunft 
gestaltet. Aber ich glaube, mit diesem Bericht ist uns 
sehr viel in die Hand gegeben worden bzw. Ihnen – ich 
werde im nächsten Abgeordnetenhaus auch nicht mehr 
dabei sein. Aber Sie haben die Möglichkeit, genau die­
sen Prozess dann weiterzuführen und in diesem Sinne 
auch politisch zu begleiten. Ich möchte mich bei allen 
auch ganz herzlich bedanken. Es ist manchmal auch 
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etwas schwierig unter Abgeordnetenkollegen, an einer 
solchen großen Arbeitsgruppe teilzunehmen. Aber ich 
glaube, wir haben es insofern ganz gut gemeistert, als 
dass wir auch unterschiedliche Positionen akzeptiert 
haben und damit umgegangen sind. Also noch mal an 
Sie herzlichen Dank! Der Senat wird sicherlich darüber 
zu entscheiden haben, wie man in der nächsten Wahl­
periode mit einem solchen Experiment – wenn ich es so 
nennen darf – zur Erstellung eines solchen Familienbe­
richts weiter umgeht.

Vorsitzende Christa Müller: Danke, Frau Dr. Barth! – 
Für die FDP-Fraktion hat Frau Senftleben das Wort. – 
Bitte, Frau Senftleben!

Mieke Senftleben (FDP): Vielen Dank, Frau Vorsitzende! 
– Der Familienbericht: Ich muss auch sagen, mir gefällt 
er. Wenn ich so die Entwicklung sehe und die Sitzun­
gen – – Wie viele waren es, 35, 36? – Ich habe sicherlich 
auch bei dieser oder jener gefehlt, auch bei der letzten, 
was mir sehr leid tut. Wir waren uns nicht immer einig, 
das muss ich hier auch deutlich sagen. Es ist auch in 
dem Bericht nicht alles drin, was ich hundertprozentig 
unterschreiben kann. Aber – das möchte ich noch mal 
deutlich machen, und da geht mein Dank an Sie, Herr 
Ruhenstroth-Bauer –, ich glaube schon, das haben Sie 
sehr geschickt gemacht und die Debatten vernünftig in 
eine anständige Richtung gelenkt. Dafür noch mal mein 
herzlicher Dank, ebenso an Frau Schmidt! Das fand ich 
schon gut, das hat auch Spaß gemacht.

Nun haben wir einen Beirat. Ich verstehe unter einem 
Beirat ein Gremium, das einen Bericht vorlegt, in dem 
auch Ratschläge drinstehen, was hier ja auch durch­
aus der Fall ist – Internetforum, flexible Kitaplätze 
usw. Der Senat liest diese Ratschläge und denkt sich:  
Sie sind gut, oder sie sind nicht gut. – Ich denke, dass 
der Senat zumindest sagen muss, wie er die findet, 
richtig oder falsch, und nicht nur das, er muss auch 
sagen: Welche Maßnahmen werde ich ergreifen, wenn 
ich Dinge gut finde, und welche Zielvorgaben habe 
ich? – Jetzt komme ich auf die Stellungnahme. – Frau 
Barth! Sie haben es eben so wunderbar ausgedrückt: 
Wie wird die Politik die Ratschläge aufnehmen? Wenn 

ich mir diese Stellungnahme ansehe, dann heißt das 
Ergebnis: Zwei Empfehlungen machen wir uns vor  
allem zu eigen, das sind die zentrale Internetplattform 
– also, entschuldigen Sie, das ist eine Selbstverständ­
lichkeit in jeder modernen Großstadt, das will ich mal 
auf Deutsch sagen – und die Weiterentwicklung von 
Kitas zu Familienzentren. Auch das ist in allen Frak­
tionen in diesem Abgeordnetenhaus nicht erst seit  
gestern, nicht erst seit Existenz des Familienbeirats in 
der Diskussion. – Herr Senator! Es tut mir leid, wenn 
ich das so sehr deutlich sage, aber dass Sie sich hier vor 
allem zwei Empfehlungen zu eigen machen, finde ich 
mehr als dünn. Und wenn ich mir diese anderen Dinge 
ansehe, gerade auch das Thema Alleinerziehende, dann 
müssten Sie eigentlich schon auf die Forderung nach 
flexiblen Kitaplätzen eingehen, die der Familienbei­
rat in diesem Zusammenhang gestellt hat, gerade für  
Alleinerziehende, denn das wir wissen doch: Die  
kriegen keinen Arbeitsplatz, weil das mit dem Kita­
platz nicht so richtig funktioniert. Das steht da genau 
drin, ziemlich wortwörtlich sogar.

Da fehlt mir klar und deutlich Ihre Positionierung,  
dass Sie das Problem nicht nur erkennen – das ist  
nämlich Wischiwaschi –, sondern dass Sie deutlich  
sagen – Oder Sie sagen: Das Problem ist zwar da, aber 
wir wollen es nicht lösen. – Das wäre ja auch eine  
Antwort. Da wäre ja die Transparenz da. Dann bräuch­
ten wir uns hier nicht so lange zu unterhalten, dann 
könnten wir uns unsere eigene Meinung dazu bil­
den. Insofern ist das, was Sie hier als Stellungnahme  
abgeben, insbesondere zum Thema Bildung – das  
haben auch die Kolleginnen Jantzen und Demirbüken- 
Wegner schon gesagt; das kann ich alles unterschrei­
ben – nichtssagend. Sie klopfen sich selbst auf die  
Schulter.

Frau Dr. Barth! Was Sie eben gemacht haben, Dinge 
aufzuzählen, wo es eigentlich noch fehlt, das hätte ei­
gentlich in dieser Stellungnahme des Senators stehen 
müssen, denn es ist nicht alles Gold in Berlin, auch das 
wissen wir inzwischen, nicht nur die Opposition. Das 
wissen auch andere. Das hätte da zumindest drinstehen 
können und sollen und nicht nur das, was hier alles 
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schon passiert und dass alles ganz großartig ist, diese 
Stadt, die wirklich nur aus Goldelsen besteht.

Ich will Schluss machen, weil ich der Auffassung bin, 
dass wir Herrn Ruhenstroth-Bauer mehr Redezeit zur 
Verfügung stellen sollten als bisher. Mir ist wieder mal 
aufgefallen, dass wir gern zehn Minuten reden, aber der 
Gast hat nur fünf Minuten Redezeit. Vielleicht können 
wir es einfach mal umdrehen. – Vielen Dank!

Vorsitzende Christa Müller: Danke, Frau Senftleben, 
auch für die weise Erkenntnis! – Als Nächster hat der 
Herr Senator das Wort. – Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Jürgen Zöllner (SenBildWiss): Ich kann 
gern bei dem anknüpfen, was Frau Senftleben gesagt 
hat, und ich glaube, wir sollten uns das alles ver­
gegenwärtigen. Sie haben sicher recht, dass in Berlin 
nicht alles Gold ist, aber genauso wichtig und genauso  
richtig ist der andere Teilsatz, der dazugehört, dass 
nicht alles schlecht ist. Bei einer sachlichen Diskussion 
eines solchen Problembereichs, wenn man tatsächlich 
etwas ernsthaft anpacken, vor allen Dingen die Betrof­
fenen ermuntern will, die Ärmel hochzukrempeln, um 
die Probleme anzufassen, dann müssen beide Seiten 
der Medaille in einer möglichst nicht ausgewogenen, 
sondern gerechten Form zur Geltung kommen. Das sage 
ich auch mit voller Überzeugung: Dieser Bereich ist vor 
allen Dingen – Familie ist sicher mehr als nur die Sor­
ge um die Kinder, die Kitas und die Vereinbarkeit von  
Familie und Beruf – ein Bereich, der ohne Zweifel  
objektiv nachvollziehbar und letzten Endes – zumin­
dest habe ich es so in diesem Bericht gelesen, auch  
zwischen den Zeilen – ist Berlin sicher nicht am Ende 
der Fahnenstange in dieser Bundesrepublik Deutsch­
land, sondern in den meisten Bereichen in einer  
zentralen Position. Wenn Sie – das darf ich, ohne jetzt 
jeden einzelnen Punkt abzuhaken – sagen, dass in 
vielen Dingen eine Situation in Berlin, die jetzt schon 
unvergleichlich viel besser ist als in anderen Städten 
der Bundesrepublik Deutschland, noch keinen Konkre­
tisierungsgrad von Maßnahmen in der Stellungnahme 
des Senats hat, weil es natürlich auch mit relevanten 
Finanzausgaben verknüpft ist, ist das ein Zeichen ver­

antwortungsvoller Politik, die sich eben nicht durch 
vollmundiges Verkünden von Wunschbildern, die sich 
möglicherweise nicht realisieren lassen, auszeichnet,  
sondern in dem konkreten Vorangehen, Schritt für 
Schritt, um eine Verbesserung dieser Situation zu  
erreichen.

Dann will ich gern konkret auf das eingehen, was Sie, 
Frau Demirbüken-Wegner, gesagt haben, weil Sie ja 
nicht umsonst ein Wortprotokoll erwartet haben. Ich 
will über den allgemeinen Rundumschlag, den Sie getä­
tigt haben, dass sich der Senat in einer Agitationsphase 
befindet und wir wenig Gestaltungswillen haben, über­
haupt nichts sagen. Allein die Tatsache, dass Sie – wenn 
Sie ein bisschen objektiv wären – feststellen müssen, 
dass sich in Berlin in den letzten Jahren unheimlich 
viel in diesem Bereich getan hat, ist ein überzeugender 
Beweis dafür, dass es uns offensichtlich gerade nicht 
an Gestaltungswillen fehlt. Ich hoffe, dass Sie sich das 
Wortprotokoll durchlesen und dann darüber nachden­
ken, was eine Agitationsphase ist, auch unter Einbe­
ziehung Ihrer eigenen Person.

Zu den fünf Punkten kann ich konkret etwas sagen.  
Ja, dieses Portal ist nicht nur in Vorbereitung. Wir wer­
den auf dem Vorhandenen aufbauen, und wir werden 
– davon gehe ich aus – im Sommer in die erste Phase 
gehen.

Der zweite Punkt, der reell und verantwortungsvoll 
von mir beantwortet werden kann, ist die Sache mit 
der Sprachförderung. Da werde ich morgen – das habe 
ich angekündigt – im Rahmen des Qualitätspakets, das 
natürlich auch den vorschulischen Bereich in Bezug 
auf Sprachförderung beinhaltet, konkret sagen, wie ich 
mir das vorstelle und in welchem Zeitraum das läuft.

Zum dritten Bereich, den man zum jetzigen Zeitpunkt 
verantwortungsvoll beantworten oder behandeln kann, 
den Familienbüros, kann ich nur sagen, dass wir dies 
selbstverständlich mit den Bezirken machen müssen, 
weil dieses aus meiner Sicht sinnvollerweise nicht zen­
tral von der Landesverwaltung umgesetzt werden kann.
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Die anderen Punkte – das wissen Sie genau – sind, wenn 
man und wie man sie ausgestaltet, verantwortungsvoll 
nur in Kenntnis der haushaltsmäßigen Möglichkeiten 
zu machen. Es ist doch völlig selbstverständlich, dass 
es eine Senatsverwaltung in einer Aufstellungsphase 
des Doppelhaushalts von sich aus weder will noch kann, 
dieses quantitativ und in Bezug auf Zeitabläufe festzu­
legen. Das wird sich mit der Aufstellung des Haushalts 
klären. Da werden Sie über die Zahlen sehen können, 
inwieweit und mit welcher Geschwindigkeit der Senat 
diese haushaltsintensiven Dinge umzusetzen gedenkt. 
Dem nächsten Parlament – davon gehe ich aus – wird 
es obliegen, es mit Leben zu erfüllen, wobei sich dann 
alle Politiker mit dem Phänomen auseinandersetzen 
müssen, dass sie eine Gesamtverantwortung für einen 
Haushalt haben, der eine 0,3-prozentige Steigerungs­
rate auf der Ausgabenseite beinhaltet. Nur zur Erinne­
rung: Die Tarifsteigerungen sind in der Größenordnung 
von mehreren Prozenten. Die Anteile der Personalhaus­
halte kennen Sie auch. Also können Sie sich vorstellen, 
dass das kein Selbstläufer ist, den man im Voraus raus­
picken kann.

Vorsitzende Christa Müller: Danke, Herr Senator! – 
Jetzt hat Herr Ruhenstroth-Bauer das Wort zur Erwi­
derung, Ergänzung – oder wie auch immer Sie das ver­
stehen möchten!

Peter Ruhenstroth-Bauer (Familienbeirat Berlin): Das 
überrascht mich jetzt, aber ich nehme das Wort gern, 
Frau Vorsitzende! – Ich finde gut, dass ich hier von allen 
Fraktionen gehört habe, dass Sie die Partizipation, die 
eine der Grundlagen dieses Berichts war, ernst nehmen 
– das ist auch wichtig –, anhand der Liste, die Ihnen  
vorliegt, was an konkreten Veranstaltungen noch  
weitergebracht wird, um das weiterzutragen, was hier 
an konkreten Vorschlägen gemacht wurde.

Zum Zweiten bin ich der Überzeugung, dass man an der 
einen oder anderen Stelle das Gefühl hat, dass wir bei 
der Umsetzung von bestimmten Problemen noch nicht 
weitergekommen sind, wir aber durch unsere Sicht 
der Dinge haben deutlich machen wollen, an welchen  
Stellen wir glauben, dass es noch dringenden und sehr 

zeitnahen Umsetzungsbedarf gibt. Ich glaube, der  
Bericht gibt Ihnen als der Politik und den politisch 
Verantwortlichen sicherlich eine ganze Reihe von sehr 
konkreten Anleitungen an die Hand.

Dritter Punkt: Manchmal würde ich mir wünschen, 
dass die Informationen, die man hat, auch über das, 
was im Parlament oder in der Politik, im Senat pas­
siert, deutlicher nach außen vermittelt werden wür­
de. Wir waren beispielsweise vor Kurzem beim Se­
nator für Inneres, der sich sehr konkrete Gedanken  
darüber macht, wie man Bezirksämter so funktionali­
sieren kann, noch bürgerfreundlicher machen kann und  
damit in dem Sinne agiert, wie es hier empfohlen ist. 
Nur, man muss eben auch deutlich machen, dass es 
ressortübergreifendes Handeln erfordert und dass das 
nötig und notwendig ist.

Ich hoffe – das darf ich vielleicht zum Abschluss sa­
gen –, dass dieser Berliner Familienbericht einer ist, 
der wirklich trägt, und zwar über die Legislaturperi­
ode hinaus. Das sind Sie, glaube ich, all denjenigen 
schuldig, die sich vor allen Dingen von außen, also 
nicht den Beiratsmitgliedern, nicht Ihnen selbst oder 
uns allen, sondern denen, die wir mobilisiert haben, 
die sich daran beteiligt haben. Da gibt es wirklich eine 
ganze Reihe von Fragen, und es gibt vor allen Din­
gen auch überraschende Erlebnisse, die ich Ihnen als  
Politikerinnen und Politikern sehr nachdrücklich 
an die Hand geben will, die überrascht waren davon, 
dass sie tatsächlich gefragt und ernst genommen wer­
den – die erwarten natürlich auch Umsetzung –, und 
zwar aus allen Bereichen der Bevölkerung. Sie hatten, 
glaube ich, vorhin gefragt, Frau Jantzen, wer sich an 
diesen Familienforen beteiligt hat: aus allen Alters­
gruppen. Manche Foren waren überwiegend nur mit 
Fachkräften – in Anführungszeichen – besetzt. Da 
haben wir weniger Familien gehabt. In anderen hat­
ten wir überwiegend Familien und weniger Fachkräf­
te. Also, es war immer eine gute Mischung, und das 
wird auch bei den nächsten Familienforen so sein. Sie  
wissen ja, dass das nächste am 13. Mai in Kreuzberg statt­
findet, und jeder ist eingeladen, daran teilzunehmen. 
Das wird nicht verpflichtend erfolgen, sondern das ist 
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freiwillig. Man kommt dahin, und beginnt damit zu  
sagen: Was ist eigentlich gut in meinem Bezirk, und 
wo möchte ich das dieses Gute weit über die Stadt in  
anderen Bezirken bekannt ist? –, denn – auch das wis­
sen Sie sicherlich – manchmal hat man den Eindruck, 
die Leuchttürme von Pankow oder Neukölln strahlen 
nur in Pankow und Neukölln, und keiner in Steglitz-
Zehlendorf sieht dieses Licht, und umgekehrt natürlich 
auch. Da können Sie in der Politik viel tun, auch unter  
den sehr engen finanziellen Rahmenbedingungen,  
die Sie, Herr Senator, eben geschildert haben.

Ein allerletztes Beispiel möchte ich Ihnen noch geben: 
Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf bestimmt bei 
Ihnen allen, ein wichtiger Punkt. Die Politik kann die 
Wirtschaft – der Regierende Bürgermeister hat es getan 
– dabei in die Verantwortung nehmen, und es gibt ganz 
einfache Möglichkeiten, Hilfestellungen zu geben.  
Wir haben das als Familienbeirat gemeinsam mit der 
IHK und der Handwerkskammer gemacht, die sich 
für ein Jahr dieses Thema zum Schwerpunkt erkoren  
haben. So viele IHK-Betriebsberater, die mit ganz 
praktischen Fragestellungen ausgestattet waren – 
wie kann ich Vereinbarkeit organisieren? –, so viele  
Beiträge wie in der Handwerkskammer-Zeitung, in den 
Handwerksbetrieben, in denen Vereinbarkeiten von  
Familie und Beruf so aussieht: Der Vater ist der Meis­
ter, der Sohn ist der Auszubildende, und die Mutter 
macht die Buchhaltung, – also die knallharte Probleme  
haben, dies tatsächlich zu verbinden. Diese  
Initiativen kann man nutzen und anstoßen. Sie  
bedürfen natürlich eines kräftigen Rückenwindes 
durch die Politik oder durch solche Organisationen,  
die Sie, Herr Senator – das wollte ich hier auch noch mal 
gesagt haben –, ins Leben gerufen haben, von denen 
ich glaube, dass Sie genau den richtigen Grundstein 
dafür gelegt haben, weil Sie den Beirat so zusammen­
gesetzt haben, wie Sie ihn zusammengesetzt haben. 
Da saßen die Glaubensgemeinschaften, da saßen  
die Gewerkschaften, die Arbeitgebervertreter, die  
Wissenschaft und auch die Zivilgesellschaft war da 
vertreten, also eine sehr richtige Aufstellung, die 
natürlich das gesellschaftliche Bild sehr gut wider­
spiegelt. – Vielen Dank!

Vorsitzende Christa Müller: Danke, Herr Ruhenstroth-
Bauer! – Ich setze die Aussprache fort, und Frau  
Jantzen hat das Wort.

Elfi Jantzen (Grüne): Mir sind in der Diskussion noch 
zwei Sachen eingefallen, die für die weitere Arbeit mit 
aufgegriffen werden sollten. Das eine ist: Wir haben 
es in diesen Beiratssitzungen oder insgesamt nicht 
geschafft, alles intensiv zu besprechen, was Familien 
in dieser Stadt beschäftigt und was wichtig ist. Ein  
Bereich, den wir nicht so behandeln konnten, wie ich 
mir das gewünscht hätte, ist der ganze Bereich Inklu­
sion von Menschen mit Behinderung. Es gibt ja einen 
Teil sonderpädagogischer Förderbedarf. Das ist ein  
Ausschnitt. Das ist aus meiner Sicht ein Thema, das der 
nächste Beirat gut begleiten sollte. Interessanterweise 
ist in der Stellungnahme des Senats dazu gar nichts zu 
finden, obwohl Inklusion jetzt das Thema ist, zum Bei­
spiel das Konzept zur Schule da ist, wo noch nicht so 
wirklich viel gemacht worden ist, und dann der ganze 
Bereich Familienhilfen, Hilfen zur Erziehung, Jugend­
freizeiteinrichtungen. Das steht noch aus, obwohl es 
schon viele Ansätze gibt.

In dem Zusammenhang vielleicht auch die Anregung, 
noch mal über die Zusammensetzung des Beirats nach­
zudenken. Ich habe nicht gefunden, dass ein Vertreter 
von Menschen mit Behinderungen im Beirat war. Ich 
kann mich auch nicht erinnern. Es wäre vielleicht ganz 
gut, wenn man aus dem Bereich der Eltern von Kin­
dern mit Behinderungen jemanden mit hineinnimmt,  
um solche Ausgrenzungsgefühle oder Missverständ­
nisse auszuschließen, vielleicht auch mal überlegen, 
Vertreterinnen vom LSVD oder aus anderen Bereichen 
zuzuladen, und zu gucken, wie man die Vielfalt auch  
im Beirat direkt abbilden kann.

Vorsitzende Christa Müller: Danke, Frau Jantzen! – 
Frau Demirbüken-Wegner, bitte!

Emine Demirbüken-Wegner (CDU): Danke schön! – 
Herr Senator! Ich finde schon, dass dieser Bericht ein 
besonderer Bericht ist. Der hebt sich von den vorher­
gegangenen Familienberichten ab, wo nur eine Anein­
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anderreihung von Maßnahmen, die selbstverständlich 
in unserer Stadt erfolgreich laufen, aufgezählt wird, 
aber darum geht es nicht nur in diesem Bericht. Uns ist 
sehr wohl auch als Beiratsmitgliedern klar, dass einige 
Bereiche gut laufen, aber es geht mir in der Ausschuss­
sitzung nicht darum, diesen Erfolg und Lobpreis über 
uns ergehen zu lassen. Dafür haben wir nicht 35 Sitzun­
gen hinter uns gebracht. Ja, ich kann auch eine Lobes­
hymne über die erfolgreichen Schritte machen. Es geht 
heute darum – jetzt möchte ich dort ansetzen, wo Herr 
Ruhenstroth-Bauer aufgehört hat –, den Familien vor 
Ort in den Foren zu sagen: Ja, hier und hier geht es gut, 
aber in diesen Bereichen habt ihr Bedürfnisse, Bedarfe,  
die wir der Senatsverwaltung weiterleiten werden. 
Die werden wir in unserem Bericht festhalten. Inso­
fern erlauben Sie mir bitte doch die Frage: Jetzt haben  
Sie diesen besonderen Bericht. Welchen Handlungsauf­
trag geben Sie sich durch diesen Bericht? – Das ist mir 
noch immer nicht klar. Ich kann es noch immer nicht 
heraushören. Wenn der Vorsitzende des Familienbeirats 
sagt, man habe das Gefühl, dass man nicht sehr viel  
weitergekommen sei, hoffe ich, dass Sie uns vielleicht 
ein paar Handlungsaufträge nennen können, die wir 
selbstverständlich in der nächsten Legislaturperiode 
weitergeben können. Aber das ist nicht die einzige 
Antwort. Noch stehen wir in der Verpflichtung, Arbei­
ten auszurichten und dem Bürger da draußen Rede und 
Antwort zu stehen und auch in Bezug auf ihre Bedürf­
nisse mit dem Bericht zu antworten und zu sagen: Der 
Senat wird in diesen Bereichen dieses und jenes in die 
Wege leiten. Verstehen Sie, dass wir auch alle dieser  
Verantwortung gerecht werden müssen?

Vorsitzende Christa Müller: Danke, Frau Demirbüken-
Wegner! – Herr Senator!

Senator Dr. Jürgen Zöllner (SenBildWiss): Der Senat 
wird in der Kontinuität seiner Politik und vor allen  
Dingen in einem ressortübergreifenden Ansatz, der 
auch in diesem entsprechenden Bericht zum Ausdruck 
gekommen ist, weiterhin einen Schwerpunkt auf die 
Familienpolitik legen und damit bundesweit Standards 
setzen, wie sie jetzt schon gesetzt sind. Die einzelnen 
Maßnahmen – darf ich Ihnen versichern – wird der  

Senat an geeigneter Stelle als Person der Öffentlichkeit 
mitteilen. In diesem Fall – obwohl ich sonst Ihre Un­
terstützung sehr gern habe – brauchen Sie die Senats­
politik nicht nach außen zu vertreten.

Vorsitzende Christa Müller: Vielen Dank, Herr Senator! – 
Wir haben die Vorlage – zur Kenntnisnahme – zur Kennt­
nis genommen. – [Emine Demirbüken-Wegner (CDU): Da 
hätte es auch den Beirat nicht geben müssen!] – Wir  
haben über den Familienbericht gesprochen. Wir können 
uns darüber verständigen, ob wir das als abgeschlossen 
betrachten oder nach Vorlage des Wortprotokolls noch 
mal aufrufen. Ich denke, darüber verständigen wir uns 
in der Sprecherrunde. Wie die nächsten Tagesordnungen 
unserer noch verbleibenden Ausschusssitzungen ge­
staltet werden, darüber verständigen wir uns in  
der Sprecherrunde. Wir können entsprechend den  
Erkenntnissen, die wir dem Wortprotokoll entnehmen, 
uns neu verabreden. Für heute ist dieser Tagesordnungs­
punkt mit sehr wichtigen Erkenntnissen erfolgreich  
abgeschlossen. Ich glaube, die Verantwortung, die 
wir hier alle haben, egal, ob wir dem nächsten Abge­
ordnetenhaus angehören werden oder nicht, wird bei 
uns allen liegen. Herr Ruhenstroth-Bauer und Frau 
Schmidt! Ganz herzlichen Dank für die Arbeit, die Sie 
geleistet haben! Mit Sicherheit ist diese Arbeit noch 
nicht beendet. Es gibt noch viele weitere Aufgaben. – 
Vielen Dank!
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Abgeordnetenhaus von Berlin
16. Wahlperiode
82. Sitzung 
vom 12. Mai 2011 

lfd. Nr. 3: 
Aktuelle Stunde 
Zusammenleben in Berlin – der neue Familien
bericht als umfassende Bestandsaufnahme und 
Handlungsanleitung 

Antrag der SPD 

Für die Besprechung steht den Fraktionen jeweils eine 
Redezeit von bis zu zehn Minuten zur Verfügung, die auf 
zwei Redebeiträge aufgeteilt werden kann. Es beginnt die 
SPDFraktion, und das Wort hat Frau Abgeordnete Scheeres.  
– Bitte sehr! 

Sandra Scheeres (SPD): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wir wollen 
heute die Ergebnisse des Berliner Familienberichts disku­
tieren. Dieser Berliner Familienbericht ist nicht einfach 
ein Verwaltungsbericht, es ist ein ganz besonderer Be­
richt. Dafür, dass es so ist, gilt ein besonderer Dank dem 
Familienbeirat mit seinen vielen Experten, die über drei 
Jahre an diesem Bericht in vielen, vielen Stunden gear­
beitet haben. – Vielen Dank! 

[Beifall bei der SPD und der Linksfraktion – Vereinzelter 
Beifall bei der FDP] 

Ein Dank gilt aber auch dem Vorsitzenden des Familien­
beirats, Herr RuhenstrothBauer, und seinem Team, Frau 
Schmidt, Frau Voigt und Frau Schefels, die uns über diese 
drei Jahre begleitet haben. Nur mit dieser Unterstützung 
war es möglich, diesen Bericht auf den Weg zu bringen.
 
Der Familienbeirat ist diesmal einen neuen Weg gegan­
gen, er hat nämlich die Berliner Familien beteiligt. Es 
haben Familienforen in den einzelnen Bezirken statt­
gefunden, und ich kann nur sagen: Das war eine ganz 
spannende Sache. Ich war auch in Pankow dabei. Es hat 
ein OnlineDialog stattgefunden. Einige Politikerinnen 
und Politiker dieses Hauses haben sich auch den Fra­
gen gestellt. All diese Ideen und Ergebnisse sind in den  
Bericht eingeflossen. Ich finde, das ist richtig gut  
geworden. 

Ich möchte jetzt auf einzelne Punkte in dem Bericht 
eingehen. Berlin ist lebendig, Berlin ist attraktiv, Ber­
lin ist die Stadt der Zuwanderung. Berlin ist das einzi­
ge Bundesland, das Geburtenüberschüsse aufzuweisen 
hat. Berlin ist absolut attraktiv für junge Menschen, 
und Berlin ist international. Aber die bunte Vielfalt der  
Familien, die hier in Berlin leben, braucht auch manch­
mal Unterstützung. In jeder dritten Familie lebt nur ein 
Elternteil, und meistens sind es die Frauen, die allein­
erziehend sind. Das Thema Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf ist immer wieder brisant. Auch die soziale  
Absicherung ist bei diesen Familien immer wieder ein 
Thema. 

Zusammenleben in Berlin – 
der neue Familienbericht als 
umfassende Bestandsaufnahme  
und Handlungsanleitung 
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Es leben 180 Nationen in Berlin. Sie haben Familien, sie 
gründen Familien, sie leben und arbeiten hier in Berlin. 
Ein wichtiger Beitrag ist dies auch für das weltoffene Ber­
lin. Der hohe Anteil von Familien mit Migrationshinter­
grund stellt uns als Politik gerade in der Integrationspo­
litik vor große Herausforderungen. 

Der Bericht macht ziemlich deutlich, welch gute Bedin­
gungen wir für Familien hier in Berlin vorfinden. Der Be­
richt sagt auch ganz klar, wir befinden uns auf dem rich­
tigen Weg. Das ist natürlich eine Tatsache, die der CDU 
in vielen Diskussionen nicht passt, die sie gern zur Seite 
schiebt. Aber ich kann nur sagen: Wir haben diesen Be­
richt im Familienbeirat gemeinsam beschlossen, und die­
se Situation kann man nicht mehr zur Seite schieben. Ich 
hoffe, dass Sie das auch akzeptieren und sich das in Ihrer 
Rede gleich wiederfindet. 

Ich freue mich, dass wir in vielen Bereichen bundesweit 
Vorreiter sind. Aber es ist ganz klar: Wir können nicht die 
Hände in den Schoß legen. Ich finde den Ansatz im Be­
richt sehr gut, der uns Wege aufzeigt, wo wir nachbessern 
müssen, wo wir uns weiterentwickeln müssen, oder uns 
zeigt: Guckt hier noch mal, diskutiert diese Punkte noch 
mal! 

Ich möchte auf ein Thema eingehen, die Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf. Der Bericht macht deutlich, dass 
wir hier in Berlin ein super Kitasystem aufgebaut haben, 
das bundesweit einzigartig ist. Andere Länder beneiden 
uns darum. 

[Beifall bei der SPD und der Linksfraktion – Zuruf von 
Mieke Senftleben (FDP)] 

Wir haben lange Öffnungszeiten, wir haben viele Kita­
plätze. Wir haben einen Schwerpunkt auf diesen Bereich 
gelegt. Wir investieren pro Jahr fast 1 Milliarde Euro. Sehr 
geehrte Kolleginnen und Kollegen der CDU! Nennen Sie 
mir mal ein Bundesland, wo Sie Regierungsverantwor­
tung haben, das darauf so einen Schwerpunkt legt, wie 
wir das hier in Berlin machen! Da werden Sie nichts fin­
den. 

[Beifall bei der SPD und der Linksfraktion] 

Die Nachfrage nach Kitaplätzen steigt stärker als erwar­
tet. Ja, wir haben berlinweit eine sehr hohe Platzab­
deckung, auch im Bundesvergleich. Aber es gibt in ein­
zelnen Bezirken die Situation, dass noch Plätze fehlen 
und ein größerer Bedarf herrscht. Das sind die Bezirke, 
wo sich Familien sehr wohl fühlen, wo Familien hinzie­
hen, wo junge Menschen sind, die Familien gründen.  
Ich kann diese Sorge ganz klar nachvollziehen, wenn 
Familien einen Kitaplatz suchen, weil sie den Druck  
haben, wieder in den Job einzusteigen. Senator Zöll­
ner und die Senatsverwaltung nehmen dieses Thema 
ernst. Sie sitzen seit mehreren Monaten mit den Bezir­
ken an einem Tisch und analysieren, woran es liegt, und  
erarbeiten Lösungen. Ich denke, dass wir hier auf einem 
guten Weg sind und weitere Kitaplätze schaffen werden. 

In diesem Zusammenhang möchte ich die Beitragsfrei­
heit, die wir eingeführt haben, ansprechen. Das war ja 
hier immer wieder Thema und auch ein Lieblingsthema 
der Grünen, die immer wieder versucht haben, uns zu 
drängen, die Beitragsfreiheit zurückzunehmen. Sie 
haben gesagt, die Eltern zahlten gerne Beiträge und 
es sei viel besser, das Geld in die Qualität zu stecken.  
Wir haben beides gemacht: die Beitragsfreiheit ein­
geführt und das Geld in die Qualität gesteckt. 

[Beifall bei der SPD – Zurufe von den Grünen] 

Im Übrigen ist die Beitragsfreiheit auch eine wichtige 
Entlastung für die Familien mit kleinen und die mittleren 
Einkommen. Sie können mir nicht erzählen, dass die Fa­
milien es nicht gut finden, 100, 200 oder 300 Euro mehr in 
der Tasche zu haben. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen der Grünen! Ich kenne 
Ihre Einschätzung, was dieses Thema angeht, und habe 
mir einmal die Mühe gemacht, in Ihr Wahlprogramm zu 
gucken. Eigentlich müssten Sie jetzt ja konsequenter­
weise sagen, Sie führen die Kitabeiträge wieder ein und 
stecken das Geld in die Qualität. 

[Zurufe von den Grünen] 
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Aber das finden wir nicht in Ihrem Wahlprogramm, und 
es ist ganz klar, warum: Sie wissen ganz genau, dass 
Sie die Eltern gegen sich aufbrächten – so, wie Sie das 
auch in Hamburg gemacht haben, wo Sie die Kitabeiträge  
erhöht haben. 

[Beifall bei der SPD – Özcan Mutlu (Grüne): Zur Sache!] 

– Das Thema ist ein Teil des Familienberichts. 

Ich komme zum nächsten Thema in diesem Feld. Das ist 
die flexible Kinderbetreuung, die im Familienbericht  
angesprochen wird. Die flexible Kinderbetreuung  
müssen wir uns noch näher vornehmen, weil sich etwa 
die Arbeitszeiten verändert haben, mehr Flexibilität 
von den Familien gefordert wird und Eltern arbeiten  
gehen, wenn die Kitas teilweise noch nicht auf oder schon  
zu haben. 

[Michael Schäfer (Grüne): Eine ganz neue Entwicklung!] 

Hier brauchen wir kreative Ideen, etwa die, die ergänzen­
de Tagespflege an die Kita anzudocken und dies familien­
nah zu organisieren. 

Aber ich bin auch der Auffassung, dass dies nicht nur 
die Aufgabe des Staates ist. Vielmehr müssen sich auch 
die Unternehmen darum kümmern, Rahmenbedingun­
gen für Familien zu schaffen und flexible Arbeitszeiten 
einzuführen. Viele Unternehmen haben sich auf den Weg 
gemacht – das haben wir auch im Bericht gelesen –, aber 
in diesem Bereich ist noch viel zu tun. Dabei gäbe es näm­
lich auch die Möglichkeit, durch solche Ansätze qualifi­
zierte Fachkräfte in die Unternehmen zu bekommen. Wir 
müssen weiter in den Dialog einsteigen und für dieses 
Konzept werben. 

Das Thema Kinderarmut wird im Bericht auch ange­
sprochen. Das finde ich wichtig, weil es ein Thema 
in Berlin ist. Unsere Politik ist darauf ausgerichtet, 
dass wir Kinder aus armen Familien unterstützen und  
ihnen Bildungschancen ermöglichen. Zur Kita habe ich  
dabei schon etwas gesagt. Aber die Sekundarschule zum 
Beispiel, die wir eingeführt haben, ist genau der richtige  

Weg, denn damit ist ganz klar, dass kein Kind mehr 
stigmatisiert wird, weil es auf eine bestimmte Schule  
geschickt wird. 

[Beifall bei der SPD – Beifall von Marion Seelig (Links­
fraktion)] 

Alle Kinder haben nun die Möglichkeit, ihr Abi zu machen.
 
[Zurufe von den Grünen] 

– Herr Mutlu, in NRW sind Sie da sehr zurückhaltend, was 
das angeht. 

[Özcan Mutlu (Grüne): Wer hat Sie denn dazu getrieben, 
die Hauptschule abzuschaffen?] 

Wir haben den Härtefonds an Schulen. Wir haben den 
Familienpass. Wir haben Beratungsstellen und Hilfs­
angebote. Wir haben gute Bedingungen für Familien. 
Aber was eben auch wichtig ist, ist, dass die Familien 
auch erfahren, dass es all diese Angebote gibt. Aus die­
sem Grund finde ich die Anregung der Internetplatt­
form, die beschrieben wird, sehr gut. Auch finde ich sehr 
gut, dass wir in diesem Bericht sagen, dass es zentrale  
Anlaufstellen in den Bezirken geben muss, damit die Fa­
milien nicht durch die Ämter durchgereicht werden. Der 
Familienbericht spricht die Familienzentren an und sagt, 
dass sie wichtige Orte der Unterstützung und Beratung sei­
en. Er ermutigt uns auch, diese flächendeckend auszubau­
en, und wir haben das, wie Sie wissen, auch vor. 

Der Familienbericht mahnt aber auch an, dass es ein 
strategisches Gesamtkonzept geben muss, um ressort­
übergreifend zielgenauer zu schauen, wie man Angebote 
gestalten und einsetzen kann, um noch effektiver etwas 
für Familien zu tun, die sich in schwierigen Situationen 
befinden und ein Armutsrisiko haben. 

Insgesamt fühlen wir uns in unserer Politik bestätigt. 
Aber wir nehmen als Fraktion auch die Anregungen und 
Hinweise in diesem Bericht ernst. Wenn Sie in unser 
Wahlprogramm schauen, werden Sie sehen, dass wir viele 
Punkte des Berichts aufgegriffen haben. – Vielen Dank! 
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[Beifall bei der SPD und der Linksfraktion] 

Vizepräsidentin Karin Seidel-Kalmutzki:
Vielen Dank, Frau Abgeordnete Scheeres! – Für die CDU-
Fraktion hat jetzt Frau Demirbüken-Wegner das Wort. 

Emine Demirbüken-Wegner (CDU): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Das hat wirk­
lich große Klasse, liebe Frau Scheeres, 

[Beifall bei der SPD] 

wie sich die Koalition am Ende der Legislaturperiode ei­
nes Themas bemächtigt, das ihr in der parlamentarischen 
Arbeit eher lästig war. 

[Özcan Mutlu (Grüne): Zehn Jahre lästig war!] 

Wer sich dafür interessiert, kann das sehr gut an der 
Parlamentsdokumentation nachvollziehen: Nur in 18 
von 74 Sitzungen kamen Themen auf die Tagesordnung, 
in denen der Begriff Familie überhaupt ein wenig auf­
tauchte. Die wenigsten dieser Initiativen waren, liebe 
Kollegin – und ich möchte Sie nur daran erinnern –, Ih­
nen hier zu verdanken. Koalitionsanträge zur Verbesse­
rung der Familienpolitik wird man vergeblich suchen, 
dafür aber feststellen, dass die Anträge der Opposition  
systematisch verschleppt wurden und zwischen Einbrin­
gung und Beschluss in der Regel ein bis anderthalb Jah­
re vergingen. – So viel zum wirklichen Interesse von SPD 
und Linksfraktion an der Familienpolitik. 

[Beifall bei der CDU] 

Darum ist das heute hier eine reine Showveranstaltung, 
bei der RotRot auch aus den Lorbeeren des Familien­
beirats Nutzen ziehen will, und Sie, Frau Scheeres – es 
tut mir leid – sind als Familiensprecherin das eine Opfer  
in Ihrer Fraktion. Die SPD hat es bereits im Vorfeld  
ihrer Klausur im Januar versucht, um schnell einmal an 
die Öffentlichkeit zu gehen und ihr vorzugaukeln, wie 
wichtig ihr die Berliner Familien wären. Diese Vereinnah­
mung fand ich damals schon unwürdig, unverschämt und 
dreist. 

[Beifall bei der CDU] 

Sie haben sich nicht an das Wort im Familienbeirat  
gehalten, liebe Kollegin – nicht nur Sie alleine, auch Ihre 
Fraktion. 

Vizepräsidentin Karin Seidel-Kalmutzki:
Entschuldigung, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Abgeordneten Zillich? 

Emine Demirbüken-Wegner (CDU): 
Also, wissen Sie: 35 Beirats oder Ausschusssitzungen zu 
diesen Themen – jetzt komme ich mir wieder ein bisschen 
verschaukelt vor. 

[Beifall bei der CDU] 

Diese Vereinnahmung finde ich unwürdig, unverschämt 
und dreist. Ich darf das sagen, weil ich als Mitglied 
des Familienbeirats und familienpolitische Sprecherin  
meiner Fraktion hautnah das Ringen um den aktuellen  
Familienbericht miterleben durfte und ihn mitgestaltet 
habe. 

[Dr. Klaus Lederer (Linksfraktion): Hier darf jeder alles 
sagen!] 

– Sie sind ruhig und hören mir jetzt zu! Ich habe die  
35 Sitzungen mitgemacht und nicht Sie! 

[Zuruf] 

– Das ist nicht mein Problem. Wir haben konkrete Maß­
nahmen erarbeitet. Ihr Problem ist, dass Sie zu den  
Problemen keine Antworten haben! 

[Beifall bei der CDU] 

Zwar gelang es nicht immer, dass sich alle Mitglieder auf 
gemeinsame Vorstellungen einigen konnten oder Proble­
me bis ins Detail ausformuliert wurden. Doch die Diskussi­
onen um die realen Probleme von Familien in dieser Stadt 
waren weitaus fruchtbarer als hier im Abgeordnetenhaus 
und im zuständigen Ausschuss, wo viele Debatten erst gar 
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nicht geführt werden konnten, weil sie an der abwehren­
den Haltung von SPD und Linksfraktion scheiterten. 

[Zuruf von der SPD] 

– Sie waren ja auch nicht dabei! Weil Sie die Inhalte nicht 
kennen, können Sie ruhig etwas sagen. Die Einzige,  
die hier nicht antwortet, ist Ihre familienpolitische  
Sprecherin, weil sie genau weiß, was sie in den 35 Sitzun­
gen erlebt hat. 

[Zurufe von der SPD] 

– Warum regen Sie sich auf? Sind Sie betroffen? – Deshalb 
kann man nicht genug anerkennen, dass nun ein Bericht 
vorliegt, der deutlich die Stärken und Schwächen der  
Familienpolitik im Land Berlin aufzeigt und deshalb 
die Handlungsstrategie für die Berliner Politik geben 
kann und muss. Denn: Was war der Auftrag, den der  
Familienbeirat bei seiner Berufung erhalten hat? – Den 
Senat umfassend zu beraten. Doch nach der letzten  
Ausschusssitzung sind meine Erwartungen an eine  
aktive Umsetzung immer mehr gesunken. Allein die  
Diskussion und die enttäuschende, ignorante, bera­
tungsresistente und wenig innovative Stellungnahme 
des Senats zum Familienbericht lassen daran zwei­
feln. Deshalb finde ich die Euphorie, die die Koalition  
heute hier verbreiten will, unangemessen und geradezu  
verlogen. 

[Beifall bei der CDU – Zuruf von der CDU: Anmaßend!] 

Denn auf keine der dargestellten Fragen und Probleme 
geht der Senat in seiner Stellungnahme ausführlich ein, 
und von einer Auseinandersetzung kann überhaupt nicht 
die Rede sein. 

Vizepräsidentin Karin Seidel-Kalmutzki:
Frau Demirbüken-Wegner! 

Emine Demirbüken-Wegner (CDU): 
Gar keine Frage nehme ich an! Die müssen mir hier alle 
zuhören! 

[Dr. Felicitas Tesch (SPD): Feigling!] 

Er blendet sogar ganze Bereiche aus wie z. B. die kon­
krete Bekämpfung von Familienarmut. Wenn hier die 
Sekundarschule als alleiniges Merkmal für die konkrete 
Bekämpfung von Familienarmut genannt wird, dann ist 
das wirklich ein Armutszeugnis. 

[Dr. Felicitas Tesch (SPD): Hat sie doch gar nicht!] 

Vielmehr hat man beim Lesen den Eindruck, dass er den 
Bericht nur als Anlass nutzt – was auch heute geschehen 
ist –, um seine eigenen guten Taten noch ins rechte Licht 
zu rücken wie z. B. die beitragsfreie Kita. Das mussten 
wir ja hören. 

[Beifall von Dr. Felicitas Tesch (SPD) – Dr. Felicitas Tesch 
(SPD): Ja, eben!] 

Beratungsresistent und wenig innovativ zeigt sich in mei­
nen Augen der Senat auch deshalb, weil in seiner Stel­
lungnahme Formulierungen vorherrschen, die wenig von 
Gestaltungswillen zeugen. Ein paar Kostproben vielleicht 
für Sie? Erstens: Der Senat sieht sich schon auf einem gu­
ten Wege. – Zweitens: Der Senat teilt die Auffassung des 
Familienbeirats. – Drittens: Der Senat stimmt dem Fami­
lienbeirat zu, dass die Integration von Jugendlichen mit 
Migrationshintergrund bisher noch nicht zufriedenstel­
lend ist. – Ich könnte das fortsetzen, aber gucken Sie in 
den Bericht hinein! 

[Mieke Senftleben (FDP): Das ist das Übliche!] 

Es finden sich die beliebten Worthülsen wie „haben wir 
schon erkannt“, „werden wir einleiten“ oder „werden wir 
prüfen“. Gerade Letzteres kennen wir alle aus leidvol­
len Ausschussdiskussionen, denn manche Vorgänge wie  
z. B. die Umsetzung eines Berliner Familienportals prüft 
der Senat beharrlich seit mehr als drei Jahren. 

Mitunter groteske Züge nimmt es an, wenn der Senat 
schreibt, dass er es wichtig findet, dass der Familien­
beirat begrüßt, dass er etwas tun will. Das betrifft z. B. 
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die Einrichtung von Familienzentren unter dem Dach 
der Kita. Wer schon länger dabei ist, weiß es: Das ist ein 
uns allen bekanntes und am Herzen liegendes Thema, 
das seit der letzten Legislaturperiode parlamentarisch  
bearbeitet wird. Aber wir befinden uns immer noch in der 
Begrüßungsphase. Ein Schelm, wer Böses dabei denkt! 

Aber es soll nicht um Vergangenheitsbewältigung gehen 
– das habe ich auch im Ausschuss gesagt –, sondern es 
geht um die Zukunft der Familienpolitik. Die sehe ich 
allerdings nach der Stellungnahme des Senats nicht im 
Aufwind. Denn für keinen der im Bericht angesproche­
nen Bereiche liegen konkrete Zusagen, Zeitpläne oder 
Konzepte des Senats vor. Keine Entwicklungszeiträume 
werden benannt. Keine kurz und langfristigen Maßnah­
men zur Umsetzung von Schwerpunktaufgaben! Alles ist 
oberflächlich, unverbindlich, dröge, seltsam und desin­
teressiert. Auch auf meine Frage an den Senator, welche 
konkreten Handlungsmaßnahmen der Senat nun einlei­
ten will, ging der Senator in der letzten Ausschusssitzung 
nicht ein. Er sagte nur: Zu gegebener Zeit werde ich sie 
der Öffentlichkeit vorstellen. 

[Heiterkeit bei der CDU] 

Deshalb sage ich: Mit diesem Senat wird es keine Verbes­
serung für Berliner Familien geben. Daran wird auch die 
heutige Aktuelle Stunde und das verbale Muskelspiel der 
rotroten Koalition nichts ändern. 

[Beifall bei der CDU] 

Vizepräsidentin Karin Seidel-Kalmutzki:
Für die Linksfraktion hat jetzt Frau Abgeordnete  
Dr. Barth das Wort. – Bitte! 

[Andreas Gram (CDU): Die Koalition ist geschockt! – Hei­
terkeit] 

Dr. Margrit Barth (Linksfraktion): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wir haben 
in den beiden Beiträgen auf der einen Seite positive und 
auf der anderen Seite negative Einschätzungen zum vor­
gelegten Familienbericht zur Kenntnis nehmen können. 

Unstrittig ist aber jedenfalls – und vielleicht kann ich 
nun mit meinem Beitrag wieder etwas zur Sachlichkeit 
beitragen –, dass das Land Berlin in den vergangenen 
Jahren erhebliche Anstrengungen unternommen hat, um 
die Lebenslagen von Berliner Familien trotz schwieriger 
Haushaltssituation zu verbessern. 

Ich nenne Ihnen dazu gern noch einmal einzelne Bei­
spiele – gerade für die Kollegin, die den letzten Beitrag 
gehalten hat –: Berlin verfügt heute über ein bundesweit 
vorbildliches Kitasystem. Das sollten Sie auch nicht aus 
Ihrem Kopf herauslassen. 

[Mieke Senftleben (FDP): Das hören wir jetzt zum fünften 
Mal! – Mario Czaja (CDU): Das ist nicht Ihr Verdienst, Frau 
Dr. Barth!] 

– Ja, und wenn es zehn Mal gesagt wird. Offensichtlich 
reicht es ja noch nicht aus. – Dieses Kitasystem erfüllt 
qualitativ hohe Standards der frühkindlichen Förderung
 
[Mieke Senftleben (FDP): Das ist ja die Frage!] 

und setzt mit einem für die Familien kostenfreien Betreu­
ungsumfang von nunmehr sieben Stunden pro Tag auch 
quantitativ bundesweit Maßstäbe. 

[Beifall bei der Linksfraktion – Beifall von Renate Harant 
(SPD)] 

Zu Recht stellt der Familienbericht fest, dass Berlin auch 
darüber hinaus über ein vielfältiges und flexibles Betreu­
ungsangebot verfügt, welches für die Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf auch tatsächlich unverzichtbar ist. Mit 
einer frühkindlichen Förderung von über 42 Prozent der 
unter Dreijährigen und über 94 Prozent der Drei bis Sechs­
jährigen führt Berlin den bundesweiten Ländervergleich 
an und wendet damit für die frühkindliche Förderung an­
nähernd doppelt so hohe ProKopf-Beiträge auf wie man­
che süddeutschen Bundesländer. 

[Beifall bei der Linksfraktion – Mieke Senftleben (FDP): 
Die zahlen auch für Berlin!] 
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In Berliner Kitas ist Inklusion bereits heute nicht mehr 
das politische Ziel, sondern die pädagogische Praxis. Den 
heutigen familienpolitischen Herausforderungen begeg­
nen wir nicht mit Einzelleistungen, wie es die Bundesre­
gierung mit ihrem Tropfen auf den heißen Stein versucht. 
Vielmehr benötigen wir weiterhin eine flächendeckende 
Stärkung der Infrastruktur, die das Durchbrechen der Spi­
ralen von Armut und Bildungsbenachteiligung zum Ziel 
hat. Konsequenterweise fordert die Linke die Abschaf­
fung der Kostenbeteiligung für ein gesundes Mittagessen 
in Kita und Schule in einem ersten Schritt wenigstens für 
Kinder aus einkommensschwachen Familien. Ein erfolg­
reicher Anfang ist diesbezüglich bereits gemacht. 

Die Autorinnen und Autoren des Familienberichts  
stellen hinsichtlich der Sinnhaftigkeit höherer finan­
zieller Aufwendungen seitens öffentlicher Haushalte für 
familienpolitische Aufgaben auf Seite 145 mit Recht fest 
– ich zitiere –: 

Gute Rahmenbedingungen für Familien müssen daher 
nach Auffassung des Berliner Beirats für Familienfragen 
als zentraler Faktor für die ökonomische wie gesellschaft­
liche Zukunft Berlins einen entsprechend hohen Stellen­
wert erhalten. 

Das bestätigt einmal mehr, dass Investitionen in Familien 
auch volkswirtschaftlich betrachtet Zukunftsinvestitio­
nen darstellen, welche später – noch einmal Zitat – 

wiederum ökonomisches Wachstum, soziale Sicherung 
und Wohlstand gewährleisten. 

[Beifall bei der Linksfraktion] 

Insgesamt stellt der Familienbericht 2011 eine Bestands­
aufnahme der in den letzten Jahren umgesetzten Ver­
besserungen dar, die sich auch in Zahlen ausdrücken 
lassen. Das Land wendet heute mit ca. 1,1 Milliarden Euro 
pro Jahr bereits 360 Millionen Euro mehr für familien­
politische Aufgaben auf als noch zu Beginn der laufenden 
Legislaturperiode im Jahr 2006. Zugleich beschreibt der 
Bericht aber auch den Handlungsbedarf, welcher ergän­
zend zu den positiven Entwicklungen der letzten Jahre 

für die nahe Zukunft dennoch festzustellen bleibt, und 
benennt damit politische Herausforderungen für die 
kommende Legislaturperiode. 

Lassen Sie mich für die Linksfraktion exemplarisch vier 
Schwerpunkte benennen! Erstens: Familienpolitik muss 
gemeinsam mit Familien partizipatorisch entwickelt und 
praktisch umgesetzt werden. Dazu sind Beteiligungsfor­
men zu fördern und zu entwickeln, welche sich am tat­
sächlichen Bedarf orientieren und nicht auf Problemlagen 
reduzieren. Mit Blick auf die Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf stehen auch Arbeitgeber in der Verantwortung, 
und zwar sowohl, wenn es um eine bedarfsgerecht flexi­
ble Kinderbetreuung geht, als auch, wenn sich der Flexi­
bilitätsbedarf aus der Pflegebedürftigkeit Familienange­
höriger ergibt. 

Zweitens: Stärker als bisher muss Familienpolitik als 
eine ressortübergreifende Aufgabe verstanden und von 
den beteiligten Verwaltungen im Zusammenwirken  
bewältigt werden. 

[Zuruf von Elfi Jantzen (Grüne)] 

Auf diesem Weg setzen wir uns für die strukturelle Stär­
kung der Einrichtungen und Angebote ein, in denen Kin­
der ihren Alltag verbringen. Dazu gehören beispielsweise 
eine kostenfreie, ganztägige Förderung durch Kita und 
Grundschule, die Abschaffung der Bedarfsprüfung sowie 
in der Perspektive die Einführung eines kostenfreien Mit­
tagessens für alle Kinder. 

[Mieke Senftleben (FDP): „Wünsch dir was“!] 

Drittens: Die Verbesserung der ressortübergreifenden  
Zusammenarbeit gilt sowohl für die Schul und Kitapolitik 
oder den Ausbau eigenständiger Familienzentren, ebenso 
für Fragen der Stadt und Verkehrsplanung und Umwelt­
politik, um nur einige Beispiele zu nennen. 

Viertens: Der mit § 16 KJHG beschriebene gesetzliche 
Auftrag zu einer Familienbildung, die sich an unter­
schiedlichen Lebenslagen orientiert, und sie zur Mit­
arbeit in Form der Nachbarschafts und Selbsthilfe bes­
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ser befähigen soll, kann durch die geregelte Förderung 
der Familienzentren realisiert werden, die neben den  
klassischen Bildungs und Erziehungseinrichtungen 
Orte der Begegnung und der gegenseitigen Beratung im 
Alltag sein können. Ausdrücklich unterstützen möch­
te ich in diesem Zusammenhang die Feststellung des 
Familienberichts, wonach Stadtteil und Kiezmütter­
projekte als Form der organisierten Selbst und Nachbar­
schaftshilfe den Zusammenhalt und die Entwicklung 
des Gemeinwesens fördern, und Unterstützung ver­
dienen. 

Als Mitglied des Berliner Beirats für Familienfragen  
möchte ich mich zum Ende meiner Ausführungen  
wertschätzend äußern, und zwar ganz im Gegensatz 
zu meiner Kollegin, die vor mir gesprochen hat: Unsere  
Zusammenarbeit war gekennzeichnet von einer gemein­
samen Sprache im Interesse der Berliner Familien. 

[Emine Demirbüken-Wegner (CDU): Eben deshalb!] 

Unterschiedliche Werte und Politikvorstellungen wurden 
nicht zulasten der fachlichen und fachpolitischen Ver­
ständigung ausgetragen. 

Mit Blick auf die künftige Familienpolitik möchte ich ein 
weiteres Zitat aus dem Bericht in meinem Beitrag benen­
nen und zustimmend feststellen: Familienfreundliches 
Engagement hat noch viel Potenzial. – Ich danke Ihnen 
für die Aufmerksamkeit. 

[Beifall bei der Linksfraktion und der SPD] 

Vizepräsidentin Karin Seidel-Kalmutzki:
Vielen Dank, Frau Abgeordnete Dr. Barth! – Für die  
Fraktion Bündnis 90/Grüne hat jetzt Frau Abgeordnete 
Jantzen das Wort. 

[Mieke Senftleben (FDP): Elfi, hau’ drauf!] 

Elfi Jantzen (Grüne): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Der Wert­
schätzung aller, die an dem Familienbericht konstruktiv 
mitgearbeitet haben, kann ich mich uneingeschränkt an­

schließen. Es war eine lange und harte Arbeit, aber ich 
denke, sie hat sich gelohnt. 

Damit Sie alle wissen, worüber wir sprechen: Dies hier 
ist der Familienbericht, der vom Berliner Beirat für  
Familienfragen vorgelegt worden ist. Ich glaube, Sie  
haben alle zumindest einen Flyer erhalten, möglicher­
weise mit einen Chip, damit Sie sich das als PDF-Datei 
ansehen können. Ich empfehle Ihnen allen, das zu lesen.  
Es lohnt sich wirklich. 

[Markus Pauzenberger (SPD): Sehr gut!] 
Es gibt mittlerweile auch eine Stellungnahme des  
Senats, die haben Sie auch, Vorlage – zur Kenntnis­
nahme – Stellungnahme zum Familienbericht mit der  
Drucksachennummer 16/4045. Das lohnt sich auch, 

[Mieke Senftleben (FDP): Nicht so richtig!] 

aber nicht so sehr wie der Bericht. 

Ich bin erstaunt, dass der Regierende Bürgermeister nicht 
anwesend ist, denn er hat den Familienbericht vom Beirat 
im Januar dieses Jahres – 

[Özcan Mutlu (Grüne): Die SPD fehlt ja auch!] 

– Wo ist er? 

[Özcan Mutlu (Grüne): Die SPD-Fraktion fehlt auch!] 

– mit großer Freude entgegengenommen. 

[Zurufe von der SPD, den Grünen und der Linksfraktion] 

– Könnt ihr bitte einfach die Gespräche stoppen? 

Vizepräsidentin Karin Seidel-Kalmutzki:
Die ersten Proteste und lauten Stimmen kamen aus Ihrer 
eigenen Fraktion. Nichtsdestotrotz bitte ich um Ruhe für 
die Rednerin. 

[Uwe Doering (Linksfraktion): Özcan hat angefangen! – 
Senator Dr. Jürgen Zöllner: Er hat angefangen! – Weitere 
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Zurufe von der Linksfraktion] 

Elfi Jantzen (Grüne): 
Es ist ehrlich gesagt egal, wer angefangen hat, man muss 
wissen, wann es wieder aufhören kann. 

[Beifall bei den Grünen, der SPD und der Linksfraktion – 
Christian Gaebler (SPD): Aber Özcan weiß das nicht!] 

– Seid ihr fertig? 

[Dr. Michael Wegner (CDU): Eins, zwei, fünf!] 

Wie gesagt, es wundert mich, dass der Regierende  
Bürgermeister nicht hier ist, weil er im Januar den  
Familienbericht entgegengenommen hat. Es gab einen 
presseöffentlichen Auftritt, und er hat auch zugesagt, 
dass man das ernst nehmen wird. Wie ernst er es nimmt, 
sieht man. Ich glaube, es würde ihm gut tun, hier an der 
Debatte teilzunehmen, anstatt irgendwo anders zu sein. 
Ich finde das ausgesprochen bedauerlich. 

[Beifall bei den Grünen – Mieke Senftleben (FDP):  
Er fehlt nicht so wirklich!] 

Das zeigt mir allerdings auch, dass die Bedeutung  
dieses Berichts und das, was darin steht als Handlungs­
notwendigkeiten, vom rotroten Senat noch nicht erkannt 
worden sind. Ich sehe auch nicht, dass es irgendwie in 
politisches Handeln umgesetzt wäre. 

Liebe Kollegin Scheeres! Es reicht nicht aus, einen Frak­
tionsbeschluss zu fassen, Forderungen zu übernehmen 
und zu wiederholen, die bereits längst in irgendwelchen 
Koalitionsvereinbarungen standen, man muss das dann, 
wenn man in der Regierung ist, in der Tat auch umsetzen. 

[Beifall bei den Grünen] 

Der Familienbericht trägt den Titel „Zusammenleben in 
Berlin“. Das zeigt deutlich, dass er von einem umfas­
senden Familienbegriff ausgeht. Familie ist überall da, 
wo Menschen Verantwortung füreinander übernehmen. 
Das gilt für Pflegebedürftige genauso wie für Kinder. 

Ich sage hier ausdrücklich: Für mich als Mitglied in die­
sem Beirat bezieht der Familienbegriff ausdrücklich alle  
Formen von Familien mit ein: Alleinerziehende, Ehe­
paare, Lebenspartnerschaften, Stief, Patchwork und  
Regenbogenfamilien. Ich denke, das gilt für die anderen 
im Beirat genauso. 

Der Familienbeirat hat sehr ausdrücklich in seinem 
Bericht – und auch in seiner Arbeit – einen ressort­
übergreifenden Ansatz gewählt. Das zeigt sich in den 
Überschriften „Vereinbarkeit von Beruf und Familie“, 
„Bildung“, „Familienfreundliche Infrastruktur“, „Armut 
von Familien“ und „Familienfreundliche Regionen und 
Stadtquartiere“. Der Senat erkennt das ausdrücklich 
in seiner Stellungnahme an – Frau Barth hat es auch 
noch einmal wiederholt –, aber – und da komme ich zu 
einem großen Kritikpunkt an der Stellungnahme – sie 
bezieht sich im Wesentlichen auf Bildungsaspekte. Der 
Perspektivwechsel, dass nämlich auch Wirtschaft und 
Stadtplanung und andere Politikbereiche unter dem Rub­
rum von Familienfreundlichkeit anders ausgestaltet wer­
den müssen, ist nicht gelungen. Das ist sehr bedauerlich.  
Ich denke, es wird Zeit, dass Grüne in Regierungsverant­
wortung in Berlin kommen, damit Familienfreundlichkeit 
auch in Verkehr, Stadtplanung und Wirtschaft einen an­
gemessenen Stellenwert erhält. 

[Beifall bei den Grünen] 

Die Familien in Berlin sind vielfältig. Das zeigt sich sehr 
deutlich an den Berichten und Stellungnahmen aus den 
Foren in diesem Bericht. Aber genauso vielfältig sind 
auch ihre Lebensumstände. Es lebt sich halt anders als 
Familie, wenn man in einem Einfamilienhaus am Stadt­
rand, in einer Stadtvilla oder einer Villa im Grunewald, 
einem Altbaumietshaus in der Innenstadt oder eben  
einem Plattenbau in einem östlichen Bezirk lebt. 
Die Möglichkeiten, Kindern gute Bedingungen zum 
Aufwachsen – also gute Bildungschancen und gute 
Gesundheit – zu bieten, sind abhängig vom sozio­
ökonomischen Status, also Bildungsstand, Einkom­
men und beruflichem Erfolg der Eltern. In Berlin leben 
sehr viele Familien in Armut und ihre Kinder auch. Das 
ist der nächste Kritikpunkt. In der Stellungnahme des  
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Senats findet sich zu diesem wichtigen Teil, „damit  
Familienarmut nicht zum Alltag gehört,“ keine Aus­
sage. Das ist ein Armutszeugnis für eine rotrote  
Regierung in einer Stadt mit so extrem hoher Kinder und 
Familienarmut. 

[Beifall bei den Grünen] 

Ein nächster Kritikpunkt: Alle, die an der Erstellung 
dieses Berichts beteiligt waren, sei es in Familienforen, 
die in den Stadtteilen stattgefunden haben, seien es 
die Fachleute, von denen wir Stellungnahmen eingeholt 
haben, oder die Mitglieder des Familienbeirats, müs­
sen sehr enttäuscht sein über die Stellungnahme, weil 
das, was Sie als Thema für diese Aktuelle Stunde ange­
meldet haben – Bestandsaufnahme und Handlungsanlei­
tung – vom Senat nicht wirklich ernst genommen wird. 
Es ist wie eigentlich auch in den Reden der Kolleginnen 
der Koalitionsfraktionen: Der Senat schließt sich der  
Problembeschreibung an, er lobt Errungenschaften, hef­
tet sich Lob ans Revers, das nicht immer nur auf seine 
Kappe geht, er geht auf die Herausforderungen und Hand­
lungsanleitungen aber eigentlich nicht ein. Auswirkun­
gen auf sein Handeln habe ich noch nicht festgestellt. 
Dafür der Kitaplatzmangel als ein Beispiel: Herr Zöllner 
hat uns letzte Woche im Ausschuss weis machen wollen, 
es gäbe kein Problem. Aber, Herr Zöllner, merken Sie sich 
einfach: Genehmigte Plätze sind nicht gleich belegbare 
Plätze. Wenn es einen Mehrbedarf von 4.300 Plätzen in 
diesem Jahr gibt, dann haben Sie den noch lange nicht 
erfüllt. Ich fürchte, Sie werden das auch nicht schaffen. 
Das geht zulasten der Familien und Mütter und Väter,  
die dringend Arbeit suchen. Zum Fachkräftebedarf ist 
schon etwas gesagt worden. Da haben Sie noch eine 
schwierige Hausausgabe vor sich. 

Der Senat hat nur zwei Vorschläge wirklich aufgenom­
men. Das ist die Internetplattform für eine bessere  
Informationsversorgung der Familien und die Weiter­
entwicklung von Kitas zu Familienzentren als Knoten­
punkt infrastruktureller Angebote für Kinder, Väter und  
Mütter. Dazu kann ich nur sagen: Herzlichen Glück­
wunsch! Das ist eine Sache, die wir seit vielen Jahren 
einvernehmlich für richtig halten. Allerdings haben Sie 

unseren die Familienzentren betreffenden Antrag abge­
lehnt. Wenn Sie sich Ihre eigene Koalitionsvereinbarung 
von 2001 und auch die letzte von 2005 anschauen,  
werden Sie feststellen, dass das bereits enthalten ist.  
Es wird Zeit – das will ich hier auch einmal sagen –, dass 
Grüne mit in die Regierungsverantwortung kommen,  
damit das endlich auch umgesetzt wird. 

[Beifall bei den Grünen] 

Der Familienbericht bringt umfassende Daten zur  
Beschreibung der Situation von Familien. Ich muss aber 
selbstkritisch für uns alle anmerken, dass es noch einige 
Themen gibt, die nur unzureichend behandelt sind. Das 
ist vielleicht auch der Zeit geschuldet. Man kann nicht 
alles umfänglich bearbeiten. Beispielsweise sind die Fra­
ge der Inklusion, die Umsetzung der UN-Behinderten­
rechtskonvention, sowie die Frage des Zusammenlebens 
der Menschen in dieser Stadt unterschiedlicher Herkunft 
nicht so ausführlich behandelt, wie es sein müsste.  
Ein nächster Familienbeirat, der wieder vielleicht wieder 
einen Bericht erstellen kann, hat die Chance einer Auf­
arbeitung. 

Ich habe noch einen Vorschlag: Damit sich auch wirklich 
alle Familienformen und auch Familien mit unterschied­
lichen Problemlagen mitgenommen und eingeschlossen 
fühlen, schlage ich vor, dass wir in den nächsten Beirat 
einen Vertreter oder eine Vertreterin des Landesbeirats 
für Menschen mit Behinderung aufnehmen und viel­
leicht auch eine Vertretung von Regenbogenfamilien, 
Lebenspartnerschaften oder anderen Familienformen 
und nicht nur die herkömmlichen Familienverbände.  
Damit wünsche ich einem nächsten Familienbeirat  
genauso viel Erfolg mit dem, wie er arbeitet, aber mehr 
Glück damit, was die nächste Regierung umsetzt. –  
Ich danke Ihnen! 

[Beifall bei den Grünen] 

Vizepräsidentin Karin Seidel-Kalmutzki:
Vielen Dank, Frau Abgeordnete Jantzen! – Für die FDP-
Fraktion hat jetzt Frau Abgeordnete Senftleben das  
Wort. 
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Mieke Senftleben (FDP): 
Frau Präsidentin! Liebe Kollegen, liebe Kolleginnen! 
Gut drei Jahre hat der Familienbeirat gearbeitet, um 
den vorliegenden Bericht zu erstellen. Nicht nur ich 
fand, dass es eine konstruktive Runde war. Die Leitung  
wurde von einem Profi übernommen. Es war ein super Team,  
Herr RuhenstrothBauer, ich freue mich, dass Sie da sind. 
Noch einmal möchte ich Ihnen meinen herzlichen Dank 
aussprechen. 

[Beifall bei der FDP – Vereinzelter Beifall bei den Grünen] 

Es waren eigentlich ziemlich viele gesellschaftliche 
Gruppen vertreten, viele, aber nicht zu viele, sodass 
die Arbeit der Gruppe meistens – auch das sage ich mit  
einem etwas lächelnden Auge – effizient war. Dies ist in 
der Tat ein ordentliches Ergebnis. Es ist auch Konsens 
gewesen, wenn doch – was man heute gemerkt hat –  
unter den oft zerstrittenen Parteien. Meine Vor­
rednerinnen haben darauf hingewiesen. Offensicht­
lich liegt allen die Situation der Berliner Familien am 
Herzen. Offensichtlich wussten die Beteiligten auch, 
dass nicht alles so rosig ist, wie es gern gesagt oder  
geschrieben wird oder wir gerade gehört haben.  
Es geht auch schon wieder los, dass Sie sich gern auf 
die Schulter klopfen und sagen, wir seien toll in Berlin.  
Der Senator wird sicherlich gleich in seiner Rede die  
herausragende Stellung Berlins betonen, wie großartig 
hier alles läuft. Das soll er tun. 

Der Bericht ist gut. Es ist eine Situationsbeschrei­
bung. Es werden neue Ansätze aufgezeigt, und es wur­
de deutlich debattiert. Das war ein Lob, Herr Gaebler,  
haben Sie es gehört? Sehr enttäuschend hingegen ist die  
Stellungnahme des Senats. Während der Familienbericht 
beispielsweise zu Beginn klar herausstellt, dass Famili­
enpolitik nur dann gelingen kann, wenn wir es als wirk­
liche Querschnittsaufgabe betrachten, ist in der Stel­
lungnahme davon überhaupt keine Rede. Hier handelt 
es sich primär um bildungspolitische Lobhudelei des 
Senats frei nach dem Motto: Wir sind die Besten. Als bil­
dungspolitische Sprecherin kenne ich das. Ich wollte aber  
eigentlich etwas Anderes hören. 

Die Forderungs und Kritikpunkte des Berichts werden 
nicht einmal erwähnt. Ratschläge werden nicht einmal 
erörtert. Insofern wird eine Art Haltung deutlich, nach 
dem Motto: Ob der Beirat einen Bericht vorlegt oder in 
China ein Sack Reis umfällt, dem Senat ist es eigent­
lich egal. Als Mitglied des Familienbeirats kann ich nur  
sagen, dass es mir nicht egal ist. 

[Beifall bei der FDP] 

Ein Beirat darf nicht zu einem Beiwerk mutieren, auch 
nicht zu einem schmückenden Beiwerk des Herrn Regie­
renden Bürgermeisters. Erinnern wir uns an den Fami­
lienbeirat. Er wurde einberufen, den Senat zu beraten. 
Das hat der Beirat getan, und zwar nicht aus der hoh­
len Hand heraus. Vielmehr wurden Familien online oder 
vor Ort befragt, Experten wurde zu Rate gezogen, nicht 
nur aus dem Berliner Umfeld, nein, wir haben über den  
Tellerrand hinweg hinaus geschaut. Wir haben uns die 
Frage gestellt, was andere Bundesländer eigentlich an­
ders machen. Was machen sie vielleicht sogar besser?  
Es wurden Umfragen in Auftrag gegeben, Aktionen ini­
tiiert. Was mir auffiel, war, dass das Thema Familie erst­
malig eine Presseresonanz hatte. Es war offensichtlich 
eine sehr gute, denn der Familienbeirat tauchte aus­
gesprochen häufig auf. Das Thema Familie war in der  
Berliner Bevölkerung vorhanden. Das war wichtig. 
Die Arbeit des Beirats wird in dieser Stellungnahme  
abgewertet. Auf die Forderungen, die der Beirat stellt, 
wird nicht eingegangen. Mein Fazit ist, dass der Senat die 
Ratschläge des Beirats nicht annimmt, nach dem Motto: 
Außer Spesen nichts gewesen. 

Nunmehr zur Stellungnahme des Senats: Es gibt viele  
Allgemeinplätze, keine konkreten Forderungen. Die  
Stellungnahme ist viel zu dünn. Das hat die Arbeit des 
Beirats nicht verdient. 

[Beifall bei der FDP] 

Ich möchte einige konkrete Beispiele nennen und kom­
me zum Handlungsfeld Arbeit. Zu lesen sind ein paar 
lapidare Hinweise zu den Themen familienfreund­
liche Unternehmen, Vereinbarkeit von Pflege von Beruf,  
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Berlin als Arbeitgeber, und sonst nichts. Bemerkenswert 
ist die Anmerkung zum Thema Alleinerziehende und  
Arbeitsmarkt. Beispielsweise schlägt hier der Familien­
bericht vor – sinnvollerweise, wie ich finde –, die Teil­
zeit künftig nicht zu verdammen, denn sie ist zum einen  
gewünscht und zum anderen ein Schritt hin in den  
ersten Arbeitsmarkt. Der Senat hingegen sieht das  
kritisch. Ich frage mich: Wieso sieht er es eigentlich kri­
tisch? Offensichtlich – das ist erfragt worden – gibt es 
hier einen Bedarf. Der sollte auch respektiert werden 
ohne linkes Wenn und Aber. 

[Beifall bei der FDP] 

Ein wesentlicher Kritikpunkt ist die fehlende Betreu­
ungsflexibilität in Kitas. Das Problem der erweiterten 
Öffnungszeiten für einzelne Kitas lässt der Senator  
leider völlig außen vor. Hier böte sich wirklich eine 
Chance für den Senat, mit den landeseigenen Kitas  
beispielsweise fortschrittliche Betreuungsangebote zu 
entwickeln, eben die sogenannten flexiblen Betreu­
ungszeiten für Kinder von Eltern, deren Arbeitszeit 
eben nicht mehr in die sogenannten Standardkitazeiten  
passen. Davon – das finde ich eigentlich skandalös;  
wir haben uns lange darüber unterhalten – ist nichts zu 
lesen – nüscht, wie der Berliner immer so schön sagt. 

Wenn wir beim zentralen Thema des Berichts bleiben, 
nämlich der Vereinbarkeit von Familie und Beruf – wir 
wissen, dass dabei die Kitas eine entscheidende Rolle  
spielen –, wird deutlich, dass die Realität – Frau  
Jantzen hat darauf hingewiesen – anders aussieht, wie 
wir inzwischen wissen. Was sollen die Berliner Eltern an­
gesichts der vielfach erfahrenen Kitaplatzknappheit vom 
zuständigen Senator halten, wenn der noch nicht einmal 
die Anzahl der freien Kitaplätze in den Bezirken kennt, 
wenn er sich offensichtlich noch nicht einmal dafür  
interessiert, weil es Aufgabe der einzelnen Bezirke ist? 
Es ist für viele Berliner inzwischen zu einer zentralen 
Frage geworden, ob und wo ein tatsächlich verfügbarer 
Kitaplatz zu finden ist. Eine prima Lösung für die Eltern 
wäre beispielsweise eine Computerabfrage, ob nicht in 
Wohnortnähe ein Platz frei wäre und wenn dort nicht, ob 
auf dem Weg zur Arbeit Plätze vorhanden sind. Nein, das 

gibt es nicht. Es ist auch in weite Ferne gerückt. Darüber 
wird auch nicht nachgedacht. Alternative, pragmatische 
Lösungsangebote beispielsweise wie eine Kitasoftware 
werden weiterhin ignoriert. Das Angebot ist vorhanden. 
Auch hier wieder gilt das Senatsmotto: Hauptsache es 
gibt genug, theoretisch genehmigte Kitaplätze irgendwo, 
egal, ob sie in der Realität existieren.
 
Herr Senator! Sie schließen Ihren Bericht mit zwei Emp­
fehlungen: erstens die Einrichtung einer zentralen  
Internetplattform, zweitens die Weiterentwicklung von 
Kitas zu Familienzentren. Bingo! Das sind wahrlich  
Erkenntnisse, die der Senat an der Stelle getroffen hat. 
Dazu kann ich nur sagen: Wem erzählen Sie das eigent­
lich? Erzählen Sie es uns, den Politikern, dem Beirat, der 
Berliner Bevölkerung? Das sind alles uralte Forderungen. 
Ich frage mich, was Sie eigentlich in den letzten vier 
dreiviertel Jahren getan haben. Eine Internetplattform, 
die den Überblick für die Zielgruppe ermöglicht, die die 
Angebote darstellt, Vernetzungen ermöglicht, eigentlich 
eine Selbstverständlichkeit – Sie haben es immer noch 
nicht geschafft, fünf Jahre Zeit! Ein weiterer Beweis da­
für, dass Familienpolitik lediglich peripher von den Ver­
antwortlichen wahrgenommen wurde. 

[Beifall bei der FDP] 

Und dann Ihr grandioser Vorschlag, Kitas zu Familien­
zentren weiterzuentwickeln! Ich glaube, darüber sind 
wir uns alle einig. Und darum wollen Sie sich jetzt 
auch wirklich kümmern! Wir wissen doch alle: Der Weg 
hin zu mehr Bildungsgerechtigkeit geht auch über die  
Familienarbeit in den Kitas, und da, Herr Senator, hätte 
mir Ihre Initiative während der Legislaturperiode besser  
gefallen, anstatt sie zum Ende der Legislaturperiode  
anzukündigen. 

Herr Senator! Sie schreiben: 
Es wird deutlich, dass die Familienpolitik in Berlin eine 
ressortübergreifende Bedeutung hat, der zukünftig  
verstärkt Rechnung getragen werden muss. 

Diesen Satz unterschreibe ich gerne, nur leider steht er 
nicht zu Beginn des Berichts. Dann hätte es spannend 
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werden können. Nein, mit dieser Erkenntnis schließt Ihre 
Stellungnahme, frei nach dem Motto: Der Senat hat seine 
Schuldigkeit getan. – Ich füge hinzu: Und er kann gehen. 
– Danke! 

[Beifall bei der FDP – Zuruf von Martina Michels (Links­
fraktion)] 

Vizepräsidentin Karin Seidel-Kalmutzki:
Vielen Dank, Frau Abgeordnete Senftleben! – Es spricht 
jetzt der Senator für Bildung, Wissenschaft und For­
schung, Herr Prof. Dr. Zöllner, zu uns. 

Senator Dr. Jürgen Zöllner (Senatsverwaltung für 	
Bildung, Wissenschaft und Forschung): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wie leben 
Familien in Berlin? Welche Bedingungen finden junge 
Menschen vor, wenn sie hier eine Familie gründen wol­
len? Welche Risiken, aber auch welche Chancen birgt 
diese Stadt? – Diese Fragen hat der Familienbericht  
untersucht. Dabei hat der Familienbericht – und das ist 
einmalig – im Wesentlichen die Familien selbst zu Wort 
kommen lassen. Dies ist kein Bericht über Familien,  
sondern ein Bericht mit Familien. Rund 50.000 Familien­
haushalte wurden schriftlich beteiligt und zahlrei­
che Veranstaltungen in allen Regionen durchgeführt.  
Ich will innerlich bejahend und leidenschaftlich an 
das anschließen, was glücklicherweise alle Vertreter 
aller Fraktionen gesagt haben: dass man sich bei dem  
Familienbeirat bedanken muss und ausgesprochen auch 
bei dem Vorsitzenden, Herrn RuhenstrothBauer. 

[Beifall bei der SPD] 

Der Familienbeirat war aber nicht nur mit Akteuren aus 
der Gesellschaft neu zusammengesetzt, sondern er war 
auch mit neuen und wichtigen Aufgaben und Perspek­
tiven versehen. Es ist in Deutschland einzigartig, dass 
ein so zusammengesetztes Gremium inklusive Partei­
en einen solchen Bericht erarbeitet. ich danke daher 
auch den Abgeordneten, die in der Arbeit offensichtlich 
ein großes Maß an Übereinstimmung und Sachlichkeit  
gezeigt haben. 

[Mieke Senftleben (FDP): Gern, Herr Senator!] 

Nur so konnte es uns gelingen, dem Familienbeirat  
gelingen, einen Perspektivwechsel auf das Thema Familie  
in Berlin zu erreichen. Ich kann nicht alles aufzäh­
len, nur noch mal daran erinnern: Es geht nicht nur 
um Chancen, es geht auch um Risiken. Es geht darum,  
Familie neu zu verstehen, nicht nur aus ihrer Gründungs­
phase heraus, sondern wirklich über das gesamte Leben  
hinweg zu verstehen – was uns die Augen öffnet für  
Probleme, die tatsächlich noch nicht gelöst sind,  
sondern die wir verstärkt ins Auge fassen müssen. 

[Mieke Senftleben (FDP): Genau so ist es!] 

Ein Stichwort sei der völlig neue Stellenwert, den Pflege in  
unserer Gesellschaft bekommen muss und bekommen 
wird. Die Berliner Familien äußern sich ganz überwie­
gend zufrieden. Sie empfinden Berlin als eine familien­
freundliche Stadt. – Meine Damen von der Opposition 
– in diesem Fall waren es nur Damen, vor allen Dingen 
hier auf der rechten Seite –! Gerade wenn es so wichtig 
ist und gerade wenn man Fortschritte erzielen muss, ist 
letzten Endes ein zentrales Element einer Diskussion, 
dass man denjenigen, die man ermuntern will, die man 
braucht, nicht das letzte Hemd auszieht, sondern erst 
mal betont, was erreicht worden ist. Denn nur das wird 
uns die Kraft geben, eine neue Qualität zu beschreiben. 

Diese Zufriedenheit bezieht sich dabei vor allem auf die 
qualitativ hochwertige und gut ausgebaute Infrastruktur 
in der Kindertagesbetreuung. 

[Mieke Senftleben (FDP): Hab’ ich doch gesagt!]
 
Eine verlässliche Tagesbetreuung ist sicher nicht die ein­
zige, aber ganz sicher eine zentrale Voraussetzung für 
die Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Diese Tages­
betreuung steht Berliner Eltern wohl wie in keiner 
anderen Stadt Deutschlands zuverlässig und kosten­
günstig zur Verfügung. Mehr noch: In Berlin sind die 
letzten drei Kitajahre gebührenfrei – weil Sie dauernd 
ansprechen: Was ist denn erreicht worden? – Allein in den 
letzten fünf Jahren sind 16.000 zusätzliche Kitaplätze  
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eingerichtet worden. Berlin bietet in dieser Hinsicht ein 
ausgezeichnetes Angebot. Darauf können wir stolz sein, 
darüber müssen wir auch reden, weil es ein Standort­
vorteil für diese Stadt ist. 

[Beifall bei der SPD und der Linksfraktion – Mieke Senft­
leben (FDP): Das ist ja richtig!] 

Ich kann nicht mehr hören, wenn in diesem Zusam­
menhang immer wieder gefragt wird: Was ist erreicht  
worden? – Frau Demirbüken-Wegner! Ich möchte gern 
Ihre Augen öffnen und Sie bitten, Ihre beiden Augen 
zu nutzen. Es kann sein, dass große Leistungen in der  
Politik gerade in den Punkten, die nicht dauern, er­
reicht werden, die Tagesordnungspunkte von Parlaments 
und Ausschusssitzungen sind, wie es in der Familien­
politik in Berlin ohne Zweifel der Fall ist. Es kann aber 
auch umgekehrt sein, dass die großen Erfolge in der  
Politik dauernd Gegenstand von Diskussion sind, wie das 
Beispiel Schulpolitik in Berlin auch zeigt. 

Das bedeutet aber auch, und das ist sicher wichtig, dass 
das Problem damit nicht gelöst ist. Wenn man nicht  
sofort eine Antwort parat hat, ist das aber kein  
Zeichen dafür, dass man das Problem ignoriert. Ich sehe 
sehr wohl, und der Senat sieht sehr wohl, dass auch ein  
neues Verständnis der Wirtschaft in diesem Zusammen­
hang angefordert werden muss. 

[Mieke Senftleben (FDP): Das ist ja schon längst da!] 

Dies ist aber nicht durch einfache Befehle zu erreichen. 
Und da dieser Senat nicht gerne Luftblasen von sich lässt, 
gibt es jetzt noch keinen Masterplan, weil wir am Ende ei­
ner Legislaturperiode und in Haushaltsberatungen sind. 

[Mieke Senftleben (FDP): Die Wirtschaft ist viel weiter, als 
Sie denken, Herr Senator!] 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Dieser beson­
dere Vorteil einer guten Infrastruktur für Familien wird 
nicht nur vom Familienbericht hervorgehoben, son­
dern er hat sich herumgesprochen und ist mittlerweile 
ein wichtiger Standortfaktor für Berlin. Vor allem für 

junge Menschen ist Berlin attraktiv. Sie kommen nicht 
nur zum Studium oder zur Ausbildung hierher, nein 
– und das ist die gute und entscheidende Nachricht –,  
sie kommen, um zu bleiben und hier Familien zu  
gründen. 

Der Familienbericht stellt jedoch nicht nur dar, wo  
Berlin auf dem richtigen Weg ist, sondern er zeigt auch, 
in welchen Bereichen wir noch nachbessern müssen. 
Grundsätzlich verbessert werden muss zum Beispiel die 
Information für Familien. Ich will die zwei Punkte noch 
mal kurz erwähnen, die schon erwähnt worden sind: 
Wir werden ein Internetportal für Familien aufbauen. 
Ein solches Portal soll zentral alle wichtigen Informati­
onen für Familien übersichtlich, nutzerfreundlich und  
aktuell vorhalten. Eine weitere Empfehlung betrifft die 
Verbesserung der Infrastruktur. Es geht um Bündelung 
von Beratungs und Serviceleistungen für Familien in den 
Bezirken, sogar um Familienbüros. Familienbüros sollen 
über familienrelevante Leistungen und Angebote beraten 
und gerade Familien mit kleinen Kindern von Wegen zu 
unterschiedlichen Ämtern entlasten. 

Eine Weiterentwicklung von Kitas zu Familienzentren 
bzw. ElternKindZentren ist für mich ein weiteres zent­
rales familienpolitisches Vorhaben. Kitas haben einen 
natürlichen Kontakt zu den im Sozialraum wohnen­
den Familien. Diese Strukturvorteile von Kitas sollen in  
Zukunft insbesondere für bildungsferne Familien  
genutzt werden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Frau 
Senftleben! Ja, es ist ein Paradigmenwechsel, dieses im 
verstärkten Maße als eine ressortübergreifende Aufgabe 
zu verstehen. 

[Mieke Senftleben (FDP): Ist nichts davon zu merken!]
 
Wäre es Ihnen lieber gewesen, ich hätte den Satz an 
den Anfang gesetzt und so getan, als wäre das Problem  
gelöst? Dann ist es besser, weil dieses auf lange Sicht ein 
gänzlich neues Verständnis hervorrufen muss, dass man es 
anspricht und die Sache zu einem geeigneten Zeitpunkt – 
Sie wissen, wann solche Zeitpunkte auftreten – anfängt. 
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Bei der Bildung insgesamt – die sicher nicht das Alleinige  
ist, aber ein Schlüssel zu vielen familienpolitischen  
Problemen – gibt es einen Erfolg in Berlin. Förderung 
des frühen Zugangs – ich will das nicht noch einmal alles 
aufzählen –, kostenfreie Kitajahre und auch zum Beispiel 
die Weiterentwicklung der Schulstruktur sind wichti­
ge Voraussetzungen, die Sie in der Republik nirgendwo  
finden. Dann sagen Sie das auch in diesem Zusammen­
hang, und nehmen Sie nicht nur die Worte „skandalös“ 
und „verlogen“ in den Mund! 

[Beifall bei der SPD und der Linksfraktion – Mieke Senft­
leben (FDP): Tue ich nicht!] 

Das sind Fortschritte, die es nur hier in Berlin gibt. 

Ich möchte aber in diesem Zusammenhang auch an etwas 
anderes erinnern. Familie ist – und ich sage das gerade 
hier in Berlin – nicht nur Mutter, Vater, Kind. Familie, das 
sind auch die Patchwork und Regenbogenfamilien, das 
sind die Alleinerziehenden, das sind erwachsene Kinder, 
die sich um ihre Eltern kümmern; auch Pflege ist ein The­
ma, wenn es um Familie geht. Hier haben wir einen neuen 
Schwerpunkt und einen neuen Blickwinkel durch diesen 
Bericht gewonnen. 

Wir wissen, dass Berlin für Familien, für Kinder eine  
tolle Stadt ist, wir wissen auch, dass wir noch besser wer­
den können. Ich danke noch einmal dem Familienbeirat, 
dass er uns auf diesem Weg mit einem kritischen, aber 
auch konstruktiven Blick begleitet hat und freue mich, 
dass es so weitergehen kann. – Ich bedanke mich! 

[Beifall bei der SPD und der Linksfraktion] 

Vizepräsidentin Karin Seidel-Kalmutzki:
Vielen Dank, Herr Senator Prof. Dr. Zöllner! – Wir treten 
ein in die zweite Rederunde. – Frau Demirbüken-Wegner 
hat das Wort. 

Emine Demirbüken-Wegner (CDU): 
Frau Scheeres hatte am Anfang ihrer Rede gesagt, der 
Bericht sei ein besonderer Bericht. Damit hat sie auch 
recht. Das ist wirklich ein ganz besonderer Bericht, wo 

es, Herr Senator, nicht darum geht, überzubetonen, was 
man in den letzten Jahren gemacht hat. Die Familien­
berichte der vergangenen Jahre kennen wir: eine An­
einanderreihung von Maßnahmen. Genau das soll der 
Bericht heute nicht sein, sondern er sollte uns Hand­
lungsräume aufzeigen, wo wir konkret handeln kön­
nen. Genau das ist nicht geschehen. Sie, verehrter Herr  
Senator, haben mir gesagt, ich solle meine beiden Augen 
öffnen. Ich war heute in Reinickendorf in der Auguste­
Viktoria-Allee im Mehrgenerationen und Familienhaus. 
Obwohl ich da zum Thema Integrationslotsen, Stadt­
teilmütter etc. pp. gesprochen habe, ist die Kitaleiterin  
hinter mir hergerannt und hat gesagt: Bitte sagen Sie, 
dass wir Mütter haben, die weinend vor mir stehen, weil 
sie keine Kitaplätze haben! – Das habe ich der Kitaleiterin 
heute versprochen. 

[Beifall bei der CDU] 

So viel dazu, dass wir keinen Kitaplatzmangel haben. 

[Senator Dr. Jürgen Zöllner: Sagen Sie das Ihrer Bezirks­
stadträtin!] 

Ich habe meine beiden Augen geöffnet. Es geht in die­
sem Bericht nicht darum – unter der Federführung 
von Herrn RuhenstrothBauer und der wundervollen  
Geschäftsstelle –, den Senat zu loben oder das, was bis 
jetzt gelaufen ist, überzubetonen, es geht darum zu sa­
gen, was der Senat konkret macht. Wenn Sie sich hier 
hinstellen, Herr Senator, und sagen, wir wollen prüfen, 
wir haben erkannt, wir werden eingehend dazu Hand­
lungsschritte einleiten, dann finde ich es sehr mau, die 
Internetplattform, deren Vorbereitung seit drei Jahren  
läuft, die Familienbüros, die Familienzentren, was al­
les aus der Etatisierung herausgefallen ist, als konkrete  
Handlungsmaßnahmen zu erwähnen. Das finde ich 
sehr mager. Damit tun Sie dem Beirat, den Mitgliedern 
und auch allem drumherum, was den Bericht angeht, 
sehr unrecht. Das kann es nicht gewesen sein. Ich  
hätte mir gewünscht, dass Sie hier heute Nägel mit Köp­
fen machen und uns mindestens zehn konkrete Hand­
lungsschritte liefern, wie wir damit umzugehen haben. 
Aber auch das ist Ihnen heute nicht gelungen. 
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[Beifall bei der CDU – Dr. Wolfgang Albers (Linksfraktion): 
Haben Sie mal Ihren Bezirksstadtrat gefragt?] 

Vizepräsidentin Karin Seidel-Kalmutzki:
Vielen Dank! – Für die Fraktion Bündnis 90/Grüne hat 
jetzt Frau Abgeordnete Jantzen das Wort. 

Elfi Jantzen (Grüne): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich möch­
te die Zeit nur kurz dazu nutzen, Sie alle darauf auf­
merksam zu machen, dass es noch Familienforen und 
Gesprächsrunden und Kreise gibt, wo man über den  
Familienbericht diskutieren kann. Das lohnt sich.  
Gerade im Wahlkampf kann man sich mit den Familien 
direkt vor Ort auseinandersetzen. Ich hoffe, dass der 
Bericht in der nächsten Legislaturperiode als umfassen­
de Bestandsaufnahme und Handlungsanleitung für alle 
genommen wird. Die Termine gebe ich dem Regieren­
den Bürgermeister, weil Sie die Diskussion hier verpasst  
haben. Vielleicht diskutieren Sie mit Familien. 

[Beifall bei den Grünen – Regierender Bürgermeister 
Klaus Wowereit: Ich habe Sie gehört! Im ganzen Haus 
habe ich Sie gehört! Sie sind nicht zu überhören!] 

Vizepräsidentin Karin Seidel-Kalmutzki:
Vielen Dank, Frau Abgeordnete Jantzen! – Weitere Wort­
meldungen? 

[Mieke Senftleben (FDP): Ich habe noch ein bisschen  
Redezeit!] 

– Bitte sehr, dann haben Sie auch das Wort! 

Mieke Senftleben (FDP): 
Vielen Dank! – Das Minütchen geht schnell. –Herr  
Senator! Sie haben mich eben besonders angesprochen, 
da möchte ich schon reagieren. Standortfaktor – natür­
lich ist das ein Standortfaktor! Als Senator Böger damals 
immer rumeierte mit den Kitaplätzen, Berlin sei doch  
super usw., da haben wir genau darauf hingewiesen, 
dass es als Standortfaktor zu begreifen ist. Aber Sie 
dürfen nicht die Augen vor dem verschließen, was Frau 
Demirbüken eben gesagt hat. Auch das ist die Realität. 

Und wenn Sie diesen hohen Anspruch an die Kitaversor­
gung in Berlin immer wieder definieren, kleine Grup­
pen, Vor und Nachbereitungszeit, super ausgebildete  
Erzieherinnen und Erzieher und alles noch beitrags­
frei, ausreichende Plätze usw., dann müssen Sie sich an  
diesem Ihrem definierten Anspruch messen lassen. 

Jetzt noch zum Thema Paradigmenwechsel – das ist mein 
letzter Satz: Ich wiederhole es noch einmal. Sie haben 
diesen richtigen Satz ans Ende Ihrer Stellungnahme ge­
schrieben. An den Anfang hätte er gehört, denn dann 
hätten wir erwarten können, dass Sie auch Handlungs­
felder, Zielvorgaben zumindest definiert hätten. Dies zu 
leisten, haben Sie versäumt. – Danke! 

[Beifall von Heidi Kosche (Grüne)] 

Vizepräsidentin Karin Seidel-Kalmutzki:
Vielen Dank! – Weitere Wortmeldungen liegen nicht 
mehr vor. Die Aktuelle Stunde hat damit ihre Erledigung  
gefunden. 
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Familienforen 2011 
in Kreuzberg, Charlottenburg- 
Wilmersdorf und Mitte

I. Einführung

Der Berliner Beirat für Familienfragen hat bei der 
Erarbeitung des Familienberichts 2011 eine neue 
Form der Familienberichterstellung gewählt. Neben 
der Auswertung relevanter Daten und Informatio­
nen über die Situation von Berliner Familien hat der 
Bericht weit reichende Beteiligungsmöglichkeiten 
vorgesehen. Hintergrund ist die Überlegung, dass 
Familien als Experten ihrer eigenen Lebenswirk­
lichkeit zu Wort kommen sollen, um ein möglichst  
umfassendes Bild ihrer Lebenslagen und Sichtwei­
sen zu gewinnen. Gestartet hat der Berliner Beirat für  
Familienfragen diesen Prozess 2008 mit einem Online- 
Dialog www.zusammenleben-in-berlin.de. Die Beteili­
gung wurde im Jahr 2009 mit der ersten Staffel Berliner 
Familienforen, einem weiteren Online-Dialog 2010 und 
nunmehr mit der zweiten Staffel der Familienforen im 
Jahr 2011 fortgesetzt. 

Die Online-Dialoge und einzelnen Familienforen wur­
den jeweils dokumentiert und die Ergebnisse den 
Teilnehmerinnen und Teilnehmern sowie den Bezirks­
ämtern zur Verfügung gestellt. Der Berliner Beirat für 
Familienfragen hat damit die Möglichkeit geschaffen, 
die Ergebnisse in den zuständigen Ausschüssen der 
Bezirksverordnetenversammlungen und im politischen 
Raum zu diskutieren. Dies soll auch weiterhin als Chan­
ce begriffen und genutzt werden. 

Dokumentiert werden hier die Ergebnisse und Diskussi­
onen der ersten drei Familienforen 2011 in Kreuzberg, 
Charlottenburg-Wilmersdorf und Mitte. Familienforen 

in Lichtenberg, Treptow-Köpenick und Reinickendorf 
werden die Staffel abrunden. 

II. Methodik und Umsetzung

Die Berliner Familienforen sind keine Orte der endlo­
sen Powerpoint-Vorträge und des ewigen Zuhörens in 
dunklen Räumen. Familienforen sind vielmehr Orte 
des Dialogs.  Gemeinsam werden Erfahrungen zum Fa­
milienleben im Bezirk ausgetauscht und an Ideen für 
die Zukunft gearbeitet. Die Teilnehmerinnen und Teil­
nehmer lernen neue Menschen aus dem Bezirk kennen, 
entdecken gemeinsam Vorzüge und Stärken und ent­
wickeln Veränderungsideen für einen noch familien­
freundlicheren Kiez. 

An den Familienforen sollten Familien in unterschiedli­
chen Lebenslagen und -phasen teilnehmen. So wurden 
neben Familien, die als Elternpaar erziehen, allein Er­
ziehende, Patchworkfamilien, Familien mit Migrations­
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Die bisherigen Familienforen von 2009 bis 2011

Pankow | 16.05.2009

Marzahn | 28.02.2009

Friedrichshain | 25.04.2009

Spandau | 09.05.2009

Steglitz | 14.03.2009

Neukölln | 29.01.2009

Kreuzberg | 13.05.2011
TAM
Wilhelmstr. 115
10963 Berlin

Mitte | 24.07.2011
kubu
Rathenower Str. 17
10559 Berlin 

Charlottenburg-Wilmersdorf  
28.05.2011
Haus der Familie
Schillerstr. 26
10625 Berlin

Teil 3 – Familienforen 2011

hintergrund, gleichgeschlechtliche Paare mit Kindern 
und Familien mit behinderten Kindern eingeladen. 
Darüber hinaus sollten relevante familienpolitische 
Akteure im jeweiligen Bezirk zur Teilnahme gewonnen 
werden.

Die Zusammensetzung jedes Familienforums sollte mög­
lichst heterogen sein, wobei der Anteil der Familien(-
mitglieder) höher sein sollte als der der institutionellen 
Vertreterinnen und Vertreter. Als optimal wurde eine 
Mischung von zwei Dritteln Familienmitgliedern und ei­
nem Drittel Institutionenvertreterinnen und -vertreter 
angesehen. Für die Foren wurde jeweils eine Teilnehmer­
zahl zwischen 50 und 60 Personen angestrebt, um die Be­
teiligung jeder einzelnen Person gewährleisten und die  
Veranstaltung in vor Ort verfügbaren Räumen auch  
organisatorisch „bewältigen“ zu können.

Um die Akzeptanz und die Mitwirkung sicher zu stellen, 
war es dem Berliner Beirat für Familienfragen wichtig, 
Vertreterinnen und Vertreter der Bezirksämter einzubin­
den und sie für die Eröffnung der Foren zu gewinnen. 

Die Familienforen waren als ganztägige Veranstaltun­
gen mit ausreichenden Pausenzeiten konzipiert (9.00 bis 
15.30 Uhr). Der Berliner Beirat für Familienfragen stellte 
die kostenlose Verpflegung und Kinderbetreuung. Die Be­
teiligung an den ersten drei Familienforen 2011 hat sich 
sehr unterschiedlich gestaltet. Am Besten war das Fami­
lienforum Kreuzberg mit rund 60 erwachsenen Teilneh­
menden besucht. In Charlottenburg-Wilmersdorf nahmen 
35 und in Mitte 17 Erwachsene teil. 

In dem vorliegendem Bericht werden die Ergebnisse der 
ersten drei Familienforen in Kreuzberg, Charlottenburg-
Wilmersdorf und Mitte dokumentiert. Der Darstellung der 
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Ergebnisse liegt eine Auswertung der von den Teilneh­
menden bearbeiteten Themen zu Grunde. Diese werden 
hier pro Bezirk zusammenfassend wiedergegeben. 

III. Ablauf eines Familienforums

•	� Begrüßung, Einführung und Kennenlernen  
der Teilnehmenden 

•	� Interview zu Zweit „Geschichten aus dem  
Familienleben im Bezirk“ (siehe Leitfaden rechts)

•	� „Erkunden und Wertschätzen, was bereits da ist“ 
(Kleingruppe)

•	� Präsentation der Schätze und Erfolgsfaktoren  
im Plenum

•	� „Die Zukunft träumen“ (Kleingruppe)
•	� Präsentation der Träume im Plenum
•	� „Die Zukunft gestalten“ (Kleingruppen)
•	� Galerierundgang „Familienleben im Bezirk  

im Jahr 2016“ mit Priorisierung 
•	 Feedback

IV. Familienforum Kreuzberg

Das Familienforum Kreuzberg bildete den Startschuss 
zum Auftakt der zweiten Staffel der Berliner Familien­
foren, das in Kooperation mit dem Diakonischen 
Werk Stadtmitte e.V. durchgeführt worden war. Am  
13. Mai 2011 trafen sich rund 60 Teilnehmende im TAM,  
Wilhelmstr. 115 in 10963 Berlin.

1. Was macht Kreuzberg für Familien einzigartig?

Die Teilnehmenden sammelten auf Moderationskarten 
Stichworte, die den Bezirk so einzigartig und l(i)ebens­
wert machen. Die Beteiligten nannten insgesamt rund 
100 Gründe, weshalb sie gerne in Kreuzberg leben. Be­
sonders positiv hervorgehoben wurde:

•	� „Kreuzberg ist für mich LEBEN: Offenheit der Men­
schen, jederzeit bekannten Gesichtern begegnen  
zu können.“

•	� „Ich fühle mich in Kreuzberg zuhause. Kreuzberg ist 
für mich ein Stück ‚Heimat‘.“

•	� „Man kann auch mal in der Wohnung laut sein.“

•	� zentrale, verkehrsgünstige Lage, dadurch können 
Familien Ziele schnell erreichen

•	� Aufgeschlossenheit, es gibt viele „kleine Dörfer“  
im Bezirk

•	� „Die meisten Familien, die im Bezirk leben, kennen 
sich schon sehr lange. Sie sind dort groß geworden 
und haben mittlerweile ihre eigene Familie. Sie sind 
dort nicht mehr fremd.“

•	� Ähnlichkeit der Kulturen und Religion  
(Familienzusammenhalt)

•	 Nachbarschaftshilfe 
•	� „Meine Kinder haben immer Kontakte zu ihren  

Freundinnen. Familien haben keine Vorurteile,  
weil viele ein ‚Multi-Kulti-Familienleben‘ führen.  
Somit entwickeln meine Kinder keine Vorurteile 
gegenüber anderen Menschen.“

•	� „Man hat keine Angst, seine Muttersprache  
zu sprechen.“

•	� Vielfalt an Lebensweisen (Regenbogenfamilien)  
und Kulturen

•	� „Die Vielfalt des Bezirks fordert für das eigene Familien­
leben ein Höchstmaß an Auseinandersetzung.“

•	 Kinderfreundlichkeit
•	 Vielzahl der fußläufig erreichbaren Spielplätze
•	 Tempelhofer Feld als ein tolles Naherholungsgebiet
•	� Mehrsprachigkeit verschiedener Angebote z. B.  

Rucksack, Griffbreit, Vorleserinnen, Stadtteilmütter
•	� Vielzahl der Angebote für Familien  

(Familienzentrum Mehringdamm, Gelbe Villa, TAM)
•	� Angebote für Kinder + Jugendliche, z. B. Nachhilfe, 

Erziehungsberatungsstellen, Kindertreff, Kiezlotsen 
in der Werner-Düttmann-Siedlung

•	� „Kinderreiche Familien wirken ein auf das  
eigene Familienleben (2 Kinder).“

2. Das könnte in Kreuzberg besser sein! 

Im Rahmen des Interviews wurden die Teilnehmenden 
danach gefragt, womit sie unzufrieden sind und was  
ihnen für ein familienfreundlicheres Zusammenleben 
fehlt. 

Folgende Themen wurden besonders häufig genannt und 
zum Teil kontrovers diskutiert:
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Interviewleitfaden

1. �Um zu beginnen, erzählen Sie mir bitte von Ihrer Anfangszeit hier im Bezirk
•	� Wie lange leben Sie schon als Familie bzw. wie lange arbeiten Sie schon mit Familien  

im Bezirk Charlottenburg-Wilmersdorf?
•	� Aus welchem Grund sind Sie hierher gezogen / haben Sie hier Ihre Arbeit begonnen? 
•	 Was waren Ihre ersten Eindrücke vom Bezirk?

2.	 �Seit Sie hier im Bezirk wohnen, haben Sie sicherlich viele gute Erfahrungen gemacht. 	
Erinnern Sie sich jetzt bitte an eine positive Erfahrung, die die schönen Seiten des Familienlebens 	
hier ausmacht. Eine Erfahrung oder ein Erlebnis, das sie besonders positiv beeindruckt hat. 

•	 Was genau ist passiert? 
•	� Was hat es zu einem beeindruckenden Erlebnis gemacht?

3.	 �Wenn Sie jetzt an Ihren Bezirk denken, was meinen Sie, sind die Dinge, die das Familienleben 	
im Bezirk ausmachen und/oder durch die der Bezirk für Familien unverwechselbar ist?

4.	 �Nun geht es um Dinge, die für Familien besser sein könnten im Bezirk: 	
Was fehlt Ihnen bzw. womit sind Sie unzufrieden? 

5.	 �Welche Wünsche haben Sie stattdessen, damit Familien in Ihrem Bezirk 	
noch mehr Lebensqualität bekommen? 

2.1. Wohnen und Mietenpolitik

•	� zu hohe Mieten und unverträgliche Mieterhöhungen
•	� „Die Explosion der Mieten ist für Familien mit  

Kindern ein gewaltiges Problem. Die Netzwerke,  
die über Jahre aufgebaut sind gehen kaputt.“ 
(Gebiet rund um die Wilhelmstr.)

•	� „Man hat das Gefühl, dass Geringverdienende  
in Kreuzberg nicht mehr willkommen sind.“

•	� Verdrängung sozial schwacher Familien
•	� Spekulationsgebiet – Investitionen für Reiche,  

die aus „Chickheit“ hier wohnen wollen
•	� Verdrängung der „Realen Kreuzberger“ –  

Zuzug von zu vielen Akademikern!
•	� „Mieten runter, Löhne rauf – Familien wollen nicht 

aus Kreuzberg raus!“
•	� „Mieterhöhung, das macht mich ärgerlich. Wegen die­

sem Grund müssen viele Familien umziehen. Dadurch 
geht ja auch die soziale Mischung verloren.“

•	� keine Verdrängung der wenig verdienenden Menschen 
aus Kreuzberg

2.2. Wohnumfeld (Verkehr, Sauberkeit,  
Aufenthaltsqualität und Gestaltung des  
öffentlichen Raums)

•	� der Straßenverkehr ist sehr gefährlich.  
Mehr Rücksicht für Kinder erforderlich

•	 zu viel Autoverkehr
•	 zu wenig Fahrradwege
•	� Bürgersteige werden durch Tische der Lokale und 

Fahrräder total eng (Einbahn-Verkehr), kein Durch­
kommen mit Kinderwagen oder Rollstuhl möglich

•	� Sehr verdreckter Bezirk: Hundekot, schmutziges  
Straßenbild, vermüllte Parkanlagen,  
wie z. B. im Viktoriapark und Görlitzer Park

•	� „Mich stören auch die Drogenabhängigen  
und die Spielcasinos.“
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•	� Drogenabhängige und Drogenverkauf,  
z. B. im Görlitzer Park, am Kotti und Moritzplatz

•	� viele Betrunkene – Kinder haben Angst, und sie sind 
ein schlechtes Beispiel

2.3. Betreuung, Erziehung und Bildung  
in Schulen und Kitas 

•	 Bildungsarmut
•	� schulische Situation/ Schulpolitik  

sehr unbefriedigend
•	� hoher Mangel an Wissen für die Förderung von  

behinderten Kindern, insbesondere an Schulen
•	� „Nicht gut deutsch sprechende Familien werden  

durch die Schulen nicht erreicht. Dadurch wird  
aus der Mischung eine Spaltung.“

•	 zu wenig Personal an Kreuzberger Schulen
•	 zu wenig Kitapersonal und Kitaplätze
•	� unzureichende Bildung in Kitas wegen  

Personalmangel

2.4. Sonstiges

•	 Jobcenter, Mietvorgaben unrealistisch
•	 zu wenig Arbeitsplätze
•	� „Es fehlt am ehrlichen Austausch über Sinnhaftigkeit 

und zielführende Investition und Abstimmungen von 
Maßnahmen.“

•	 Einkommen der Bevölkerung zu niedrig

3. Das Familienleben in Kreuzberg im Jahr 2016

In Kleingruppen wurden konkrete Ideen und Empfeh­
lungen entwickelt und auf Moderationskarten fest­
gehalten. Auf Flipcharts wurden Zukunftsbilder und 
Visionen beschrieben, die hier ebenfalls auszugsweise 
wiedergegeben werden. Wie sehen diese aus? Welche der 
Wünsche wären wie realisiert? Was konkret sollte im Jahr 
2016 geschehen sein, um Kreuzberg noch freundlicher 
für Familien zu gestalten?

Ideen und Empfehlungen

3.1. Wohnen und Mietenpolitik

•	 bezahlbare Mieten
•	� Bestandsschutz!!! Für Familien und Menschen, die 

hier wohnen
•	 Mieten und Betriebskosten sollten gesenkt werden
•	� „Dass die Mieten bezahlbar bleiben und wir im Bezirk 

weiterhin wohnen können.“
•	� „Politiker müssen den Mieterhöhungen ein Ende  

machen. Sie sollten Gesetze entwickeln, so dass  
Besitzer und Gesellschaften die Mieten nicht  
unrealistisch erhöhen können.“

•	 mehr familienfreundliche Wohnräume

3.2. Wohnumfeld (Verkehr, Sauberkeit, 
Aufenthaltsqualität und Gestaltung  
des öffentlichen Raums)

•	� Tempo in Nebenstraßen runter 
• �Fahrradwege, die sicher und geräumt sind
•	 sichere Straßenübergänge in Schulnähe
•	 mehr Verkehrsberuhigung
•	 mehr Spielstraßen im Bezirk
•	 verstärkter Einsatz des Ordnungsamtes
•	� mehr Sicherheit und Sauberkeit in öffentlichen Räumen
•	� man könnte einen Ort für Drogenabhängige schaffen, 

wo sie ihre Drogen nehmen können. Dann müsste man 
es nicht mit ansehen und würde nicht so viel Angst 
haben. Und man könnte ihnen Therapiemöglichkeiten 
anbieten

•	 weniger Hunde
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•	� mehr Räume für Kinder, Jugendliche  
und Nachbarschaften

•	 Jugendtreffpunkt im öffentlichen Raum
•	� „Gesicherte Spielplätze für Kinder. Schärfere  

Kontrollen gegen Hundebesitzer und Drogendealer  
an Spielplätzen.“

•	 bessere und mehr Spielplätze
•	 gepflegte und zusätzliche Grünflächen

3.3. Betreuung, Erziehung und Bildung in Schulen, 
Kitas und anderen Orten für Familien 

•	� mehr Angebote für Jugendliche, ähnliche Angebote 
wie in der „Gelben Villa“

•	� „Ich wünsche mir mehr Ganztagsschulen und mehr 
Familienzentren mit mehr Angeboten für die Familie.“

•	� Qualität der Schulen soll verbessert werden, bessere  

Mischung in den Klassen (Migranten +  
Nichtmigranten)

•	� „Keine Adressenbindung der Einschulung der Kinder, 
da die Eltern der Kinder sowieso Adressenänderungen 
durchführen.“

•	� „Schule: viele unterschiedliche Sprachen in einer 
Klasse, damit deutsch die gemeinsame Schulsprache 
wird und bleibt.“

•	� verpflichtende mehrsprachige Elternabende,  
auch schon vor der Einschulung 

•	 kleinere Klassen
•	� Lehrer in Grundschulen sollen pädagogische  

Qualifizierungen bekommen
•	� mehr Pädagogen, kleinere Kitagruppen + Schulklassen
•	 mehr Fördermittel für die Schulen
•	� bessere Ausstattung der Schulen - Schule in  

Kreuzberg muss attraktiver sein!!!
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•	 mehr Kitas
•	 bessere (Personal-) Ausstattung von Kita + Schule 
•	� mehr mehrsprachige Informationen für Eltern  

(Krippe, Kita, Grundschule und Oberschule)
•	� „Auf die Kinderwünsche eingehen und auch mal  

die Kinder fragen, was sie sich wünschen.“
•	� Wünsche für die Schule: mehr sozial qualifizierte 

Mitarbeiter, sonst keine Integration möglich

3.4. Sonstiges

•	� Angebote zum Selbstschutz für Jugendliche (z.B. Karate)
•	� besserer Informationsfluss für Familien, insbesondere 

in Schulangelegenheiten
•	 Frauenschwimmbäder

4. Zukunftsbilder „Kreuzberg 2016“

•	� „Und Multi-Kulti lebt doch - ätsch.“
•	� „Kreuzberg 2016 – na, geht doch, oder?!“
•	� 2016 steht auf dem Gleisdreieck/Tempelhofer Feld als 

Synonym für eine interkulturelle und sozial verbin­
dende Begegnungsstätte eine Moschee-Synagoge-

buddistisch-hinduistische-Tempel-Kirche
•	� unter Beteiligung der Bürger wird das Bauen von 

sozialen Brücken gefördert (z. B. Stadtteilmütter, 
Nachbarschaftshilfe, Schulhilfe durch Eltern,…)

•	� auch im Verkehr wird beispielhaft deutlich, dass wir 
respektvoll miteinander umgehen. Politisch wird dies 
durch Tempolimit, Ampeln, Zebrastreifen, Poller etc. 
gefördert. Eine erste Finanzierungsmöglichkeit könn­
te das strikte Einziehen von „Hundekotstrafen“ sein

•	� 2016 haben alle Kinder aufgrund einer guten früh­
kindlichen Förderung und schulischer Ausbildung 
einen Ausbildungsplatz. Es gibt eine bessere Zu­
sammenarbeit zwischen Eltern und Lehrern, mehr 
Ausbildungsmöglichkeiten, mehr Migrant/innen im 
öffentlichen Dienst, die Anerkennung von ausländi­
schen Qualifizierungen, den Beruf „Stadtteilmütter“ 
und eine bessere Durchmischung von Schulklassen 
(dt./nicht dt.)

•	� wir haben bezahlbare Mieten und gute unbefristete 
Jobs auf dem 1. Arbeitsmark, um zusammen weiter in 
Kreuzberg leben zu können

•	� die Wohnhäuser sind umgeben von sicheren, schönen 
Parks mit anregenden Spielmöglichkeiten. Es gibt aus­
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reichend Mülleimer, die von allen benutzt werden. Eine 
gute Drogen- und Flüchtlingspolitik unterstützt dies

•	� in attraktiven, wohnortnahen Treffpunkten haben 
wir die Möglichkeit zu regelmäßigem interkulturellen 
Austausch und Familienforen. Eigeninitiativ kommt 
es zu Besuchen in der Nachbarschaft

•	� starke Investitionen in die Bildungseinrichtungen 
Kita und Schule haben die Zukunftschancen aller 
Kinder verbessert. Kleinere Gruppen und mehr Päda­
gog/innen ermöglichen eine individuelle Förderung. 
Konflikttraining und vorurteilsfreie Bildung sind 
Bestandteil aller Bildungseinrichtungen

•	� die Inklusion aller Kinder und Jugendlichen im Bezirk 
ist erfolgreich umgesetzt

•	� unter diesen Bedingungen leben wir entspannter und 
respektvoller zusammen und haben mehr Zeit für und 
mit unseren Kindern

V. Familienforum  
Charlottenburg-Wilmersdorf

Am 28. Mai 2011 folgte das Familienforum Charlottenburg-
Wilmersdorf, das der Berliner Beirat für Familienfragen 
in Kooperation mit dem bezirklichen lokalen Bündnis für 
Familie durchführte. An dem Forum im Haus der Familie, 
Schillerstr. 26 in Berlin 10625 beteiligten sich 35 Personen.

1. �Was macht Charlottenburg-Wilmersdorf 
für Familien einzigartig?

Die Teilnehmenden sammelten auf Moderationskarten 
Stichworte, die den Bezirk so einzigartig und l(i)ebens­
wert machen. Die Beteiligten nannten insgesamt rund 60 
Gründe, weshalb sie gerne in Kreuzberg leben. Besonders 
positiv hervorgehoben wurde:

•	� viele Freizeitmöglichkeiten durch Parkanlagen und 
Wälder, „Haus des Säuglings“, „Haus der Familie“,  
Lokales Bündnis für Familie, Kinder in Luft und Sonne
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•	� gute Infrastruktur, sehr verkehrsgünstig
•	 Vielfalt von kulturellen und sozialen Angeboten
•	� „Plöner Straße“ hat immer eine Lösung, Spielplatz  

ist immer sauber und einsetzbar
•	� vielfältige und hohe Anzahl von Spielplätzen für Kinder
•	 viele Veranstaltungen für Jugendliche
•	� familienfreundliche Infrastruktur: ausreichende Tages­

betreuung, Familientreffpunkt, dezentrale Erreichbar­
keit des Jugendamtes

•	� Bezirk ist mehrheitlich stabil, große Toleranz, 
•	 viel Platz für Kinder
•	� „Es ist alles vorhanden! Und alles für Kinder  

erreichbar.“
•	 „Dass es ein „Haus der Familie“ überhaupt gibt.“
•	 keine Ghettoisierung
•	 Kinder- und Jugendparlament
•	 Qualität der Schulen ist sehr gut
•	� „Es ist hier angenehm zu leben, es ist ruhig,  

relativ sicher und es gibt gute Umgangsformen.“
•	 kinderfreundlicher Bezirk
•	� kulturell querbeet von Oper bis Kiezkultur  

(„non profit“)
•	� „In C-W ist das Leben sehr bunt - interessante Leute, 

sozial schön gemischt.“
•	 Kinder können allein zur Schule gehen
•	 Straßen/Schulweg sicher

2. Das könnte besser in  
Charlottenburg-Wilmersdorf sein!

Im Rahmen des Interviews wurden die Teilnehmen­
den danach gefragt, womit sie unzufrieden sind und 
was ihnen für ein familienfreundlicheres Zusammen­
leben fehlt. Obwohl die Grundstimung positiv und die 
Zufriedenheit mit den existierenden Angeboten sehr 
hoch war, wurden Veränderungswünsche geäußert. 

Es gab vier gleich große Handlungsfelder, die von den 
Teilnehmenden besonders kritisch diskutiert wurden:

2.1. Öffentlicher Raum und familienfreundliche 
Infrastruktur (Verkehr, Aufenthaltsqualität, 
Sauberkeit und informelle Treffpunkte)

•	� „Es gibt zu viel Verkehr, große Verkehrsachsen tren­
nen die Wohngebiete voneinander; Lärm und Gestank 
sind insbesondere für Kinder ungesund.“

•	� „Es ist alles zugebaut, wenig Natur für das Erleben 
von Abenteuern und für das Kennenlernen der Natur 
überhaupt.“

•	� „Autos sollen weiter auseinander parken. Man kommt 
mit dem Kinderwagen nicht von einer Straßenseite 
zur anderen.“

•	� mehr Spielstraßen und verkehrsberuhigte Zonen, beson­
ders an der Reformschule Sybelstraße/Gervinusstraße

•	 Hunde schmutzen auf die Straße
•	 Hundeverbot auf Spielplätzen
•	� Müll auf Spielplätzen (und Spritzen) - der Sand an 

Spielplätzen müsste ausgetauscht werden
•	� Bereich Cauerstraße/ Morsestraße wenig attraktiv  

für Familien und Kinder
•	� zu wenig Treffpunkte für Eltern, z. B. Elterncafés – 

offen und/oder verbindlich – mit sozialer Mischung
•	 Mieten sind zu hoch
•	� fehlende bezahlbare familiengerechte Wohnungen  

im Bezirk

2.2. Grundhaltung gegenüber  
Kindern und Familien

•	� „Die Bedürfnisse der Kinder werden  
in der Schule nicht ernst genommen.“

•	� es wird nicht auf die Situation der Familien  
eingegangen (in der Schule)

•	� es fehlt eine positive Grundhaltung  
Kindern/Familien gegenüber

•	� „Kinderlärm“ ist nicht immer Zukunftsmusik
•	 mehr Lobby für Kinder, Jugendliche und Familien
•	� Kinderunfreundlichkeit - andere mischen sich  

unfreundlich in Erziehung ein
•	� „Dass man sich entschuldigen muss, wenn man ein 

Kind mitbringt (fast überall).“
•	� mehr gegen die Respektlosigkeit der Schüler  

unternehmen 
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2.3. hinderliche Rahmenbedingungen für 
die Arbeit mit Kindern in Kitas, Schulen 
und im Jugendbereich

•	� zu große Einschnitte bei der Bewilligung  
von Hilfen/Leitern/Betreuungsgeldern

•	 zu wenig Fördergelder
•	� pädagogisches Personal fehlt an Schulen,  

Kitas und in anderen Bildungseinrichtungen
•	� besserer Personalschlüssel nötig:  

mehr Erzieherinnen und Lehrer
•	� „Man müsste sich mehr um Eltern kümmern,  

die Unterstützung brauchen, Betreuung zu  
ungünstigen Zeiten.“

•	� Schwierigkeiten bei der Besetzung von Stellen  
im Jugendamt

•	� vernünftige Ausstattung und Finanzmittel  
(Personal + Sachen)

•	� mehr Personal und Finanzen für Familienzentren -  
in jeder Region mind. 1 Familienzentrum

•	� neue Eingangsstufe Klasse 1 / Grundschule  
1. und 2. Klasse zusammen lernen, sollte  
wieder getrennt werden

•	� mehr Lehrer an Schulen, mehr Zeit für Eltern  
durch Lehrer

•	 Jugendfreizeiten wichtig: in Westend fehlend! 
•	� zu wenig bilinguale Kitas.  

Deutsch-Englisch; Deutsch – Französisch

2.3. Kinder mit Behinderungen

•	 zu wenig Sportangebote für behinderte Kinder
•	� zu wenig Möglichkeiten für behinderte Kinder,  

z. B. Ausflüge, Luft & Sonne usw.
•	� Informationsangebote und -fluss über Angebote für 

(schwer-)behinderte Kinder g mehr Transparenz

2.4. Sonstiges

•	� zu wenig Mittel für Prävention (beispielsweise  
Elternbildung); für Ferienerholungsmaßnahmen

•	� „Weil ich eine muslimische Frau bin, wünsche  
ich mir ein Frauenschwimmbad in Wilmersdorf.  
Sogar der Bademeister soll auch eine Frau sein.“

•	 mehr Angebote für Alleinerziehende
•	� unzureichender Informationsfluss über bezirkliche 

Aktivitäten für Familien
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3. �Das Familienleben in Charlottenburg- 
Wilmersdorf im Jahr 2016

In Kleingruppen wurden konkrete Wünsche und Empfeh­
lungen entwickelt und auf Moderationskarten festgehal­
ten. Auf Flipcharts wurden vier thematische Zukunftsbil­
der beschrieben. 

Die Ideen fokussierten sich mehrheitlich auf zusätzliche 
und neue (Betreuungs-)Angebote, wie z. B. flexible Kin­
derbetreuung auf Arbeitsstellen und bei Behördengän­
gen, mehr Familienzentren als Begegnungsorte für Eltern 
und Kinder in jedem Stadtteil, kostenfreie Kitaplätze, 
Eltern-Kind-Gruppen und aufsuchende Angebote vor und 
nach der Geburt – eben eine passgenaue Unterstützung 
in allen Lebenssituationen.

Weitere Wünsche betrafen die Verkehrs- und Wohnsi­
tuation für Familien, wie z. B. größere Wohnungen,  
Barrierefreiheit für Kinderwagen und Rollstühle im  

ganzen Bezirk, weniger gefährliche Verkehrsecken, mehr 
Achtsamkeit im Straßenverkehr, ausreichend Ampeln,  
Zebrastreifen, Spielstraßen und Fahrradwege. Eine bes­
sere Verteilung von Spielgeräten im Stadtraum wurde 
ebenfalls angemahnt, ebenso eine höhere gesellschaft­
liche Wertschätzung von Familien durch die Politik. 
Diese große Themenvielfalt wurde in einem dialogi­
schen Prozess mit den Teilnehmenden auf vier Ober­
themen reduziert. 

Hier die Themen im Einzelnen:

3.1. Vereinbarkeit von Familie und Beruf
3.2. Familienzentren in den Kiezen
3.3. Familieninseln 
3.4. Neue Urbanität 

In Kleingruppen wurden konkrete Zukunftsbilder  
erarbeitet, die hier dokumentiert werden:



57Teil 3 – Familienforen 2011

3.1. Vereinbarkeit von Familie und Beruf

2016 gibt es genügend Betreuungsmöglichkeiten! 
In Charlottenburg-Wilmersdorf gibt es jetzt schichtbezo­
gene Kitaplätze, Ferienbetreuung, Notbetreuung (Modell 
Belgien), kurze Fristen für Notbetreuung zuhause im 
Krankheitsfall, flächendeckende Ganztagsschulen und 
familienfreundliche Unternehmen. Über freie Kitaplätze,  
familienfreundliche Unternehmen, über eine enge Ver­
knüpfung von Wirtschaft und Bildungsinstitutionen  
informiert eine Website.

3.2. Familienzentren in den Kiezen

2016 gibt es in jeder Region ein Familienzentrum!
Die barrierefreien und am Wochenende geöffneten Fami­
lienzentren haben eine gute Verkehrsanbindung, werden 
von vielen Gruppen (z. B. Migranten) und Diensten (z. B. 
Gesundheit) genutzt, haben ein tolles Außengelände, 
besitzen ein (selbstverwaltetes) Eltern-Kind-Café und 
bieten bedarfsgerechte Kurs- und Beratungsangebote an 
(Schuldner-, Rechts-, Kita/Schule/Hort-, Behinderten-, 
Migrations- und psychologische Beratung). Es wird Haus­
aufgabenbetreuung angeboten und es gibt generationen­
übergreifende Angebote.

3.3. Familieninseln

2016 gibt es in Charlottenburg-Wilmersdorf 12 familien­
freundliche Inseln!
Inseln sind Oasen / Pavillons in Parks mit Familiencafés 
und niedrigschwelligen „Erste-Hilfe-Paketen“ mit einem  
Infopool rund um die Familie.

3.4. Neue Urbanität

2016 gibt es viele Begegnungsmöglichkeiten im öffent­
lichen Raum!
Es sind Brachflächen gesichert, auf denen naturbelasse­
ne (freie) Abenteuerspielplätze mit Gestrüpp, Erdhügel, 
Rundhütten und Wasser entstehen. Möglicher Standort: 
Fläche am S-Bhf.-Messe Nord/ICC). Diese Plätze haben 
Sanitäranlagen, werden vom Bezirk verwaltet und ohne 
Sozialarbeit betrieben.

VI. Familienforum Mitte

Das Familienforum Mitte fand am 24. Juni 2011 im 
„kubu“ in der Rathenower Str. 17 in 10559 Berlin statt. 
Es nahmen 17 Erwachsene teil. Die Teilnehmenden ka­
men überwiegend aus dem Ortsteil Moabit, so dass sich 
viele Themen und Vorschlägen auf diesen Sozialraum 
beziehen. Das Familienforum in Mitte ist von wenigen 
Personen besucht worden, die aber umso konzentrierter 
arbeiteten und sich austauschten. Für weitere Veran­
staltungen besteht der große Wunsch mehr Eltern und 
weitere am Thema Familie interessierte Bürgerinnen und 
Bürger zu gewinnen.

1. Was macht Mitte (Moabit) 
für Familien einzigartig?

Die Teilnehmenden sammelten auf Moderations­
karten Stichworte, die den Bezirk so einzigartig und  
l(i)ebenswert machen. Die Beteiligten nannten ins­
gesamt rund 30 Gründe, weshalb sie gerne in Mitte  
bzw. Moabit leben. Besonders positiv hervorgehoben 
wurde:

•	� viele Angebote für Familien sind vorhanden,  
auch für Familien mit Migrationshintergrund

•	� urban und grün – viele Spiel- und Grünflächen  
(Tiergarten, Schillerpark)

•	� gute Infrastruktur und Verkehrsanbindung
•	 viele + schön gestaltete Spielplätze (Brunnenviertel) 
•	 kindergerechte Kurse in der Nachbarschaft
•	 Kitas und Freizeitangebote für Kinder
•	� Einrichtungen (Häuser) für Kinder, Jugendliche  

und Familien
•	 bezogen auf Moabit: viele Angebote für Familien
•	� Projekt „die Brücke“: Beratung und Unterstützung 

für Migrantenfamilien in 16 Sprachen!
•	� hohe Vielfalt (kulturell, ost-west, verschiedene Kultu­

ren) Regierungsbezirk-Wohnraum-Büros (spannend)
•	� große Heterogenität der Familien: ethnische Vielfalt, 

verschiedene Familienformen: „klassisch“, Alleiner­
ziehende, Patchwork (gewissen Anonymität/Urbani­
tät bietet Vorteile für verschiedene Familienmodelle) 
und Regenbogenfamilien
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•	 familienfreundlicher Bezirk
•	� Nähe + Gemeinschaft
•	� „Vertrautheit“ mit dem Bezirk („Heimat“):  

„Man kennt sich.“
•	 Angebote für alle Altersgruppen
•	 Sportvereine

2. Das könnte in Mitte (Moabit) besser sein!

Im Rahmen des Interviews wurden die Teilnehmenden 
danach gefragt, womit sie unzufrieden sind und was ih­
nen für ein familienfreundlicheres Zusammenleben fehlt. 

Folgende Themen wurden besonders häufig genannt und 
zum Teil kontrovers diskutiert:

•	 zu viel Armut in den Familien
•	 hohe Arbeitslosigkeit
•	� Mietsteigerungen, die für Familien unbezahlbar  

sind - Zwang zum Fortzug
•	� wenig Angebote für Familien und Fördermöglichkeiten 

in Alt-Mitte (außerhalb der QM/Aktionsräume) trotz 
und steigendem Bedarf durch Zuzug von Familien

•	� wenig Beziehungspunkte von unterschiedlichen 
Bevölkerungsgruppen/ Lebenswelten, wie z. B. kul­
turell, Jung-Alt, Ost-West, Arm-Reich. g Bedarf an 
integrativen Angeboten

•	� Umfang der Angebote ist noch zu gering.  
Dem Bezirk fehlen finanzielle Mittel!

•	� Zentralbücherei und Jugendbücherei geschlossen
•	 Freibad geschlossen
•	 zu viele Spielhallen
•	 zu viele Spielkasinos
•	 Zunahme von Billigläden, Spielhallen
•	 Verdrängung der „Alt-Eingesessenen“ - Läden
•	� Wegzug vieler Familien, wenn Kinder in die Schule 

kommen
•	� gute Durchmischung der Bildungsschichten fehlt
•	� Nutzung der Frei-/ Spielflächen z.T. für Familien/Kin­

der nicht möglich, da von anderen Gruppen besetzt
•	� Kinderspielplätze verschmutzt, die in den Abend­

stunden von Jugendlichen verdreckt werden
•	� zu viele Hunde (Kampfhunde) und Hundekot
•	� „Moabit stinkt.“

3. Das Familienleben in Mitte (Moabit) im Jahr 2016

Am Nachmittag wurde gemeinsam mit allen Teilnehmen­
den eine Vision für den Bezirks Mitte bis zum Jahr 2016 
entwickelt und in einer großen Mind-Map dokumentiert. 
Die Anwesenden haben sich darauf verständigt, dass 
diese in fünf Jahren für ein „Umsetzungscontrolling“ 
wieder hervorgeholt wird. 
Vier Zukunftsbilder wurden dabei entwickelt.

3.1. Vielfalt wird akzeptiert

2016 ist Mitte ein Bezirk, in dem die unterschied­
lichsten Lebensformen zusammenkommen und akzep­
tiert werden! Alle Eltern wollen, dass es ihren Kindern 
gut geht und gestalten das Wohnumfeld aktiv mit.  
Menschen mit unterschiedlichen Wurzeln rücken  
zusammen.

3.2. Im Jahr 2016 ist Familienarbeit anerkannt 
und Mütter und Väter teilen sich diese Aufgabe!

Mütter und Väter sind gerne Eltern. Väter werden in ihrer 
Rolle ernst genommen und sind gleichberechtigte Erzie­
hungspartner. Die Tätigkeit des „Familienmanagements“ 
wird anerkannt und bezahlt. 
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3.4. Beteiligung

2016 bestimmen die Bürger bei Sachfragen mit und  
beteiligen sich.

3.3. Sauberkeit und Ökologie

2016 ist der Bezirk Mitte ein sauberer und angenehmer 
Lebensort. Die öffentlichen Straßen und Grünanlagen 
sind sauber und stark verkehrsberuhigt. Es gibt ein brei­
tes Angebot an Geschäften. Ökologie ist bereits in Schule 
und Kita ein wichtiges Thema und umweltbewusstes Ver­
halten wird dort vermittelt. Außerdem besteht ein ande­
res Verhältnis zum „nachhaltigen Wirtschaften“. Stadt­
gärten und viele Grünflächen stehen zur Verfügung. Ein 
fußgänger- und radfahrerfreundliches Verkehrskonzept 
ist entwickelt.
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Unter dem Motto „Und jetzt sind Sie dran!“ hat der  
Berliner Beirat für Familienfragen von Januar bis  
August 2011 die Empfehlungen, Kritikpunkte und  
Inhalte des Familienberichts 2011 „Zusammenleben 
in Berlin“ auf über zwanzig Veranstaltungen gezielt 
in Politik, Verwaltung, Verbänden und Gremien ein­
gebracht. Nachstehend finden Sie eine Auswahl der 
verschiedenen Veranstaltungsformate und Themen der 
Veranstaltungsreihe:

26.01.2011
�Übergabe des Familienberichts 2011 „Zusammen­
leben in Berlin“ an den Regierenden Bürgermeister  
Klaus Wowereit und den Familiensenator Prof. Dr.  
Jürgen Zöllner.

23.02.2011	
„Berliner Familienpolitik im Fokus“ in Kooperation 
mit dem Lokalen Bündnis für Familie Charlottenburg- 
Wilmersdorf und der VHS Charlottenburg-Wilmersdorf.

26.02.2011
�„Familienbericht 2011“ – Vorstellung auf der Klausur 
der SPD-Fraktion in der Bezirksverordnetenversamm­
lung Tempelhof-Schöneberg.

08.03.2011
„Neue Mütter, neue Väter?! - Berliner Familienrealitäten  
2011“, SPD Steglitz Zentrum.

16.03.2011
�„Familienbericht 2011“, Vorstellung beim Landes­
jugendhilfeausschuss.

31.03.2011
�„Der Familienbericht 2011 - Diskussionsgrundlage und 
Handlungsoptionen für die Kirche“  – Vorstellung beim 
Pastoralkonvent Charlottenburg-Wilmersdorf.

12.04.2011 
AWO Fachforum „Zusammenleben in Berlin. Der Familien­
bericht 2011“ AWO Landesverband Berlin.

18.04.2011
�„Zusammenleben in Berlin. Der Familienbericht 2011“, 
Vorstellung beim Landesfrauenrat.

28.04.2011
„Der Berliner Familienbericht 2011: Konzept und  
Inhalt“, Deutscher Verein für öffentliche und private 
Fürsorge e.V.

31.05.2011
Diskussionsveranstaltung zum Familienbericht 2011 
im Rathaus Pankow Kooperationsveranstaltung von 
Berliner Beirat für Familienfragen, Lokales Bündnis 
für Familie in Pankow und Bezirksamt Pankow.

21.06.2011
5. Jahrestreffen des Berliner Bündnisses für Familie: 
Der Berliner Familienbericht 2011.

22.06.2011
„Der Berliner Familienbericht und die Zukunft der  
Familienbildung in Berlin“ Kooperationsveranstaltung 
von Berliner Beirat für Familienfragen und der Arbeits­
gemeinschaft der Familienverbände Berlin (AGF).

Veranstaltungsreihe  
„ZUSAMMENLEBEN IN BERLIN“
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28.06.2011 
„Pflege für die Pflegenden: Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie – passt dies auch in den Pflegeeinrichtungen zu­
sammen?“ Kooperationsveranstaltung von Berliner Beirat 
für Familienfragen, Senatsverwaltung für Integration, 
Arbeit und Soziales und der Wert.Arbeit GmbH, Berlin.

30.06.2011
„Zwischen Wissenschaft und Wickeltisch“. Fachdialog 
zum Thema Vereinbarkeit von wissenschaftlicher Arbeit 

und Familie am Wissenschaftsstandort Berlin. Koope­
rationsveranstaltung von Berliner Beirat für Familien­
fragen, Senatsverwaltung für Bildung, Wissenschaft und 
Forschung, Dual Career Netzwerk Berlin und Humboldt-
Universität zu Berlin.

25.08.2011
„Berliner Familien haben die Wahl“. Diskussionsveran­
staltung anlässlich der Wahlen zum Abgeordnetenhaus 
von Berlin am 18.09.2011.
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Pressekonferenzen
- �26.01.2011 Präsentation und Übergabe des Familien­

berichts 2011

Printmedien
- �B.Z., Wahl-News - Fragen der Familie: Pankow - Der 

Berliner Beirat für Familienfragen lädt heute zu einer 
Podiumsdiskussion mit Experten aller Fraktionen in 
Pankow, 25.08.2011

- �Neues Deutschland, „Geldmangel folgt Bildungsar­
mut“, 26.07.2011, von Andreas Heinz

- �Berliner Woche (Lichtenberg), „Was läuft in den  
Sommerferien?“, 05.07.2011

- �Der Tagesspiegel, „Forschen ohne Kinder - Hochschu­
len sollen familienfreundlicher sein“, 03.07.2011,  
von Ann-Kathrin Nezik

- �Berliner Morgenpost, „Familienbeirat zu Pflege: 
Menschlichkeit betonen“, 03.07.2011

- �Berliner Morgenpost, „Datenbank bietet Überblick 
über Sommerferien-Programm“, 01.07.2011

- �Berliner Morgenpost, „Familienforum Charlottenburg-
Wilmersdorf – Redezeit für Familien“, 05.06.2011,  
von Andrea Kolpatzik und Anne Kleese

- �Berliner Morgenpost, Information - Familienforum 
Mitte, „Diskutieren Sie mit!“, 05.06.2011

- �Berliner Morgenpost, Familiennews, Termin:  
„Forum setzt sich für mehr Familienfreundlichkeit 
ein“, 27.05.2011

- �Berliner Morgenpost, Veranstaltungen: „Berliner Famili­
en diskutieren über das Zusammenleben“, 12.05.2011

- �Der Tagesspiegel, „Eltern und Arbeit - Wo es Tipps und 
Ansprechpartner gibt“, 04.05.2011

- �Berliner Morgenpost, „Schlüssel zum Glück“, 
5.04.2011, von Astrid Herbold

- �Berliner Morgenpost, „Online-Datenbank: Familien­
beirat informiert über Ferienprogramm“, 19.04.2011

- �Der Tagesspiegel, „Die Pflege der Anderen“, 16.02.2011, 
von Katja Gartz

- �Berliner Zeitung, „Familienbüro statt Bürgeramt“, 
27.01.2011, von Regine Zykla

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit 2011
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- �Berliner Morgenpost, „Wunschzettel an Wowereit“, 
27.01.2011

- �BZ, „Bessere Zukunft für Berliner Familien“, 
27.01.2011, von Olaf Wedekind

- �Der Tagesspiegel, „Familien fordern bezahlbare  
Wohnungen“, 27.01.2011, Sigrid Kneist

- �Neues Deutschland, „Lobbyismus mit guten Beispie­
len“, 27.01.2011, von Klaus Joachim Herrmann

Fachzeitschriften
- �Wirtschaftswunder Berlin-Brandenburg, „Karriere 

machen mit Kindern“, Juni/Juli 2011, von Martina 
Reckermann

- �Berliner Wirtschaft 03/11, „Zusammenleben in Berlin“, 
März 2011, von Dr. Thomas Letz

- �Stiftung Mitarbeit e-newsletter Wegweiser Bürger­
gesellschaft 08/2011, „Zusammenleben in Berlin -  
Der Berliner Familienbericht 2011“, Gastbeitrag von 
Peter Ruhenstroth-Bauer, 29.04.2011

Onlinemedien 
- �Businesslocationcenter.de, „Vereinbarkeit von Familie 

und Beruf“, 08.07.2011
- �berlin-familie.de, „Beirat für Familienfragen infor­

miert über Sommerferienangebote“, 01.07.2011
- �dualcareer-berlin.de, „Einladung: Zwischen  

Wissenschaft und Wickeltisch“, 24.06.2011
- �berlin.de, „Einladung: Zwischen Wissenschaft  

und Wickeltisch“, 24.06.2011
- �diakonie-portal.de, „Einladung: Zwischen  

Wissenschaft und Wickeltisch“, 24.06.2011
- �spd-berlin-nordorst.de, „Berliner Beirat für Familien­

fragen und Bündnis für Familie Pankow stellen den  
1. Berliner Familienbericht vor“, 20.06.2011

- �diakonie-portal.de, „Einladung zum Familienforum 
Mitte am 24.Juni 2011“, 03.06.2011

- �sparrplatz-quartier.de, „Einladung zum Familienfo­
rum Mitte - Wie leben Sie als Familie in Mitte? Ihre 
Meinung ist gefragt!“, 31.05.2011

- �hausderfamilie-charlottenburg.de, „Familienforum 
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Charlottenburg-Wilmersdorf“, 19.05.2011
- �CDU-Fraktion.berlin.de, „Demirbüken-Wegner:  

Rot-Roter Senat ignoriert die Probleme der Familien“, 
23.05.2011

- �rechtsanwalt-kroeger-bergfelde.de, Familienforum 
28.05.2011 – Pressemitteilung des BA Charlottenburg-
Wilmersdorf, 12.05.2011

- �berlin.de, Lokales Bündnis Charlottenburg-Wilmers­
dorf, Familienforum am 28.05.2011, von 10.00 bis 
16.30 Uhr, 12.05.2011

- �Einladung Familienforum – Pressemitteilung des  
BA Charlottenburg-Wilmersdorf, 12.05.2011

- �Berlin-aktuell.de, „Der Bezirk soll familienfreundlich 
sein“, 12.05.2011

- �berlin.de, Pressemitteilung der Senatsverwaltung für 
Bildung, Wissenschaft und Forschung, „Zusammen­
leben in Berlin - der neue Familienbericht als umfas­
sende Bestandsaufnahme und Handlungsanleitung“, 
Rede von Jugend- und Familiensenator Jürgen Zöllner 
in der Aktuellen Stunde am 12.05.2011

- �morgenpost.de, „Gewalt in U-Bahn kein Thema im  
Parlament“, 11.05.2011

- �qm-mehringplatz.de, Infobrief 13/2011, „Einladung 
zum Familienforum Kreuzberg – Ihre Unterstützung  
ist gefragt!“

- �berlin-familie.de, „Familienforum – Kreuzberger  
Familien diskutieren“, 10.05.2011

- �pride1radio.com, „Berliner Familienbericht 2011 
verschweigt Existenz von Regenbogenfamilien“, 
07.05.2011

- �queer.de, „Regenbogenfamilien zählen nicht“, 
05.05.2011

- �blu.fm.de, „Berliner Familienbericht 2011 verschweigt 
Existenz von Regenbogenfamilien“, 07.05.2011

- �lsvd-berlin.de, „Berliner Familienbericht 2011 
verschweigt Existenz von Regenbogenfamilien“, 
04.05.2011

- �quartiersmanagement-wrangelkiez.de, „Famili­
enforum Kreuzberg – Ihre Meinung ist gefragt!“, 
02.05.2011
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- �Diakonie-Portal, „Berliner Beirat für Familienfragen 
übergibt den Familienbericht 2011“, 26.01.2011

- �DIW.de, „Flexiblere und bedarfsgerechte Kinder­
betreuung: Verbesserungspotentiale in Berlin“, 
26.01.2011

- �HVD.de, „Berliner Beirat für Familienfragen  
übergibt Familienbericht 2011“, 26.01.2011

- �Jugendhilfeportal.de, „Wowereit nimmt  
Familienbericht 2011 entgegen“, 26.01.2011

- �taz.de, „Arbeit und Eltern: Familien ticken anders“, 
26.01.2011, von Antje Lang-Lendorff

- �SPD-Berlin NordOst, „1. Berliner Familienbericht  
veröffentlicht“, 26.01.2011

Radio
- �rbb Kulturradio (Zeitpunkte-Debatte), Veranstaltungs­

mitschnitt: „Zwischen Wissenschaft und Wickeltisch“, 
23.07.2011

- �rbb Kulturradio (Zeitpunkte-Magazin), „Eine Stadt  
für alle“, 30.01.2011

- �rbb-hörfunk, „Berliner Beirat fordert mehr Hilfen  
für Familien“, 26.01.2011

TV
- �tv.berlin - Standort Berlin, Thema: Familienbericht 

2011 „Zusammenleben in Berlin“ mit Peter Ruhen­
stroth-Bauer, 28.07.2011

- �tv.Berlin, „Berlins Familienpolitik kann besser  
werden“, 04.02.2011,

- �rbb, Abendschau, Kurzbeitrag im Nachrichtenblock, 
26.01.2011

- �quartiersmanagement-wassertorplatz.de, „Familien­
forum Kreuzberg – Mitmachen für einen noch famili­
enfreundlicheren Kiez“, 02.05.2011

- �Stiftung Mitarbeit, e-newsletter Wegweiser Bürger­
gesellschaft 08/2011, „Zusammenleben in Berlin -  
Der Berliner Familienbericht 2011“, Gastbeitrag von 
Peter Ruhenstroth-Bauer, 29.04.2011

- �mitbestimmen-in-berlin.de, „Was läuft in den Ferien – 
Feriendatenbank bringt den Überblick“, 18.04.2011

- �jugendnetz-berlin.de, „Was läuft in den Ferien? –  
Feriendatenbank bringt den Überblick“, 18.04.2011

- �qm-zentrumkreuzberg.de, „Was läuft in den Ferien? – 
Feriendatenbank bringt den Überblick“, 18.04.2011

- �quartiersmanagement-wrangelkiez.de, „Was läuft in 
den Ferien? – Feriendatenbank bringt den Überblick“, 
18.04.2011

- �berlin.de, Senatskanzlei Berlin, „Stellungnahme des 
Senats zum Familienbericht 2011“, 05.04.2011

- �kobra-berlin.de, „Zusammenleben in Berlin - Berliner 
Familienbericht 2011 vorgestellt“, 28.02.2011

- �vorwärts.de, „Familie dauert das ganze Leben“, 
15.02.2011, von Sebastian Zajonz

- �ZFF-Info (Newsletter), „Familien-Beirat: Familien­
berichterstattung präsentiert Chancen und Risiken  
zum „Zusammenleben in Berlin“, 15.02.2011

- �Berlin Freckles, „Zusammenleben in Berlin: Der  
Berliner Familienbericht 2011“, 01.02.2011

- �Paritätischer Rundbrief 02/2011, „Wie geht‘s den 
Berliner Familien? Oft fehlt es an Koordination und 
Vernetzung“

- �Erzieherin.de, „Zusammenleben in Berlin“, 27.01.2011
- �Infothek 88.4, „Familienbericht 2011“, 27.01.2011
- �LandesFrauenRat.de, „Berliner Familienbericht  

präsentiert Chancen und Risiken“, 27.01.2011
- �Ramona-Pop.de/Bündnis 90/Die Grünen, „Anre­

gungen des Familienberichts ernst nehmen und 
umsetzen“, 27.01.2011

- �Raymund Martini Tagebuch, „Regierender Bürger­
meister nahm Familienbericht 2011 entgegen, 
27.01.2011, von Raymund Martini

- �Ad hoc News, „Wowereit nimmt Arbeitgeber in  
die Pflicht“, 26.01.2011

- �Berlin.de, „Wowereit: Familienförderung ist Aufgabe  
der ganzen Gesellschaft““, 26.01.2011
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Danksagung

Der Berliner Beirat für Familienfragen dankt allen  
Unterstützerinnen und Unterstützern, die sich für die 
Arbeit des Familienbeirats engagiert haben. 

Ganz besonders geht unser Dank an: 
Die Redaktion von „ Der Tagesspiegel“
Die Redaktion der „Berliner Morgenpost“
Herrn Heinz-Hermann Herbers und das Team  
von MediaMail der Post AG 
Heiko Kretschmer und das Team der Agentur 
Johanssen+Kretschmer Strategische Kommunikation GmbH
Gregor Blach und das Team der Agentur  
WE DO communication GmbH
Mike Cosse und Henrik Tesch und das Team  
von Microsoft Deutschland GmbH
Prof. Werner Jann und seine Studierenden  
an der Universität Potsdam
Prof. Stephan Breidenbach und Prof. Jasmiko Novak  
von der Humboldt-Viadrina School of Governance 
Wolfgang Arth und sein Team  
der Stadtkultur Berlin GmbH
Das Team von cosmoproducts GmbH
Das Team der DINAMIX Media GmbH
Das Team der Hauptstadtkampagne be Berlin

Unsere Online-Dialoge in den Jahren 2008 und 2010 
unter www.zusammenleben-in-Berlin.de haben zu-
dem prominenten Patinnen und Paten unterstützt:
Katja Desens, Moderatorin bei 104.6 RTL
Judith Döker, Schauspielerin
Ulrike Frank, Schauspielerin
Astrid Frohloff, Journalistin und TV-Moderatorin 
Justus Kliss, Journalist und TV-Moderator
Dr. Ursula von der Leyen, Bundesarbeitsministerin
Adnan Maral, Schauspieler
Marko Pantelic, Hertha BSC
Renate Schmidt, Bundesfamilienministerin a.D. 
Wilhelm Schmidt, Bundesvorsitzender der AWO
Dr. Eric Schweitzer, Präsident der Berliner IHK 
Ole Tillmann, Schauspieler und Moderator 
Andrey Voronin, Hertha BSC
Klaus Wowereit, Regierender Bürgermeister von Berlin

‚

Dank gilt auch den Jurorinnen und Juroren des 
1. Berliner Landeswettbewerbs „Unternehmen für 
Familie – Berlin 2010“ initiiert durch den Deutschen 
Gewerkschaftsbund Bezirk Berlin-Brandenburg, 
die IHK Berlin, die Handwerkskammer Berlin und 	
den Berliner Beirat für Familienfragen:
Tissy Bruns,  
Politische Chefkorrespondentin, „Der Tagesspiegel“
Doro Zinke,  
Vorsitzende des DGB Bezirk Berlin-Brandenburg
Stephan Schwarz, 
Präsident der Handwerkskammer Berlin
Dr. Eric Schweitzer, 
Präsident der IHK Berlin
Dr. Reinhard Uppenkamp, 
Vorstandsvorsitzender der Berlin Chemie AG
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Der Berliner Beirat für Familienfragen
Der Berliner Beirat für Familienfragen ist als ehrenamtliches und überparteiliches Gremium 
für die Legislaturperiode 2006 – 2011 vom Berliner Senat berufen worden. Er berät den 
Senat in allen familienpolitischen Fragen und tritt aktiv für die Interessen von Familien 
in Berlin ein.

Für den Berliner Beirat für Familienfragen hat der Senat 23 Vertreterinnen und Vertreter 
aus Wirtschaft, Politik, Wissenschaft, Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften, 
sozialen Verbänden und der Zivilgesellschaft berufen. Mehr über den Berliner Beirat für 
Familienfragen finden sich unter

www.familienbeirat-berlin.de

Kontakt, Anfragen, Anregungen und Impressum
Berliner Beirat für Familienfragen

Geschäftsstelle | Oranienburger Str. 13–14 | 10178 Berlin-Mitte

Tel.: 030.200891-60 | Fax: 030.200891-69
E-Mail: post@familienbeirat-berlin.de

V.i.S.d.P.: Peter Ruhenstroth-Bauer 

Träger des Berliner Beirats für Familienfragen ist die Stiftung Hilfe für die Familie. 
Stiftung des Landes Berlin

Stand: September 2011

Umschlagmotiv: plainpicture/Fancy



     			  Die Debatte 

	  hat begonnen …
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